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1. Einleitung 
Als Ausländerin in Deutschland hing meine Zukunft so manches Mal am – aus 
meiner Sicht – seidenen Faden der ausländerbehördlichen Entscheidungen. Dieses 
damals erlebte Gefühl der Ohnmacht und Angst teile ich mit vielen Klienten der 
deutschen Ausländerbehörden.  
Sich der Institution Ausländerbehörde analytisch, mit wissenschaftlichem Arsenal 
ausgestattet und ohne Angst zu nähern, dabei das Handeln der Menschen darin zu 
verstehen und letztendlich einen kleinen Beitrag zu einer positiven Veränderung in 
dieser Institution beizusteuern – dies sind die Motive, die diese Arbeit haben 
entstehen lassen. 
Der vorliegenden Magisterarbeit gingen zwei eigene Vorarbeiten auf dem Gebiet der 
interkulturellen Behördenkommunikation voraus: ein interkulturelles 
Kommunikationstraining für Behördenmitarbeiter und eine Broschüre zur 
interkulturellen Behördenkommunikation, die als Handbuch für Behördenmitarbeiter 
konzipiert war (siehe Porila/ten Thije 2005). 
Mein Dank gehört den Mitarbeitern und der Leitung der Ausländerbehörde, in der 
ich meine Forschung durchführen konnte. Das Zustandekommen dieser Arbeit war 
nur durch ihre Hilfe und Offenheit möglich. Gleichzeitig stellt dies bereits das erste 
Forschungsergebnis dar: Ein Potential für positiven Veränderungen und Interesse an 
der Verbesserung eigener Arbeit ist in der Ausländerbehörde vorhanden.  
2. Fragestellung 
Die Arbeit beschäftigt sich mit der interkulturellen Kommunikation in einer 
Ausländerbehörde aus der Perspektive der funktional-pragmatischen Linguistik. Die 
untersuchte Ausländerbehörde liegt in einer größeren Stadt (im Folgenden 
Sommerdorf genannt) des Bundeslandes Sachsen. 
Das Forschungsinteresse fokussiert das sprachliche Handeln der Behördenmitarbeiter 
bei den sog. ‚Vorsprachen’ – in Gesprächen zwischen meist nicht-deutschen Klienten 
und deutschen Behördenvertretern. 
Meine Vorannahme ist, dass Behördenmitarbeiter in den Gesprächen die Position 
eines Mittlers zwischen Klient und Institution inne haben. Diese Position umfasst das 
Handeln der Behördenmitarbeiter als Vertreter einer „Schnittstelle zwischen System 
und Lebenswelt“ (Riehle 2001:86), zwischen Institutionalität und Alltäglichkeit 
 4 
sowie zwischen Schriftlichkeit und Mündlichkeit (Becker-Mrotzek 2001). Im Fall 
der in dieser Arbeit untersuchten Ausländerbehörde übernehmen einige 
Behördenmitarbeiter darüber hinaus eine institutionell vorgesehene Mittlerposition 
zwischen dem Klient und einer weiteren, übergeordneten ausländerrechtlichen 
Instanz1. 
Erfolgreiche Vermittlung im Sinne eines verständigungs- und damit 
klientenorientierten (sprachlichen) Handelns besteht zum einen aus der Weitergabe 
des professionellen Wissens an die Klienten. Zum anderen lastet auf den 
Mitarbeitern der Behörde m.E. die Aufgabe, das aus der Behördenspezifik 
resultierende Konfliktpotential2 in der Agent-Klient-Interaktion abzumildern. 
Ich nehme an, dass das klientenorientierte Handeln bestimmter sprachlicher Mittel 
oder Strategien bedarf. 
Die vorläufige Forschungsfrage ist also, mit welchem sprachlichen Handeln die 
Behördenmitarbeiter komplexes Wissen vermitteln und die konfliktäre Dominanz der 
Institution sowie in der Interkulturalität bzw. Fremdsprachlichkeit der Situation 
begründete Schwierigkeiten ausgleichen. Die Frage impliziert die Annahme, dass 
Sachbearbeiter verständigungs- und klientenorientiert handeln. Eine weiteres Ziel ist, 
durch die so gewonnenen Erkenntnisse zu einer genaueren Beschreibung 
klientenorientierten Handelns in der Ausländerbehörde zu gelangen. 
Der Fragestellung wird anhand eines Datenkorpus, das sich hauptsächlich aus 
authentischen Gesprächsaufnahmen und Ergebnissen teilnehmender Beobachtung 
zusammensetzt, nachgegangen. 
Die Forschungsfrage wird erst im Laufe der Korpusanalyse konkretisiert, um dem 
Prinzip des offenen Herangehens an das Datenmaterial in der qualitativen Forschung 
gerecht zu werden. 
3. Aktualität des Themas 
Seit einigen Jahren wird in der deutschen Öffentlichkeit stärker über Einwanderung 
diskutiert, einerseits im Licht der Gefahr durch weltweite Zunahme terroristischer 
Anschläge und der Sorge um die innere Sicherheit, andererseits angesichts der 
drohenden Überalterung der Bevölkerung Deutschlands. In jüngster Vergangenheit 
entfachten hitzige Debatten um Integration der in Deutschland lebenden Ausländer, 
begleitet von Auseinandersetzungen über die Bedingungen deren Einbürgerung, über 
                                                
1 Vgl. Kapitel 7.1.2.1. 
2 Näher dazu im Kapitel 4.5. 
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die Zustände in deutschen Schulen in Stadtbezirken mit hohem Ausländeranteil 
sowie über das Zusammenleben mit Moslems in Deutschland. 
Allmählich kommt die deutsche Öffentlichkeit zu der Einsicht, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist und dass Annäherungsprozesse der Mehrheitsgesellschaft und 
den nicht-deutschen Minderheiten stattfinden müssen. Es wird verstärkt nach 
wirksamen Konzepten der Einbindung von Zuwanderern in die Gesellschaft gesucht. 
Einen Anteil am Gelingen der Integrationsprozesse tragen die deutschen Behörden. 
Ihre in den letzten Jahren von der Öffentlichkeit, Migrantenorganisationen und 
Ausländerbeauftragten geforderte interkulturelle Öffnung (vgl. z.B. Kandel/Müller-
Hofstede/Lima Curvello 2002) ist jedoch nicht nur aus der integrationspolitischen 
Sicht relevant, sondern auch aus der Perspektive der angestrebten 
Verwaltungsreform, die auf Effizienz, Dienstleistungscharakter und 
Kundenorientiertheit der Behörden abzielt.  
In der Ausländerbehörde als einer überwiegend von ausländischen Besuchern 
frequentierten Verwaltungsinstitution gewinnt das Thema der interkulturellen 
Öffnung ein besonderes Gewicht. Hier bedeutet der Prozess, dass Migranten als 
Klienten erkannt werden, auf deren Bedürfnisse eingegangen werden soll. Von den 
Mitarbeitern verlangt dies in der behördlichen Sprechstunde einen besonders 
verständigungsorientierten Stil der Gesprächsführung, ausreichend Beratung und 
Sensibilität hinsichtlich kultureller Differenzen ihrer Klienten.  
Wegen ihrer kontrollierenden und regulierenden Aufgaben als Eingriffsbehörde stößt 
das Bemühen um Klientenfreundlichkeit in der Ausländerbehörde auf besondere 
Probleme. Eine in einer Untersuchung befragte Expertin bemerkte dazu: „Aus einer 
Ausweisung wird keine Dienstleistung“ (Freuding/Schultheis-Wurzer 2000: 15). Die 
Entscheidungen dieser Behörde sind für ihre Klienten von existentieller Bedeutung 
und können bisweilen, fallen sie negativ aus, tiefe Einschnitte in deren Leben 
verursachen. Demzufolge stehen die Besucher der Ausländerbehörde häufig unter 
einem starken emotionalen Druck. Sprachprobleme können diesen noch verstärken. 
Klient-Sachbearbeiter-Gespräche in der Ausländerbehörde sind daher besonders 
konfliktanfällig und die Arbeit für die Behördenangestellten besonders belastend. 
Befragungen von Klienten und Mitarbeitern der Behörde belegen, dass die ersteren, 
teils aber auch beide Aktantengruppen die Interaktion in der Sprechstunde als 
verbesserungswürdig einschätzen (Berth/Esser 1997; Riehle/Zeng 1998; 
Kammerer/Stockdreher/Wojtusiak 2000)3. 
                                                
3 Siehe näher Kapitel 4.4. 
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Gespräche zwischen Angestellten und Klienten der Ausländerbehörde stellen aus den 
oben genannten gesellschaftlichen, institutionellen und interkulturellen Gründen ein 
brisantes Forschungsfeld dar. 
Durch die Analyse authentischer Kommunikation können Strukturen offengelegt 
werden, die institutionelle und interkulturelle Verständigung fördern. Solche 
sprachlichen Strukturen stellen wertvolles Material für die Entwicklung von 
Curricula interkultureller Kommunikationstrainings für Behördenmitarbeiter dar. 
Denn auf diese Weise eruierte Kommunikationsstrategien sind Problemlösungen, die 
nicht vom Trainer von außen an die Trainingsteilnehmer herangetragen werden, 
sondern aus dem Arbeitsalltag der Teilnehmer, aus der Erfahrung ihrer Kollegen 
stammen. Daher besitzen sie hohe Praxisrelevanz und hohen Transferwert. 
Ebenso lassen sich durch die Analyse der Behördengespräche in der Kommunikation 
mit Klienten systematische Schwachstellen entdecken, die institutionelle, darunter 
auch einfach organisatorische, oder interkulturelle Gründe haben. Solche 
Situationsbeschreibungen können ebenfalls in interkulturellen 
Kommunikationstrainings eingesetzt werden, wo sie beispielsweise als Grundlage für 
Rollenspiele verwendet werden können. 
Eine mit ethnographischer Beobachtung verbundene Gesprächsanalyse in der 
Ausländerbehörde kann darüber hinaus Erkenntnisse über die Spezifik der 
Kommunikationsstrukturen in der Institution und der Behördenkultur zutage fördern. 
Diese können nicht nur für die Weiterbildung einzelner Mitarbeiter dienlich sein, 
sondern auch bei der Durchführung eines die ganze Institution einbeziehenden 
Innovationsprozesses – der interkulturellen Öffnung der Behörde – von Nutzen sein4. 
Die Gesellschaft befindet sich in der oben angedeuteten Debatte. Diese wird ihre 
hoffentlich positiven Auswirkungen auf das Leben der Migranten in Deutschland 
haben. Spätestens dann ist es Zeit für die Ausländerbehörden, zu interkulturell 
kompetenteren Ufern aufzubrechen.  
4. Rekonstruktion des Handlungsfelds der Ausländerbehörde 
Die Interaktion in der Ausländerbehörde ist grundsätzlich durch die spezifische 
Institutionalität dieses Handlungsfeldes bestimmt. 
                                                
4 Riehle (2001: 83) plädiert dafür, dass die interkulturelle Öffnung der Behörden ämterspezifisch 
diskutiert wird. 
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Daher werde ich in den zwei folgenden Kapiteln anhand der Forschungsliteratur aus 
der pragmatischen Linguistik die Auswirkungen der Institutionalität auf die 
Kommunikation zwischen Behörde und Behördenklient zusammenfassen. 
Danach beleuchte ich die Problematik der diesem Handlungsfeld inhärenten 
Interkulturalität. Anschließend werde ich Ergebnisse einiger empirischen 
Untersuchungen – Befragungen und Interviews – zur Sicht der in der interkulturellen 
deutschen Behördenkommunikation Beteiligten referieren. Schließlich wende ich 
mich der spezifischen Problematik der Ausländerbehörde zu und bespreche einige 
Aspekte ostdeutscher Migrationsgeschichte. 
4.1 Kommunikation in Behörden 
Die Ausländerbehörde ist eine Institution der Verwaltung (Ehlich/Rehbein 
1980:341). Nach Ehlich/Rehbein sind Institutionen „Formen des gesellschaftlichen 
Verkehrs zur Bearbeitung gesellschaftlicher Zwecke“ (1980: 338). Dabei handelt es 
sich um Teilzwecke gesellschaftlichen Handelns, die durch ein Ensemble von 
spezifischen mentalen, aktionalen und interaktionalen Handlungen verfolgt werden 
(Rehbein 1998: 661; ders. 1999: 15). Deshalb stellen Institutionen „gesellschaftliche 
Apparate“ dar (ebd.)5. Sie sind durch Kommunikation konstituiert und prägen diese 
auf spezifische Art. 
Kommunikation in Institutionen ist nicht nur durch die Nutzung spezifischer Lexik 
und eigens den institutionellen Zwecken dienenden sprachlichen Handlungen (z.B. 
Verurteilen) gekennzeichnet, sondern auch dadurch, dass in Institutionen alltägliche 
sprachliche Handlungsmuster verändert und deren Zwecke verfremdet werden. (z.B. 
die Examensfrage aus der schulischen Kommunikation als verfremdetes Frage-
Antwort-Muster (vgl. Ehlich/Rehbein 1986), oder das Erzählen (vgl. Ehlich 1980a)). 
Außerdem bestimmen Institutionen stark das Handeln der Interaktanten in ihnen. 
Institutionelle Kommunikation ist charakterisiert durch die Beteiligung zweier 
grundsätzlich unterschiedlicher Teilnehmertypen: Die Klienten einer Institution auf 
                                                
5 Rehbein definiert den Begriff Institution bereits in früheren Arbeiten. Allen voran möchte ich hier 
die zusammen mit Ehlich verfasste folgende umfassende Begriffsklärung zitieren: „Sie 
[Institutionen, A.P.] sind Organisationsformen gesellschaftlicher Praxis auf einer bestimmten 
Höhe von deren Entwicklung. In ihnen drücken sich die gesellschaftlichen Gesamtverhältnisse 
aus, die die gesellschaftlichen Aktanten miteinander unterhalten und in denen sie ihre 
Lebenspraxis organisieren. Institutionen sind gesellschaftliche Apparate, mit denen komplexe 
Gruppen von Handlungen in einer zweck-effektiven Weise für die Reproduktion der 
gesellschaftlichen Aktanten und der durch sie konstituierten und sie bestimmenden Gesellschaft 
prozessiert werden. Bezogen auf die Qualität des in Institutionen verlaufenden gesellschaftlichen 
Handelns lassen sich die Institutionen bestimmen als spezifische Ensembles von Formen 
gesellschaftlicher Praxis. Die Institutionen entstehen aus spezifischen Zweckkombinationen und 
für sie und umfassen darauf bezogene Teilzwecke in sich.“ (Ehlich/Rehbein 1986: 136f.) 
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der einen und die Vertreter, d.h. Mitarbeiter der Institution auf der anderen Seite. Die 
Letzteren bezeichnet die Forschung als ‚Agenten’. Diese in die institutionelle 
Kommunikation involvierten Figuren werden als ‚Aktanten’ zusammengefasst. 
Der Zweck der Verwaltungsinstitutionen (und einiger anderer Institutionsarten) ist, 
„arbeitsteiliges Handeln verschiedener Aktanten innerhalb eines bestimmten Raums 
zu koordinieren, zu kontrollieren und Wissen zu bewahren“ (Rehbein 1998: 661). 
Behörden als spezifische Gattung der Verwaltungsinstitutionen erfüllen in staatlicher 
Hoheit selbständig Verwaltungsaufgaben (Becker-Mrotzek 2001: 1507). 
Nach ihren Zwecken lassen sich die Behörden in Leistungs- und Eingriffsbehörden 
unterteilen (Becker-Mrotzek 2001: 1506). Die Leistungsbehörden gewähren oder 
fordern Leistungen ein (Sozialamt, Finanzamt) und bieten Infrastruktureinrichtungen 
(Straßenbauamt) (ebd.). Die Ausländerbehörde gehört zu den Eingriffsbehörden, die 
eine überwachende und Erlaubnisse gewährende bzw. ablehnende Funktion haben. 
Diese Zwecke verfolgen die Behörden auf der Grundlage von Gesetzen und 
Vorschriften. Alle Verwaltungshandlungen „müssen auf einer angebbaren und 
überprüfbaren rechtlichen Grundlage beruhen.“ (Becker-Mrotzek 2001:1508), sie 
müssen legal sein. 
Die Arbeit in den Behörden muss der Massenhaftigkeit der zu bearbeitenden Fälle 
und gleichzeitig dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller Fälle gerecht werden 
(ebd.). Dies geschieht über die Standardisierung der Einzelfälle, über ihre Zuordnung 
zu den institutionellen Kategorien. 
Die Mitarbeiter einer Behörde führen ihre Aufgaben arbeitsteilig und innerhalb einer 
strengen Hierarchie aus. „In Zweifelsfällen entscheidet der Hierarchiehöhere“ (ebd.). 
Der hierarchische Aufbau betrifft nicht nur die innerbehördlichen Strukturen, 
sondern auch die Relation zwischen Behörden unterer, mittlerer und höherer 
Verwaltungsebene.6 
Das sprachliche Handeln in Behörden ist von der Dominanz der Schriftlichkeit 
gekennzeichnet. In ihrer an Behördenmitarbeiter gerichteten Gesprächsfibel erklären 
Ehlich/Becker-Mrotzek/Fickermann das Phänomen folgendermaßen: „Schriftlichkeit 
ist im Gegensatz zur gesprochenen Sprache nicht flüchtig, sondern speichert das zur 
Bearbeitung von Einzelfällen erforderliche Wissen (Gesetze, Vorschriften usw.) und 
sichert die Verfügbarkeit von Gesprächsergebnissen über die Gespräche hinaus 
(Akten, Notizen, Formulare, Bescheide usw.) (1989: 9). Hinzuzufügen wäre, dass 
auch Beschlüsse schriftlich dokumentiert werden sowie dass behördeninterner 
                                                
6 Zur hierarchischen Verortung der in dieser Arbeit untersuchten Ausländerbehörde siehe Kapitel 
7.1.2.  
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Informationsaustausch und Kommunikation mit den Klienten und mit anderen 
Behörden in Schriftform verlaufen kann. 
Nach den beschriebenen Punkten lässt sich behördliches Handeln als hochgradig 
geregelt, kontrolliert und formalisiert beschreiben. 
Das reziproke Handeln der Aktanten verfolgt ebenfalls festgelegte Verfahrensweisen 
(vgl. Ehlich/Rehbein 1980: 343). Allerdings gelten für Agenten und Klienten in der 
Behördenkommunikation und in der institutionellen Kommunikation allgemein 
unterschiedliche Handlungsvoraussetzungen. 
Zunächst unterscheidet sich ihr Wissen. Die Forschungsliteratur spricht in diesem 
Zusammenhang von den Klienten als Laien, während den Institutionsvertretern der 
Experten- oder Professionellenstatus zugesprochen wird7. Die Agenten verfügen 
dank ihrer Ausbildung über professionelles Wissen zu Gesetzen und Verfahren 
(Becker-Mrotzek 2001: 1509), außerdem kennen sie die Funktionsweise der Behörde 
und die Zwecke behördenspezifischer Handlungen. Darüber hinaus beherrschen sie 
die schriftlichen Textsorten (ebd.) samt der Fachlexik. Die Klienten hingegen 
verfügen in der Regel „über ein allgemeines Institutionenwissen 1. Stufe, d.h. ihnen 
fehlen systematische Kenntnisse über Vorschriften und Verfahrensweisen” (ebd.). 
Sie bringen Alltagswissen mit, auf das sie – im Unterschied zu institutionellen 
Problembearbeitungsstrategien der Agenten – zur Problembewältigung 
zurückgreifen. Statt der Fokussierung auf Schriftlichkeit beruhen diese 
Alltagsstrategien auf der Mündlichkeit8, (Becker-Mrotzek/Fickermann 1992), 
wodurch „sich an den Berührungspunkten von Institutionen und Laien ein 
Problempotential [ergibt], das sich aus den unterschiedlichen Kommunikations- und 
Problembearbeitungsformen herleitet“ (ebd. S. 84). 
Über das divergente Wissen und den ungleichen Bezug zur Schriftlichkeit hinaus 
unterscheiden sich die Agenten und Klienten in ihren Handlungszielen und in ihrer 
Betroffenheit. Der Unterschied liegt besonders im Fall der Ausländerbehörde auf der 
Hand – für die Klienten geht es um buchstäblich existentielle Fragen der 
Lebensplanung, deren positive Lösung womöglich im Konflikt mit den 
gesellschaftlichen Zwecken und damit auch mit den Zwecken der Ausländerbehörde 
steht. Die Behördenmitarbeiter hingegen sind nicht „unmittelbar persönlich von 
Resultaten ihrer Handlungen betroffen“ (Becker-Mrotzek 2001: 1509). Insbesondere 
trifft auf die Ausländerbehörde die folgende Feststellung von Becker-Mrotzek zu: 
                                                
7 Hartog problematisiert die Bezeichnung des Klienten als ‚Laien’ und schlägt den Terminus 
„Nicht-Experte“ vor, denn auch Klienten verfügen über bestimmtes Wissen (1996: 50). 
8 Die Problemhaftigkeit der Konfrontation mündlicher und schriftlicher 
Problembearbeitungsstrategien beziehen Becker-Mrotzek/Fickermann (1992) allgemein auf 
öffentliche Institutionen, nicht nur speziell auf Behördenkommunikation. 
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„Das Verhältnis von Bürger und Verwaltung ist eines, das durch Abhängigkeit und 
Dominanz9 gekennzeichnet ist. Trotz der Verrechtlichung und Transparenz des 
Verwaltungshandelns bleibt der Bürger im Einzelfall von den Entscheidungen der 
Verwaltung abhängig“ (ebd.). Zur spezifischen Problematik der Ausländerbehörde 
jedoch näher im Kapitel 4.5. 
Die oben aufgeführten Eigenschaften behördlicher Kommunikation bedingen auch 
die berüchtigte Problematik des Vorsprechens bei den Behörden. Die für das 
Funktionieren der Behörden notwendige Abstraktion von Einzelfällen, die 
Gleichbehandlung aller, die festgelegten Verfahrensweise, die Dominanz des 
Schriftlichen und das Fachwissen der Behördenmitarbeiter können bei den Klienten 
den Eindruck von Starrheit und Undurchsichtigkeit sowie das Gefühl der 
Hilflosigkeit und des Ausgeliefertseins verursachen (vgl. Ehlich/Becker-
Mrotzek/Fickermann 1989: 5). 
4.2 Klient-Agent-Gespräche 
Becker-Mrotzek beschreibt Bürger-Verwaltungs-Gespräche als „die Schnittstellen 
von Behörde und Alltag“ (2001: 1513), Riehle als „Schnittstelle von System und 
Lebenswelt“ (2001: 86). Sie sind Teil eines größeren Handlungskomplexes, des 
Verwaltungsvorgangs, an dessen Ende die behördliche Entscheidung gefällt und dem 
Klienten mitgeteilt wird. Das Gespräch, wie es in der Ausländerbehörde geführt 
wird, dient zur Beschaffung des für den Verwaltungsvorgang relevanten Wissens, 
das auf der Agentenseite fehlt, aber auch zur Vermittlung institutionellen, 
professionellen Wissens, das der Klient benötigt. 
Innerhalb der Klient-Agent-Gespräche unterscheidet Becker-Mrotzek (2001) 
verschiedene Gesprächstypen, die hinsichtlich ihres Zwecks und ihrer 
Verlaufsstruktur differieren. Dies sind zunächst Datenerhebungs- und 
Beratungsgespräche und ferner Widerspruchsgespräche, auf die ich hier nicht näher 
eingehen werde10. Die ersten beiden Gesprächstypen besitzen eine Relevanz für das 
in dieser Arbeit erhobene Datenkorpus. 
Datenerhebungsgespräche basieren auf einem schriftlichen Dokument, einem 
Frageformular, in dem vom Klienten die für die Bearbeitung seines ‚Falls’ nötigen 
Informationen abgefragt werden. Der Zweck von Datenerhebungsgesprächen ist es, 
„die Schwierigkeiten der Klienten bei der Überführung ihrer lebensweltlichen in 
institutionelle Sachlagen so weit zu bearbeiten, dass hieraus keine Behinderungen der 
                                                
9 Zur kritischen Diskussion des Begriffs der Dominanz im Zusammenhang der institutionellen 
Kommunikation siehe Brock/Meer (2004). 
10 Ausführlich zu Widerspruchsgesprächen siehe Becker-Mrotzek/Fickermann (1992). 
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behördlichen Arbeit entstehen.“ (Becker-Mrotzek 2001: 1514). Dabei findet der 
Transformationsprozess in zweifacher Hinsicht statt: „vom Alltäglichen ins 
Institutionelle und vom Mündlichen ins Schriftliche“ (Becker-Mrotzek 2001: 1518). 
Die sequentielle Anordnung der Sprecherbeiträge orientiert sich an der Reihenfolge, 
wie die Informationen im Formular abgefragt werden (vgl. ebd.). Die turns sind als 
Frage-Antwort-Sequenzen organisiert, die der Behördenmitarbeiter initiiert und der 
Klient mit seiner Antwort komplettiert (vgl. ebd.). Dies bedingt eine deutliche 
Dominanz der Institution in Datenerhebungsgesprächen. 
Was Beratungsgespräche betrifft, so unterscheidet Becker-Mrotzek 
Beratungsgespräche im weiten und im engen Sinne. Die ersten dienen zur Beratung 
des Klienten zum Umgang mit der Behörde, zu „Schwierigkeiten, die aus der 
Kooperation mit der Behörde selbst erwachsen“ (Becker-Mrotzek 2001: 1522). Unter 
Beratungen im engeren Sinne ordnet er der Bearbeitung von lebensweltlichen 
Problemen dienende Beratungen ein (z.B. Berufsberatung des Arbeitsamtes). Deren 
Verlaufsstruktur lässt sich in vier Phasen einteilen: Anliegensklärung, 
Anliegensthematisierung, Lösungsbildung und Planbildung. 
Für den Handlungsraum Ausländerbehörde sind Beratungsgespräche im weiteren 
Sinne von Interesse. Dieser Gesprächstyp tritt in dem von mir erhobenen Korpus in 
Kombination mit Datenerhebungsgesprächen auf. Dabei findet m.E. im Idealfall ein 
dem letzteren Gesprächstyp entgegengesetzter Transformationsprozess statt: vom 
Institutionellen ins Alltägliche, teils auch vom Schriftlichen ins Mündliche. 
4.3 Interkulturalität in der Behördenkommunikation 
Die überwiegende Mehrheit der Begegnungen von Agenten und Klienten in der 
Ausländerbehörde stellen Kontakte eines Angehörigen der deutschen Kultur11 mit 
einem Vertreter einer nicht-deutschen Kultur dar. Es handelt sich also um 
Begegnungen zwischen Aktanten verschiedener Gesellschaften und verschiedener 
Sprachen, um „interkulturelle Kommunikation im weiteren Sinn“ (Redder/Rehbein 
1987).  
An dieser Stelle will ich dennoch betonen, dass dieser Arbeit ein weiter Kulturbegriff 
(Weidemann/Straub 2000: 835) zugrunde liegt, der neben den hier angesprochenen 
Nationalkulturen auch „partiale, regionale oder lokale und flüchtigere kulturelle oder 
subkulturelle Lebenszusammenhänge kleinerer Gruppen“ (ebd.) einbezieht. 
Beim Aufeinandertreffen der interkulturellen Kommunikation und des 
institutionellen Kontextes geht die Forschung mehrheitlich von einer Zunahme von 
                                                
11 Zum Desiderat der Einstellung von Mitarbeitern mit Migrationshintergrund in den Behörden 
siehe z.B. Reichwein/Vogel 2004. 
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Kommunikationsproblemen und -störungen aus12. Im Folgenden soll erläutert 
werden, welche Auswirkungen Interkulturalität im Sinne eines Kontakts zwischen 
Aktanten aus „unterschiedlichen pragmatischen Systemen“ (ten Thije 2002: 62) auf 
die Kommunikation in Behörden allgemein haben kann. 
Nach  23 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist die Amtssprache in 
deutschen Behörden Deutsch. Das bedeutet, dass Behördengespräche für die nicht-
deutsche Seite gezwungenermaßen immer fremdsprachliches Handeln darstellen. 
Dementsprechend addieren sich zum institutionellen Rahmen der Kommunikation in 
der Ausländerbehörde Aspekte fremdsprachlichen Handelns. 
Sprachen unterscheiden sich in Mitteln und in Zwecken, aber auch in den mit der 
Sprache verknüpften Denkformen, Handlungsmustern, Vorstellungen – in sog. 
„kulturellen Apparaten“ (Redder/Rehbein 1987). Handeln in einer Fremdsprache 
kann zu Kommunikationsbrüchen führen, bei denen der nicht-muttersprachliche 
Aktant – im aktuellen Kontext der ausländische Behördenklient – sowohl in der 
Hörer- als auch Sprecherposition sprachliche Schwierigkeiten erfährt. Liedke (1997) 
beschreibt die möglichen Probleme auf den Ebenen des Äußerungsaktes, der 
Proposition und der Illokution: Die Produktion und Rezeption von Äußerungen ist 
störungsanfällig, die Partizipation am kollektiven Wissen, das mit der fremden 
Sprache verknüpft ist, ist nicht gewährleistet und, was die illokutive Dimension 
betrifft, können „die Zweck-Mittel-Setzungen einzelner sprachlicher Handlungen 
und Prozeduren ebenso wie die spezifischer Handlungsmuster13, Diskurs- oder 
Textarten falsch oder gar nicht erkannt bzw. realisiert werden“ (Liedke 1997: 161). 
Die Begegnung von unterschiedlichen Handlungs- und Denkmustern sowie von 
Beständen unterschiedlichen Erfahrungswissens können auf der Ebene der 
Kommunikation in Musterbrüchen und in mehrmaligem Durchlaufen einzelner 
Musterpositionen münden (Rost-Roth 1998: 222). Die aus den unterschiedlichen 
kulturellen Apparaten resultierende falsche Einschätzung, welches Handeln – 
sprachlich oder nicht-sprachlich – in welcher Situation für die fremde Kultur als 
angemessen gilt, kann ebenfalls die Kommunikation beeinträchtigen 
(Liedke/Redder/Scheiter 1999) oder gar Nachteile für den falsch Handelnden 
bringen. 
Relevant für interkulturelle Behördenkommunikation sind frühere Erfahrungen 
ausländischer Klienten mit Behörden in ihrer Ursprungskultur. So können ihre 
Vorannahmen über Bestechlichkeit oder eines großen Entscheidungsspielraums von 
                                                
12 Die anfänglich auf Missverständnisse und Kommunikationsstörungen fokussierten Analysen 
interkultureller Kommunikation beziehen sich heute verstärkt auf die Prozesse des Herstellens 
von Verständigung (vgl. ten Thije 2001; zur Diskussion siehe z.B. Hartog 2006). 
13 Zum von der Funktionalen Pragmatik verwendeten Konzept des Musters näher im Kapitel 5.1. 
 13 
Behördenmitarbeitern zu Handlungspraktiken führen, die in deutschen Behörden 
sanktioniert sind. Negative Erlebnisse der staatlichen Willkür und Gewalt, wie sie in 
totalitären Systemen denkbar sind, können in die Kommunikation mit deutschen 
Behörden übertragen werden und diese belasten. Ebenfalls kann ausländischen 
Klienten jegliche Erfahrung mit Behördenkontakten fehlen (vgl. Hoffmann 1982: 
66f.), dadurch besitzen sie auch kein Wissen über die in Ämtern relevanten 
Handlungsmuster. 
Durch den Interaktionscharakter der Sprache ist es sicherlich nicht nur der 
Behördenklient, der unter den kommunikativen Störungen zu leiden hat. Dennoch 
bedingt die im letzten Kapitel beschriebene in mehreren Aspekten stark 
asymmetrische Kommunikationskonstellation die m.E. vorrangig den Klienten 
belastende Wirkung solcher Interaktion. Durch verständigungsorientiertes Handeln, 
durch den Einsatz von Erklärungen, Paraphrasen o.ä. Verständigungshandlungen 
(Redder/Rehbein 1987) können Brüche in der Kommunikation überbrückt werden. 
Angesichts der diskurssteuernden Rolle und den muttersprachlichen Kompetenzen 
des Agenten liegt gerade bei ihm das Potential, verständigungsorientiertes Handeln 
zu initiieren. Ansätze für (interkulturelle) Kommunikationstrainings zielen daher 
meist auf die Weiterbildung und Sensibilisierung des Behördenpersonals14 (z.B. 
Hoffmann 1982; ten Thije 2001; Porila/ten Thije 2005). 
Über das Problem der Verständigung hinaus thematisiert Hinnenkamp (1985) im 
Zusammenhang mit zweitsprachlichen Deutsch-Kompetenzen von Behördenklienten 
die Thematik der Macht- und Zwangausübung durch die deutschen Behörden. Er 
postuliert, dass Behördenvertreter in der Behördenkommunikation mit asymmetrisch 
verteilten Rollen des Agenten und Klienten über kommunikative Strategien 
verfügen, mit denen institutionell abgesicherte und sanktionierte Gewalt ausgeübt 
wird. Er demonstriert anhand von zwei Beispielen, wie solche Strategien, legitimiert 
durch geringe Sprachkenntnisse der Klienten, eingesetzt werden. Hinnenkamp 
argumentiert, dass derart degradierende Kommunikation bei Klienten zur 
Rückbildung der allgemeinen kommunikativen Fähigkeiten in der Zweitsprache 
führen kann. 
                                                
14 Brüning (2004) bietet allerdings eine „Praxisanleitung für interkulturelle Fortbildungen“, die 
Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung und Vertreter von Selbsthilfeorganisationen der 
Migranten und damit auch die Klientenseite mit einbezieht.  
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4.4 Empirische Untersuchungen zur Sicht der Aktanten auf interkulturelle 
Behördenkommunikation 
Auch die Untersuchungen von Hoffmann (1982)15, Berth/Esser (1997) und 
Riehle/Zeng (1998), die allesamt Interviews sowohl mit Migranten als auch mit 
Behördenvertretern auswerten, beweisen, dass es im Handlungsraum deutsche 
Behörde in der Interaktion mit Migranten neben sprach- und kulturbedingten 
Problemen noch weitere problematische Aspekte gibt. Riehle/Zeng leiten ihre in 
Thüringen durchgeführte Analyse wie folgt ein: „Das Verhältnis zwischen 
Einwanderern und Verwaltung ist dadurch geprägt, daß jeder mehr oder weniger 
unter dem anderen leidet.“ (1998: 3). 
Sie stellen fest, dass die Einstellung der Ausländer den Behörden gegenüber von 
Angst und Ohnmacht, sowie größtenteils von dem Gefühl, schikaniert zu werden 
sowie unhöflich und unempathisch behandelt zu werden, geprägt ist. Dies deckt sich 
– traurigerweise – mit den Ergebnissen, die Hoffmann (1982) in seiner bereits 16 
Jahre zuvor verfassten Arbeit dokumentiert. Sowohl Rhiele/Zeng (1998) als auch 
Hoffmann (1982) konstatieren jedoch, dass Klienten auch über positive 
Behördenerfahrungen verfügen und teils Willens sind, die Ausländergesetzgebung 
sowie die institutionellen Rahmenbedingungen bei der Erklärung von negativen 
Kommunikationserlebnissen heranzuziehen. Riehle/Seifert vermuten dennoch, dass 
bei ausländischen Behördenklienten eine Tendenz der Negativtypisierung besteht, 
also die Neigung, negative Behördenerfahrungen schwerer zu gewichten als positive 
(2001: 21). Allerdings bescheinigt sogar eine von der Ausländerbehörde München 
initiierte Befragung von Rechtsanwälten und Vertretern der Migrantenorganisationen 
den Mitarbeitern der Ausländerbehörde gegenüber ausländischen 
Behördenbesuchern einen Umgangston, der „forsch, rustikal und knapp“ 
(Freuding/Schultheis-Wurzer 2000: 16) ist. 
Auf Seiten der Behördenmitarbeiter beschreiben Riehle/Zeng (1998) Überlastung, 
starken emotionalen und zeitlichen Stress, aber teilweise auch Tendenzen der 
Fremdenfeindlichkeit. Den Ausländern wird generalisierend übertriebenes 
Anspruchsverhalten und Missbrauch des Sozialstaates vorgeworfen. Zu ähnlichen 
Ergebnissen kommen auch Berth/Esser (1997) bei der Befragung von Dresdener 
Behördenmitarbeitern. 
Auffällig ist, dass beide Aktantenseiten den jeweils anderen die Schuld an den 
Kommunikationsproblemen geben. Ausgehend von diesem Phänomen erarbeitete 
Seifert (1996) in seinem ebenfalls auf Interviews mit Behördenmitarbeitern und 
Migranten basierendem Artikel das Konzept des „eskalativen 
                                                
15 An der Untersuchung von Hoffmann (1982) waren Mitarbeiter von Ausländerbehörden nicht 
beteiligt. 
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Kommunikationszirkels“. Dabei handelt es sich um „zirkuläre, sich negativ 
verschärfende Kommunikationsverläufe“ (Seifert 1996: 349), an deren Anfang 
jeweils „divergierende Deutungen von Situationen und gegenseitigen 
Verhaltensweisen stehen“ (ebd.) und die Prozesse des Eintreffens gegenseitig 
antizipierten negativ bewerteten Handelns sowie dadurch eine Bestätigung für 
erneute Voreingenommenheit bei beiden Beteiligten enthalten (Seifert 1996: 349f.)16. 
Als Beispiel führt Seifert den „Desinformationszirkel“ an: 
Der ausländische Klient fühlt sich von Seiten des Bediensteten schlecht informiert und 
reagiert hierauf mit Mißtrauen diesem gegenüber. Der Bedienstete interpretiert dieses 
Mißtrauen als Desinteresse an Information und verringert seinerseits seine 
Informationsaktivitäten dem Klient gegenüber. Hierdurch fühlt sich der Ausländer 
wiederum bestätigt, weil nun das faktisch eintritt, was er von vornherein unterstellt hat, 
und sein Mißtrauen bzw. seine Ablehnung dem Bediensteten gegenüber werden sich 
verstärken. (ebd.) 
Auch Hoffmann (1982) skizziert einen sich wechselseitig verstärkenden und 
stabilisierenden zirkulären Mechanismus gegenseitiger Ablehnung in der Agent-
Klient-Kommunikation (1982: 38, ff.; 72f.). 
Interessanterweise konstatieren Riehle/Zeng Verweigerung der Behördenmitarbeiter, 
einen Einfluss der interkulturellen Kommunikation auf ihren Arbeitsalltag 
einzugestehen: „Die interkulturelle Dimension wird nicht gesehen oder abgewehrt, in 
ihrer Bedeutung verkleinert oder verdrängt.“ (1998: 38). Diese Feststellung deckt 
sich mit der Vermutung von Redder/Rehbein (1987): Im Rahmen der Diskussion des 
Einsatzes von kulturellem Apparat in der interkulturellen Kommunikation 
postulieren sie, dass für interkulturelle Kommunikation eine kritische Reflexion des 
kulturellen Apparats, mentale Restrukturierungen notwendig sind. Dabei nehmen sie 
an, dass Agenten von Institutionen die Tendenz haben, statt der Initiierung von 
Restrukturierungsprozessen die Widersprüche in der Kommunikation zu verdrängen, 
zu ignorieren, oder einen Pol der Widersprüche abzukoppeln, zu diskriminieren, „um 
nicht innerhalb ihrer Institutionen funktionale Handlungsabläufe verändern und 
rechtfertigen zu müssen“ (Redder/Rehbein 1987: 20). Auch Berth/Esser analysieren 
ihre Daten in diesem Sinne:  
Die Kommunikation und Interaktion zwischen Ausländern und Deutschen in Behörden 
scheint [...] keine wirkliche interkulturelle Kommunikation zu sein, da sich keine 
gleichberechtigten Partner gegenüberstehen und die ausländischen Mitbürger 
gezwungen sind, sich den Gegebenheiten deutscher institutioneller Kommunikation 
anzupassen. Problemhafte Situationen werden durch Einsatz der Positionsmacht des 
Beamten gelöst. (1997: 18) 
Hoffmann (1982) illustriert das ‚Problembewusstsein’ eines Teils der 
Behördenmitarbeiter mit folgendem eklatanten Beispiel, einem Ausschnitt aus einem 
Agenten-Interview: 
                                                
16 Vgl. auch Seifert (2000). 
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„Der Umgang macht natürlich keine Probleme. Wie wir mit denen fertig werden. Den 
haben wir ja seit Jahren schon meines Erachtens gut praktiziert. Das Hintergrundwissen, 
das könnte man sich ja noch ein bisschen erweitern. Wenn es sich nur um Türken 
handelt zuerst, ist uns das sicherlich auch bekannt durch daß viele Asylbewerber, viele 
Asylanträge usw. ... Ja, also bei der Behandlung gibt es kaum Probleme, weil die 
natürlich von der Heimat wahrscheinlich gewohnt sind, bei der Behörde zu buckeln und 
das, was man ihnen aufträgt, zu tun. Es gibt gar keine Probleme. Wenn man ihnen sagt: 
‚Ihr das Formular ausfüllen,’ dann machen sie das. Weil die ja was von uns wollen.“ 
(1982: 107, o. Hervorhebungen des Originals) 
Der darauffolgende Kommentar Hoffmanns schließt sich den hier dargestellten 
Analysen an: „Mit diesem letzten Zitat ist zweifellos eine Möglichkeit der 
Problemlösung beschrieben. Die weiter oben geschilderten Belastungen der 
Interaktion, die auch von Bediensteten so empfunden werden, bestehen in diesem 
Fall nicht mehr, weil der Anspruch einer symmetrischen Interaktion mit dieser 
Klientengruppe aufgegeben worden ist“ (Hoffmann 1982: 107f.). Es bleibt zu hoffen, 
dass sich in den vergangenen 24 Jahren die Einstellung der Behördenmitarbeiter zum 
Positiveren entwickelt hat. 
4.5 Die Spezifik der interkulturellen Kommunikation in der Ausländerbehörde 
Die oben zitierten Studien bescheinigen der Kommunikation mit der 
Ausländerbehörde im Vergleich mit anderen Behörden besondere Unbeliebtheit 
unter den Migranten (vgl. Hoffmann 1982; Rhiele/Zeng 1998; Berth/Esser 1997). 
Kontakt mit dieser Institution wird als besonders belastend und frustrierend 
empfunden. 
Dies kann vorrangig mit dem Charakter der Ausländerbehörde als Eingriffs- oder 
Kontrollbehörde erklärt werden. Ebenfalls entscheidend ist die in der Regel 
besonders hohe Betroffenheit ihrer Klienten. Hier geht es um existentielle 
Lebensgrundlagen von ausländischen Klienten: Hinnenkamp (1985: 282) vergleicht 
die Wirkung der Entscheidungen der Ausländerbehörde mit den Folgen einer 
ärztlichen Krankheitsdiagnose, die das Leben des Patienten unabwendbar verändern 
kann. 
Einen weiteren Grund für das negative Bild der Behörde bei ihren Klienten liefert die 
rechtliche Grundlage ihrer Arbeit – die Ausländergesetzgebung. Diese wird auch von 
Behördenmitarbeitern generell als kompliziert und verworren beschrieben. Die 
Umsetzung des Ausländerrechts geschieht über Verwaltungsvorschriften. Das 
Ausländerrecht lässt Ermessensspielräume zu (Hoffmann 1982: 8)17, die wiederum 
durch Verwaltungsvorschriften geregelt werden. Nach Riehle/Zeng unterscheiden 
sich die Vorschriften in den Bundesländern (1998: 46). Dies führt zu 
                                                
17 Seit dem 1.1.2005 gilt das neue Zuwanderungsgesetz. Inwiefern sich das Gesetz hinsichtlich der 
Ermessensspielräume von der alten Gesetzgebung unterscheidet, ist mir nicht bekannt. 
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Ungleichbehandlungen, die die Behördenmitarbeiter vor ihren Klienten rechtfertigen 
müssen. Hinzu kommt, dass interne Durchführungsverordnungen der Öffentlichkeit 
nicht zugänglich gemacht werden dürfen (ebd.), worunter beide Seiten zu leiden 
haben. Die gesetzlichen Grundlagen des Handelns in der Ausländerbehörde werden 
demnach von beiden Aktantenseiten kritisch gesehen. 
Die Agenten der Ausländerbehörde arbeiten unter besonders schwierigen 
Bedingungen: Zeitdruck, großer Publikumsandrang und hohe Arbeitsbelastung. 
Riehle/Zeng bemerken außerdem, dass Mitarbeiter von Ausländerbehörden 
„gewissermaßen im Zentrum des gesellschaftlichen Streits um die Ausländerpolitik 
stehen, damit einen ‚Prellbock’ zwischen Politik und öffentlicher Meinung 
darstellen“ (1998: 47). Sie müssen die öffentliche, von Medien und von 
Migrantenorganisationen geäußerte Kritik an der Ausländerpolitik und am 
Ausländerrecht (z.B. bei spektakulären Abschiebungsfällen) auffangen und fühlen 
sich oft von Politikern und Ausländerbeauftragten zu Unrecht angegriffen 
(Riehle/Zeng 1998: 47ff.). „Sie fühlen sich in die Rolle des ‚Bösen’ gedrängt.“ 
(ebd.). 
Dies und das Gefühl, von der Gesellschaft im Stich gelassen zu sein, „eine Art 
‚Pufferzone’ zwischen der Gesellschaft und den Migranten“ (Riehle 2001: 89) zu 
sein, lassen aus der Sicht von Riehle in der Ausländerbehörde eine Amtskultur von 
hoher Homogenität entstehen (ebd.). Der Autor rekonstruiert anhand von 
Gruppeninterviews mit Mitarbeitern mehrerer Ausländerbehörden in Thüringen die 
Organisationskultur der Ausländerbehörde, deren „Grundeinstellung, bekundete 
Werte, Sinngebung und Identität“ (Riehle 2001: 85). Dabei stellt er fest, dass 
aufgrund der Behördenspezifik „Mechanismen der Inkorporation in die Amtskultur“ 
(ebd.: 88) auf die Behördenmitarbeiter wirken und dass innerhalb der Behörde ein 
Konsensdruck herrscht. 
Riehles These ist, dass die „Grundeinstellung und Amtskultur einen 
Kommunikationsstil im Umgang mit dem Publikum generieren.“ (ebd.: 93). Die 
Grundeinstellung der Ausländerbehörden umschreibt er folgendermaßen: „die 
Zuwanderung und die Zuwanderer sind das Problem, das wir [Mitarbeiter der 
Ausländerbehörde, A.P.] für die Gesellschaft bearbeiten.“ (2001: 92). Demzufolge ist 
das professionelle Handeln in der Ausländerbehörde nicht auf Klientenorientierung 
ausgerichtet: Es wird nicht Leistung für den Klienten erbracht, sondern für die 
Gesellschaft. Riehle thematisiert weiter, dass eine solche Einstellung eine psychische 
Belastung für den einzelnen Mitarbeiter darstellt: „Wer sie nicht erfolgreich 
internalisiert, gerät entweder in eine hoffnungslose Außenseiterrolle oder muss das 
Amt wechseln. [...] Der Inkorporationsprozess selbst wird [...] [von 
Behördenmitarbeitern, A.P.] als ein Prozess beschrieben, in dem die Mitarbeiter 
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Scham- und Schuldgefühle über Entscheidungen und Handlungen im Umgang mit 
Migranten für sich alleine zu bewältigen haben“ (ebd.). Gegen diese Gefühle 
schützen sich die Mitarbeiter mit „verkrusten“ (ebd.). Die Einstellung der 
Ausländerbehörden ihrem Publikum gegenüber bezeichnet Riehle als „latente 
Abwehr“ (ebd.). 
Dass sich Mitarbeiter der Ausländerbehörde in Einzelfällen extrem mit der Behörde 
identifizieren, zeigt die von Freuding/Schultheis-Wurzer dokumentierte Kritik: „ein 
geradezu ‚detektivischer Eifer’, den Staat gegen Ausländer zu schützen und zu 
verteidigen“ läge teilweise seitens der Mitarbeiter vor (2000: 16). 
Die von der Ausländerbehörde München durchgeführte Besucher- und 
Mitarbeiterbefragung (Kammerer/Stockdreher/Wojtusiak 2000) zeichnet ein 
vergleichsweise positiveres Bild dieses Handlungsfelds. Die Besucher der 
Ausländerbehörde bewerteten die Behörde mit der Note 3 bis 4 (auf einer Skala von 
1-6). Die Fragen, ob das Verhalten der Sachbearbeiter als freundlich bzw. als 
hilfsbereit beurteilt werden kann, beantworteten ca. 60 % mit „trifft eher zu/ trifft 
voll und ganz zu“. Bei der Frage nach Verbesserungswünschen (mit vorgegebenen 
Mehrfach-Antwortmöglichkeiten) begrüßten 80 % der Klienten das Einrichten von 
Beschwerdemöglichkeiten, 76 % eine ausführlichere Beratung, 72 % wünschten sich 
stärkeres Eingehen auf ihr Anliegen und 65 % Kenntnisse über ihr Herkunftsland bei 
Sachbearbeitern. Was die Mitarbeiter betrifft, bewerteten nur etwa ein Sechstel der 
Mitarbeiter die ausländischen Klienten als unfreundlich und aggressiv. 
Interessanterweise wurden aber deutsche Begleitpersonen von 45 % der Mitarbeiter 
als unfreundlich und von 30 % als aggressiv bezeichnet 
(Kammerer/Stockdreher/Wojtusiak 2000). Der Bericht fasst allerdings Ergebnisse 
einer Fragebogenbefragung mit geschlossenen Fragen und Antwortskalen 
zusammen, während die oben besprochenen qualitativen Analysen Auszüge und 
Zusammenfassungen aus Interviews bieten. Daher sind die Ergebnisse nicht wirklich 
miteinander vergleichbar. 
Es liegt jedoch die Vermutung nahe, dass sich die Verhältnisse in ost- und 
westdeutschen Ausländerbehörden unterscheiden (vgl. auch Esser/Berth 2001). 
4.6 Spezifik ostdeutscher Migrationsgeschichte 
Da die in der vorliegenden Arbeit untersuchte Ausländerbehörde im Bundesland 
Sachsen liegt, möchte ich schließlich noch auf die Spezifik dieser Behörden in den 
neuen Bundesländern eingehen. 
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Esser/Berth (2001) thematisieren im Zusammenhang mit der interkulturellen 
Kommunikation in ostdeutschen Behörden die von den alten Bundesländern 
abweichende Migrationsgeschichte. 
Die nicht-deutsche Minderheit in der DDR blieb wegen der restriktiven 
Migrationspolitik der Regierung klein. Sie ließ sich in zwei Gruppen teilen, von 
denen die eine temporär und die andere dauerhaft im Staat lebte (Müller 1996: 15). 
Die Gruppe der ‚temporären’ bestand zum größten Teil aus vietnamesischen 
Vertragsarbeitern, aber auch aus Studenten aus Drittweltländern (ebd.). Vor allem die 
Vertragsarbeiter wurden in der Regel von der deutschen Bevölkerung isoliert, 
alltägliche Kontakte zwischen den beiden Bevölkerungsgruppen gab es wenig 
(Esser/Berth 2001: 37). Die dauerhaft in der DDR lebende Gruppe umfasste die aus 
anderen Ostblockländern stammenden Migranten. Sie waren besser integriert, 
größtenteils mit einem deutschen Partner verheiratet und bildeten keine äußerlich 
markante Fremdengruppe (Müller 1996). 
Daher war es für die DDR-Bürger „quasi unmöglich, eine normale ‚Gewöhnung’ an 
die ausländischen Gäste zu erreichen“ (ebd.), denn nur sehr wenige hatten direkten 
Kontakt mit Ausländern. 
Nach der Wiedervereinigung stieg die Zahl der Migranten rapide, obwohl sie im 
gesamtdeutschen Vergleich immer noch sehr niedrig ist18. Dies und die, wie 
Esser/Berth es formulieren, „überdeutliche ‚Ausländervoreingenommenheit’“ (2001: 
38) bei Ostdeutschen beeinflussen auch das Handlungsfeld der Ausländerbehörde. 
Darüber hinaus nennen Esser/Berth spezielle Probleme bei der Ausbildung und 
Auswahl des Behördenpersonals: Die ostdeutschen Behörden mussten nach der 
Wende schnell ein strukturell völlig neues, an bundesdeutschen Modellen orientiertes 
Verwaltungssystem aufbauen. Die Behördenmitarbeiter wurden von aufgelösten 
Abteilungen übernommen, viele der Sachbearbeiter übten in der DDR ursprünglich 
einen anderen Beruf (z.B. Kindergärtnerin) aus. Esser/Berth vermuten daher, dass 
nicht immer die optimale Ausbildung, was beispielsweise Gesprächsführung betrifft, 
in den kommunikationsintensiven Beruf in der Ausländerbehörde mitgebracht wurde 
(2001: 42f.). 
Schließlich nehmen Esser/Berth an, dass wegen den berüchtigt hohen Zahlen von 
ausländerfeindlichen Gewalttaten in den neuen Bundesländern eine deutlichere 
negative Voreingenommenheit der ausländischen Klienten gegenüber den 
Behördenmitarbeitern als in den alten Bundesländern besteht (2001: 44). 
                                                
18 Beispielsweise stellen Ausländer im Bundesland Sachsen aktuell ca. 2 % der Bevölkerung dar, 
während der bundesdeutsche Durchschnitt bei 8,9 % liegt (Die Sächsische Ausländerbeauftragte 
2005). 
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5. Methodische Herangehensweise 
Wie im vorangehenden Kapitel herausgearbeitet, wird im Rahmen dieser 
empirischen Arbeit interkulturelle Kommunikation in einem institutionellen Feld 
untersucht. Die im Laufe der Arbeit zu spezifizierende Fragestellung richtet sich 
dabei auf die sprachlichen Mittel und Formen, die es ermöglichen, in der 
interkulturellen Agent-Klient-Interaktion Agentenwissen an den Klienten zu 
vermitteln und Verständigung herzustellen. 
Es handelt sich um eine empirische Untersuchung des Handelns von Individuen im 
Alltag. Die Arbeit ist daher der qualitativen Forschung und dementsprechend einem 
induktiven Vorgehen verpflichtet, denn die Komplexität des Gegenstands verlangt 
von seiner Erforschung einen Prozess der Sinnfindung von einzelnen Phänomenen 
her. 
Eine Möglichkeit, Kommunikation zu analysieren, bietet die Methode der 
Angewandten Diskursanalyse (vgl. Becker-Mrotzek/Meier 1999, ten Thije 2002), 
teils auch Gesprächsanalyse (vgl. z.B. Deppermann 2001) genannt. Das Herangehen 
hat sich aus verschiedenen Disziplinen, unter anderen Sprachwissenschaft, 
Anthropologie und Soziologie entwickelt (vgl. ten Thije 2002). Charakteristisch für 
die Methode ist das Verständnis von der Sprache als Handeln; ein Handeln, das sich 
in der Interaktion von Hörer und Sprecher entfaltet. Damit distanziert sich die mit der 
Methode befasste Forschung von der Analyse isolierter Äußerungen sowie von 
simplifizierten Kommunikationsmodellen, wie sie beispielsweise Shannon/Weaver 
anbieten (ebd.). Ebenfalls essentiell für die Methode ist die Arbeit mit authentischer 
mündlicher Kommunikation und das Erforschen der auf den ersten Blick 
verborgenen Geordnetheit in ihr. Strukturen der sprachlichen Interaktion werden 
freigelegt und auf ihre Funktion hin untersucht. 
Die Bezeichnung Diskursanalyse steht für verschiedene Traditionen der Erforschung 
von sprachlicher Interaktion. Die vorliegende Arbeit übernimmt als Forschungs- und 
Analyseperspektive vordergründig den von Ehlich/Rehbein entwickelten Ansatz der 
Funktionalen Pragmatik. Darauf beruht die von ebenjenen Autoren erarbeitete 
Methode der funktional-pragmatischen Diskursanalyse. Gerade diese 
Forschungsrichtung bietet sich für die Analyse institutioneller Kommunikation und 
die spätere Anwendung der Forschungsergebnisse in der Praxis an, wie im 
Folgenden dargelegt werden soll. 
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5.1 Funktional-pragmatische Diskursanalyse und Analyse institutioneller 
Kommunikation 
Funktionale Pragmatik schreibt dem sprachlichen Handeln – wie dem Großteil 
menschlichen Handelns überhaupt – einen gesellschaftlichen Charakter 
(Ehlich/Rehbein 1979) und feste Formen, die sich im Laufe menschlicher rekurrenter 
Handlungspraxis entwickelt haben, zu. Diese gesellschaftlich herausgebildeten 
Formen sprachlichen Handelns werden als sprachliche Handlungsmuster bezeichnet. 
In ihnen wird das sprachliche Handeln organisiert, um wiederkehrende 
gesellschaftliche Konstellationen zu bearbeiten (vgl. Ehlich 1991:132). „Insofern 
sind Muster Abbildungen gesellschaftlicher Verhältnisse in sprachlichen Formen“ 
(ebd.). 
In sprachlichen Handlungen werden Zwecke der Handelnden realisiert. Zwecke 
determinieren die Formen sprachlichen Handelns. Dabei sind Zwecke mentale 
Repräsentationen von Bedürfnissen der Handelnden zur Veränderung von 
standardisierten Konstellationen (vgl. Ehlich/Rehbein 1979: 249f.). Dennoch 
bestimmen (aber auch ermöglichen) Muster das individuelle Handeln, denn sie sind 
„Resultat gesellschaftlicher Prozesse“ (ebd.), und die Zwecke sind im Muster, dem 
sich die Handelnden bedienen, niedergelegt (ebd.). 
Muster bestehen aus Abfolgen sprachlicher und mentaler Handlungen. Bei einer 
sprachlichen Handlung werden propositionaler Akt, der den inhaltlichen Teil der 
sprachlichen Handlung umfasst, und illokutiver Akt, der Veränderungen beim Hörer 
bewirkt, unterschieden (Rehbein 2001: 935). In der Analyse werden nicht nur die im 
Transkript dokumentierten (sprachlichen) Handlungen analysiert, sondern auch die 
mit ihnen gekoppelten mentalen Handlungen der Aktanten rekonstruiert. 
Im Muster können sprachliche Handlungen als Sequenzen – mit einem 
systematischen Sprecherwechsel wie im Frage-Antwort-Muster oder als 
Handlungsverkettungen, die einen solchen turn-Wechsel nicht enthalten, wie im 
Muster des Erzählens, auftreten (vgl. Ehlich 1991: 134f.). 
Die Oberflächenabfolge der Handlungen im Diskurs steht in keiner eins-zu-eins 
Beziehung zum dem ihm zugrunde liegenden sprachlichen Handlungsmuster. 
Musterpositionen können auf der Oberfläche repetitiv durchlaufen werden, es sind 
Musterkombinationen oder Musterimporte möglich (vgl. ebd.). 
Zu sprachlichen Handlungsmustern besitzt das Individuum Musterwissen. Dies wird 
im Laufe kindlicher Sprachentwicklung nach und nach erworben (Ehlich 1991). In 
unterschiedlichen Kulturen verfügen die Handelnden über unterschiedliches 
Musterwissen und bedienen sich unterschiedlicher sprachlicher Handlungsmuster. 
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Sprachliches Handeln der Individuen spielt sich größtenteils in Institutionen19 ab. In 
ihnen erfahren sprachliche Handlungsmuster spezifische Modifikationen, denn dort 
dienen sie institutionellen Zwecken, oder es werden für die institutionellen Zwecke 
neue Muster geschaffen. Die Analyse des sprachlichen Handelns in Institutionen ist 
im Rahmen der funktional-pragmatischen Diskursanalyse gekoppelt an 
ethnographische Analyse des institutionellen Felds. So können Zusammenhänge 
zwischen sprachlichem Handeln der Aktanten und den gesellschaftlichen Zwecken 
der Institution untersucht werden. 
Koole (1997) arbeitet die Bedeutung der ethnographischen Forschung für die 
Analyse institutioneller Kommunikation heraus: Das Wissen, dass der Forscher 
dadurch erwirbt (und sein Alltagswissen), ist unabdingbar bei der Analyse von 
institutionellen Diskursen. Ohne die Hintergrundinformationen zu kennen, die den 
(oder dem) in der Interaktion beteiligten Aktanten zur Verfügung stehen, ist der 
Analytiker beispielsweise nicht in der Lage, Bezugnahmen der Aktanten auf 
bestimmtes geteiltes institutionsspezifisches Wissen zu verstehen (vgl. Koole 1997: 
72). Das Einbeziehen ethnographischer Forschung in die Analyse gesprochener 
Sprache in Institutionen unterscheidet den Ansatz funktionalpragmatischer 
Diskursanalyse vom konversationsanalytischen Herangehen20 (ebd.), einem ebenfalls 
zur Angewandten Diskursanalyse zählbaren Ansatz. 
Die empirische Datensammlung im institutionellen Feld sollte sich also nicht allein 
auf die Aufnahme von Diskursen beschränken, sondern auch Datenmaterial aus 
Beobachtungen, Aktanteninterviews, Dokumentenanalysen und das reflektierte 
Alltagswissen des Forschers mit einbeziehen (vgl. ten Thije 2002). 
Was die Anwendung der Forschungsergebnisse betrifft, ermöglicht die beschriebene, 
auf den gesellschaftlichen Charakter der Kommunikation und die Nutzung von 
sprachlichen Mustern orientierte Sicht der funktional-pragmatischen Diskursanalyse 
„ein Aufzeigen nicht nur von [Kommunikations-, A.P.] Problemen, sondern auch 
von Lösungsstrategien“ (Becker-Mrotzek/Meier 1999: 35). Dies ist auf zwei Ebenen 
möglich: Einerseits kann durch den Ansatz die „Funktionalität von Institutionen“ 
(ebd.: 37) hinterfragt werden, andererseits kann die Qualität der institutionellen 
Praxis untersucht werden (ebd.). Die erstere Fragestellung ist dank der durch die 
ethnographische Forschung ermittelten „übergeordneten Zusammenhänge“ (ebd.: 38) 
möglich. So können die gesellschaftliche Aufgabe und die reale Praxis der Institution 
herausgearbeitet und miteinander verglichen werden. Auf diese Weise wird es 
                                                
19 Für die funktional-pragmatische Definition des Begriffs Institution siehe Kapitel 4.1. 
20 Dass dies nicht ausschließlich zutrifft, erwähnen Bührig/ten Thije (2005). Sie verweisen 
beispielsweise auf Deppermann. (vgl. Deppermann 2001: 27). Zur Methode der 
ethnomethodologischen Konversationsanalyse vgl. Bergmann (2001).  
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möglich, problematische institutionelle Strukturen zu eruieren und zusammen mit 
den Aktanten Alternativen zu entwickeln (ebd.: 38f.). 
Die Untersuchung der Qualität institutioneller Praxis fragt danach, „wie sich die 
Beteiligten der Muster in ihrem konkreten sprachlich-kommunikativen Handeln 
bedienen.“ (ebd.). Dies kann durch den Vergleich des rekonstruierten sprachlichen 
Handlungsmusters und dem partikulären Diskursverlauf überprüft werden. Liegen 
dabei z.B. mehrmalige Durchläufe einer Musterposition vor, kann dies als Indiz für 
eine zuvor stattgefundene „Verletzung von diskursiven Verfahren und Erwartungen“ 
(ebd.: 40) genommen werden. Auch hier können mit den Beteiligten 
Handlungsalternativen generiert werden. 
5.2 Methodologisches Vorgehen nach den Prinzipien der Diskursanalyse 
Die folgenden Ausführungen dienen der Darstellung der Praxis diskursanalytischer 
Forschung. Nach diesen Prinzipien ist auch die vorliegende Forschungsarbeit 
aufgebaut. 
Wie bereits oben erwähnt, ist die Grundlage für die diskursanalytische Annäherung 
an Kommunikation das Vorhandensein authentischen Datenmaterials. Dies bedeutet, 
Audio- oder Videoaufnahmen im Feld durchzuführen. Die Aufzeichnungen sollten 
unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Restriktionen und der Auswirkungen des 
Beobachterparadoxons vorgenommen werden (vgl. z.B. Deppermann 2001; Rehbein 
2001; ten Thije 2002). 
Bei der Frage nach der Größe des zu erstellenden Korpus schlagen Lalouschek/Menz 
vor, die Aufnahmen bis zu einem bestimmten „Sättigungsgrad“ (1999: 51) 
durchzuführen. Damit ist der Zustand gemeint, „wenn die teilnehmenden 
BeobachterInnen das Gefühl bekommen, keine wesentlichen neuen Erkenntnisse 
mehr aus einer noch größeren Datenmenge gewinnen zu können“ (ebd.). 
Bei kleineren Datenmengen können die Aufnahmen anschließend nach einem zum 
Forschungsinteresse passenden Transkriptionssystem verschriftlicht werden. Bei 
umfassenderen Korpora, wie das für die vorliegende Arbeit erhobene, empfiehlt ten 
Thije, nach Aufnahmen eine „Gesamtübersicht der Daten“ (2002: 67) zu erstellen, 
die den Verlauf und die Inhalte der Aufnahmen dokumentiert. Diese kann der 
Forscher unter (mehr oder minder verbindlicher) Berücksichtigung seiner 
Fragestellung nach Auffälligkeiten durchsuchen und eine Auswahl relevanter 
Gesprächsausschnitte treffen (ebd.). Die Fragmente werden dann transkribiert. 
Die Arbeit am Transkript lässt sich in Anlehnung an Becker-Mrotzek/Meier (1999) 
in folgende Analyseschritte gliedern: (1) Aufteilung des Transkripts in Phasen 
aufgrund von Themenwechsel, Gliederungssignalen o.ä., (2) Detailanalyse nach z.B. 
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Sequenzen, (3) Bestimmung des kommunikativen Zwecks des Diskurses und die 
Rekonstruktion der dafür eingesetzten sprachlichen Mittel, (4) Rekonstruktion und 
Analyse des Wissens und der mentalen Prozesse der Aktanten, (5) erste 
Rekonstruktion des Musters unter Fixierung unverzichtbarer Musterelemente, (6) 
Überprüfen des Musters anhand weiterer Beispiele aus dem Korpus. Für diesen 
Analyseschritt kann ein Teilkorpus aus vergleichbaren Diskursfragmenten oder 
Diskursen zusammengestellt werden (vgl. ten Thije 2002: 69), anhand dessen die 
mittlerweile erarbeitete „zugespitzte Fragestellung“ (ebd.: 68f.) durch 
Gegenüberstellungen der Fragmente bearbeitet werden kann (ebd.). 
Wie oben diskutiert, kommt der die Aufnahmen begleitenden ethnographischen 
Forschung große Bedeutung zu. In dieser Arbeit wurden die ethnographischen Daten 
durch teilnehmende Beobachtung, informelle Gespräche und Dokumentenanalyse 
erhoben. Das Vorgehen wird im Kapitel 6.3 ausführlich dargestellt. 
5.3 Überlegungen zur Transkription der Aufzeichnungen 
Bei der Transkription der Aufzeichnungen habe ich mich wegen der guten 
Darstellbarkeit der simultanen sprachlichen und nonverbalen Handlungen für die 
Partiturschreibweise entschieden. Die verbreitetste Anwendung bei der Analyse 
institutioneller und interkultureller Kommunikation hat im deutschen Raum das von 
Ehlich/Rehbein entwickelte Transkriptionssystem HIAT (Halbinterpretative 
Arbeitstranskription) gefunden (Dittmar 2002: 111). Es ermöglicht gute 
Darstellbarkeit simultanen Sprechens mehrerer Sprecher. Statt des zur Notation 
dienenden Computerprogramms HIAT benutzte ich die neuere Transkriptions- und 
Korpussoftware EXMARaLDA. Diese stellt ein vielseitiges datenzentriertes 
Werkzeug dar, das weder an eine bestimmte Softwareplattform noch an einen 
spezifischen theoretischen Rahmen gebunden ist (Schmidt/Wörner 2005), aber 
ebenfalls die Möglichkeit der Partitur-Transkription bietet. 
In der Transkription verwende ich teilweise HIAT-Konventionen: Unverständliche 
oder nicht eindeutig verständliche Äußerungen oder Äußerungsteile setze ich in 
runde Klammern, Pausen werden in doppelten runden Klammern angezeigt. 
Ich habe mich gegen eine Unterscheidung von Groß- und Kleinschreibung 
entschieden (außer bei Eigennamen). Alle Gespräche im Korpus finden unter der 
Bedingung der Fremdsprachlichkeit statt. Eine der deutschen Rechtschreibung 
entsprechende Groß- und Kleinschreibung würde eine Vorinterpretation darstellen, 
die ich in die spätere Phase der Transkriptanalyse verlagern wollte. Beispielsweise 
im Chinesischen kann teilweise keine eindeutige Unterscheidung zwischen 
Substantiven und Verben vorgenommen werden. Diese Eigenschaft kann m.E. bei 
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Chinesisch-Muttersprachlern im Deutschen Interferenzen hervorrufen, die durch eine 
übliche Groß- und Kleinschreibung verdeckt werden würden. Die Bestimmung 
eindeutiger Äußerungsgrenzen verschob ich ebenfalls in die spätere Analysephase. 
Die Satzzeichen dienen der Darstellung von Intonation. Die Intonationsnotation in 
Hörersignalen, die Markierung des Wortakzents und der Abbrüche werden nach 
HIAT-Konventionen dargestellt (vgl. Dittmar 2002: 116f.). 
Für nonverbale Handlungen, Mimik o.ä. jeden Sprechers verwende ich eine extra 
Kommentarzeile. Außerdem vermerke ich keinem Sprecher zuordenbare 
Hintergrundgeräusche in einer speziellen Partiturspur. Auch Übersetzungen weise 
ich eine Extraspur zu. 
Eine Übersicht der Transkriptionskonventionen findet sich im Anhang der Arbeit. 
6. Datenerhebung im Feld 
6.1 Zugang zum Feld 
Im Frühjahr 2005 nahm ich den Kontakt zur Ausländerbehörde der Stadt 
Sommerdorf21 auf. Dies geschah über den Leiter des lokalen Ordnungsamts, in das 
die Ausländerbehörde eingegliedert ist. Der Amtsleiter begrüßte mein Vorhaben und 
sprach unmittelbar seine Unterstützung aus. Ich verfasste über das Projekt ein 
Exposé, das zusammen mit einem Empfehlungsschreiben des Betreuers meiner 
Magisterarbeit dem Bürgermeister der Stadt Sommerdorf als höchster Instanz zur 
Information vorgelegt werden konnte. 
Den Zugang zu dem Forschungsfeld erleichterte mir ein interkulturelles 
Kommunikationstraining, das ich ein Jahr zuvor für Angestellte zweier städtischen 
Behörden durchgeführt hatte. Drei Mitarbeiter und der Leiter der Ausländerbehörde 
Sommerdorf hatten damals an dem zweitägigen Training teilgenommen. Dadurch 
war bereits ein gewisses Vertrauen aufgebaut, die Teilnehmer kannten mich und 
mein Interesse an der Behördenkommunikation. 
Als Nächstes stellte ich mich in einer eigens dafür einberufenen 
Mitarbeiterversammlung den Sachbearbeitern der Ausländerbehörde vor (ungefähr 
15 Personen). Dabei waren der Leiter des Ordnungsamtes und Leiter der 
Ausländerbehörde anwesend. Nach einer kurzen Vorstellung meiner Person durch 
den Amtsleiter präsentierte ich mein Forschungsvorhaben, das Vorgehen bei der 
Datensammlung und die Auswertung der Daten. Das Forschungsvorhaben beschrieb 
                                                
21 Alle Orts- und Personennamen im Korpus wurden geändert. 
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ich als Analyse von alltäglicher Kommunikation mit den Behördenbesuchern mit 
dem Ziel, behördenspezifische sprachliche Strategien zu extrahieren. 
Ich erkundigte mich sodann nach der Bereitschaft der Behördenmitarbeiter, sich an 
den Aufnahmen zu beteiligen. Es meldeten sich allerdings nur drei Freiwillige – alles 
ehemalige Teilnehmer meines interkulturellen Kommunikationstrainings. 
Anschließend initiierte der Amtsleiter eine Diskussion um die ‚Freigabe’ der 
Aufnahmen. Er hielt er es für notwendig, dass alle Aufnahmen von ihm und dem 
Leiter der Ausländerbehörde angehört werden, bevor ich über sie verfügen kann. 
Dieser Plan bewirkte jedoch eine negative Kehrtwende bei den Aufnahmewilligen. 
Einer der potentiell Einverstandenen protestierte heftig und kündigte an, unter diesen 
Bedingungen die Teilnahme an den Aufnahmen nur nach einer Rücksprache mit dem 
Personalrat zu erwägen. Auch eine andere Mitarbeiterin, die bis dahin mit den 
Aufnahmen einverstanden gewesen war, zog ihre Zusage zurück. Ich sah bereits 
mein Forschungsvorhaben in Gefahr. 
Die Situation wurde schließlich durch den Leiter der Ausländerbehörde deeskaliert, 
indem er zu verstehen gab, die aufgezeichneten Gespräche nicht anhören zu wollen 
und zu mir als Forscherin volles Vertrauen zu haben. Außerdem spornte er seine 
Mitarbeiter an, sich zu beteiligen, indem er jeden einzelnen nochmals persönlich 
ansprach. In der Folge konnten insgesamt acht Personen für die Aufnahmen 
gewonnen werden: die Sachbereichsleiterin und zwei Sachbearbeiter, zuständig für 
Asylangelegenheiten, eine Sachbearbeiterin aus dem Arbeitsbereich Studenten, zwei 
Sachbearbeiterinnen, verantwortlich für Beschäftigung und Integration sowie die 
Leiterin des Sachbereichs 2 und eine Angestellte, die für den Informationsschalter 
zuständig war (die zwei letztgenannten Personen wurden jedoch aus 
organisatorischen Gründen nicht in die Aufnahmen einbezogen). 
Als Bedingungen für die Durchführung der Aufzeichnungen wurde vereinbart, dass 
die Klienten über den Zweck der Aufnahmen informiert und um ihr Einverständnis 
gefragt werden müssen, sowie dass den Mitarbeitern und den Klienten das Recht 
eingeräumt wird, jederzeit das Ausschalten des Kassettenrecorders zu veranlassen. 
Ich verpflichtete mich zur datenschutzgerechten Handhabung der Aufnahmen und 
zur Anonymisierung der Daten bei der Transkription. Meine datenschutzbezogenen 
Verpflichtungen gegenüber der Ausländerbehörde wurden später, während der Phase 
der Aufzeichnungen, in einem Dokument schriftlich festgehalten und von mir 
unterzeichnet. Schließlich versprach ich den beteiligten Sachbearbeitern und der 
Behördenleitung, ihnen nach Beendigung der Magisterarbeit meine 
Forschungsergebnisse vorzustellen und bei Interesse Einsicht in die Arbeit zu 
ermöglichen. 
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6.2 Aufnahmen der Aktantengespräche 
Im Laufe eines Monats verbrachte ich an elf Tagen jeweils drei bis sechs Stunden in 
der Ausländerbehörde Sommerdorf. 
In diesem Zeitraum nahm ich 49 Gespräche auf. Zwölf Mal wurde mir die 
Aufnahmegenehmigung von Klienten verweigert (dabei handelte es sich meist um 
Besucher mit geringen Deutschkenntnissen) und in drei Fällen entschieden die 
Agenten, die Aufnahmetechnik ausgeschaltet zu lassen. Letzteres passierte, wenn die 
Sachbearbeiter die Klienten bereits kannten und ihre Fälle als für die 
Aufzeichnungen zu ‚heikel’, als „zu verwurschtelt“, wie Frau A es beispielsweise 
formulierte, einschätzten. Ich vermute, dass die Agenten in diesen Fällen einen nicht-
routinemäßigen Verlauf der Gespräche befürchteten, der sie eventuell an die Grenzen 
ihrer Kompetenzen führen könnte. Dies ist ein Hinweis auf Kontrollängste (Spranz-
Fogasy/Deppermann 2001: 1009) bei den untersuchten Behördenmitarbeitern, also 
ein Hinweis darauf, dass noch weitere durch teilnehmende Beobachtung verursachte 
Verzerrungen der Gespräche vorliegen können. 
Ich nehme an, dass das Aufnahmesetting eine wichtige Rolle für die Authentizität der 
Gespräche spielte. Um den Grad der Natürlichkeit der Aufnahmen nachvollziehbar 
zu machen, will ich im Folgenden die verschiedenen organisatorischen und 
technischen Faktoren beschreiben, die die Entstehung des Korpus mit beeinflusst 
haben. 
Organisation der Aufnahmen und Probleme beim Aufzeichnen 
Da vor Behördenbesuchern verdeckte Aufnahmen und verdeckte Beobachtung weder 
ethisch vertretbar noch rechtlich und organisatorisch möglich und dadurch von 
vornherein ausgeschlossen waren, mussten die Aufzeichnungen offen, mit 
Einverständnis der Klienten durchgeführt werden. 
Zunächst plante ich, die Klienten bereits auf dem Behördenflur anzusprechen, um 
von ihnen eine Aufnahmegenehmigung zu erhalten, dann vor ihnen das 
Besuchszimmer zu betreten, das Aufnahmegerät einzuschalten und entweder mich in 
den Hintergrund zurückzuziehen oder das Zimmer ganz zu verlassen. Von diesem 
Vorgehen versprach ich mir eine hohe Natürlichkeit der Gespräche und 
Vollständigkeit der Aufnahmen. 
Diesen Plan musste ich nach der Besichtigung der Räume ändern. Ich hatte mit 
einem klassischen Amtszimmer-Setting gerechnet, mit einem Sachbearbeiter und 
einem oder zwei Klienten auf der gegenüberliegenden Seite des Schreibtisches, mit 
ausreichend Distanz zwischen den Tischen der Sachbearbeiter. Die Arbeitsplätze in 
den Bearbeitungszimmern der Ausländerbehörde Sommerdorf sind jedoch von einer 
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trennenden Glaswand geprägt, die die Räume durchgehend in ein Klienten- und ein 
Agenten-‚Territorium’ gliedern. Dadurch wurde es unmöglich, ohne einen längeren 
Umweg durch die Nebenräume, von dem Flur auf die Agentenseite der 
Vorsprachezimmer, wo ich die Aufnahmegeräte platzieren wollte, zu gelangen. Die 
Lösung, meinen Stuhl auf die Besucherseite zu stellen und von da aus die 
Aufnahmen einzuleiten, lehnte ich wegen einer zu geringen Distanz zum Klienten 
und meiner ständigen Präsenz im Blickfeld des Sachbearbeiters ab. Folglich 
positionierte ich mich hinter der Glaswand, auf der Sachbearbeiterseite des Zimmers. 
Die Notwendigkeit, die Kassettenrecorder zu bedienen, lieferte einen weiteren 
Grund, während der Aktantengespräche im Besuchszimmer zu bleiben. Außerdem 
erkannte ich, dass sich teilnehmende Beobachtung aufgrund der institutionsbedingten 
Komplexität von Sachverhalten sowie der Zuordenbarkeit der Aktantenhandlungen 
zu sprachlichen Sequenzen in den Aufzeichnungen als unabdingbar erwies. 
Die Aufnahmeerlaubnis erfragte ich nach folgendem Schema: Ich stellte mich dem 
hereingekommenen Klienten vor und erklärte ihm mein Vorhaben, deutete dabei auf 
das Mikrofon und den Kassettenrecorder, um mein Vorgehen zu veranschaulichen. 
Ich betonte, dass ich nicht eine Mitarbeiterin der Behörde sei, dass ich die Daten 
anonymisieren werde und dass meine Forschung zur Verbesserung der 
Kommunikation in der Behörde diene. Von der letzteren Information erhoffte ich 
eine motivierende Wirkung auf die Behördenklienten. Außerdem überreichte ich 
dem Behördenbesucher ein in mehreren Sprachen verfasstes Informationsblatt (siehe 
Anhang) und ließ ihm Zeit, es durchzulesen. 
In der Mehrheit der Fälle verlief die Kommunikation in dieser Gesprächsvorphase 
mühsam und langsam, einige Male musste ich das Gespräch wegen totalem Nicht-
Verstehen abbrechen. Die gehäuften Verstehensprobleme lagen m.E. an dem für 
Klienten in der Behördenkommunikation völlig unerwarteten und auch im Alltag 
unbekannten Handlungsmuster der Aufnahmeerlaubnis-Erfragung. 
Sobald der Klient sein Einverständnis signalisiert hatte, schaltete ich das 
Aufnahmegerät ein. Wurde die Aufnahme verweigert, wartete ich auf meinem Stuhl, 
bis das Gespräch beendet war, auch wenn die Klienten mich und mein Notizblock 
während der Vorsprache teilweise misstrauisch beäugten. 
Das beschriebene Aufnahmesetting verhinderte oftmals die Aufzeichnung 
vollständiger Gespräche: Die Mitarbeiterinnen begannen zu reden, bevor ich die 
Aufnahmegenehmigung erfragen konnte; teilweise hatten auch die Klienten ihr 
Anliegen bereits vorgetragen, bevor ich sie um Aufnahmegenehmigung bitten 
konnte. Im Sachbereich Asyl ließen zwar die Mitarbeiter mir beim Empfangen des 
Klienten nach einigen Aufnahmetagen Vortritt, und in solchen Fällen konnte ich 
mein Vorhaben beschreiben, bevor der Klient sich an den Sachbearbeiter wandte. So 
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entstanden Aufnahmen, die auch eine Eröffnungsphase enthielten. Im Sachbereich 
Studenten und Wissenschaftler, Integration und Beschäftigung hingegen war es 
etwas schwierig, die Mitarbeiterinnen davon zu überzeugen, dass ich die Gespräche 
in ihrer vollen Länge aufnehmen möchte und dass für mich alle stattfindenden 
Gespräche mit Klienten relevant sind. Die Angestellten kommentierten Letzteres mit: 
„Hier passiert eigentlich nichts Interessantes“ oder „Hier wird nur etwas abgeholt“. 
Dadurch fehlen in dem vorliegenden Gesprächskorpus zahlreiche Gesprächseinstiege 
und einige Schlussphasen. 
Während des Aufzeichnens von Datenmaterial stieß ich immer wieder auf weitere 
Schwierigkeiten technischer und organisatorischer Art. Zunächst will ich die 
technischen Details besprechen. 
Für die Aufnahmen benutzte ich zwei tragbare Kassettenrecorder mit externen 
Mikrofonen. Eines davon war ein größeres Stereo-Mikrofon, das ich bevorzugt 
einsetzte, das andere, für den Einsatz bei parallel stattfindenden Gesprächen, war nur 
für Monoaufnahmen geeignet und klein. Ich führte vor Ort mit den Sachbearbeitern 
zusammen eine simulierte Testaufnahme durch, um die Reichweite und 
Empfindlichkeit des Mikrofons festzustellen. Das Mikrofon musste unempfindlich 
genug sein, um, falls Gespräche an nebeneinander liegenden Arbeitsplätzen 
stattfinden, nur ein Gespräch zu fokussieren. Dies war nicht nur wegen der Qualität 
der Aufnahme, sondern auch aus datenschutzrechtlichen Gründen wichtig. Dass das 
Gespräch nebenan unverständlich bleibt, musste ich dem Behördenleiter durch das 
Vorspielen einer Aufnahme beweisen. 
In den ersten Tagen meiner Feldanwesenheit scheiterte das Aufzeichnen immer 
wieder aus verschiedenen technischen Gründen: Einmal schaltete ich das 
Aufnahmegerät, aber nicht das Mikrofon ein, ein anderes Mal endete die Kassette, 
ohne dass ich es rechtzeitig registriert hätte, dann wieder lag das Mikrofon zu nah am 
Recorder und die Laufwerkgeräusche übertönten das Gespräch. So verlor ich einige 
Gespräche ganz oder teilweise. Außerdem erwies sich das Mono-Mikrofon als nur 
bedingt brauchbar, denn die Qualität der damit gemachten Aufnahmen war teilweise 
unbefriedigend. 
Die Platzierung des Mikrofons spielte eine wichtige Rolle für die Qualität der 
Aufzeichnungen. Sie musste den unterschiedlichen Bedingungen in den beiden 
Räumen angepasst werden: Die relativ niedrige trennende Glaswand im Zimmer 4-5 
(Studenten und Wissenschaftler; Beschäftigung und Integration) nutzte ich zum 
Festklemmen des Mikrofons, sodass es über der Barriere platziert und die 
Sprechbeiträge beider Aktanten gleichmäßig aufgenommen werden konnten. Als 
weiterer positiver Aspekt dieser Platzierung hing das Mikrofon unauffällig oberhalb 
des Blickfeldes der am Tisch Sitzenden, lag also nicht im Fokus der Aufmerksamkeit 
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der Beteiligten. Der Kassettenrecorder stand abseits auf dem Schreibtisch der 
Sachbearbeiterin. Im Zimmer 6 (Asyl) hingegen konnte das Mikrofon wegen der 
horizontal und vertikal durchgehenden Glaswand nur in den Durchreicheraum 
zwischen dem Tresen und der Glaswand hingelegt werden. Der Kassettenrecorder 
lag direkt vor dem Sachbearbeiter auf dem Tresen. Es ist denkbar, dass eine solche 
für beide Aktanten auffällige Platzierung der Aufnahmegeräte den Gesprächsverlauf 
stärker beeinflusst hat. 
Weitere Komplikationen beim Aufnehmen resultierten aus der Organisation der 
Arbeitsplätze: Im Sachbereich Asyl arbeiteten die Angestellten an einer Art 
Empfangstresen an zwei eng nebeneinander liegenden Plätzen. Dies bedeutete 
sowohl akustische als auch datenschutzverbundene Probleme bei der Aufnahme, 
denn unter solchen Umständen konnte ich nur aufzeichnen, wenn beide 
vorsprechenden Klienten in die Aufnahmen eingewilligt hatten. Das Problem konnte 
teilweise gelöst werden, indem mir die Mitarbeiter entgegenkamen und Klienten, 
sofern es vom Publikumsandrang her möglich war, einzeln hineinriefen. 
Hinzu kam, dass einer der vier Mitarbeiter des Sachbereichs die Beteiligung am 
Forschungsvorhaben abgelehnt hatte. Bedingt durch die unmittelbar nebeneinander 
liegenden Arbeitsplätze musste ich mich an seinem Arbeitsplan orientieren und die 
Aufnahmen ausschließlich an Tagen durchführen, an denen er nicht für 
Klientengespräche zuständig war. Ebenfalls versuchte ich stets, sein Handeln aus den 
Beobachtungsdaten auszuklammern. 
Die Sachbearbeiterinnen im Raum 4-5, Frau A (Studenten und Wissenschaftler) 
sowie Frau B und Frau C (Beschäftigung und Integration) hatten zwar alle in das 
Aufzeichnen eingewilligt. Ich wurde jedoch von der Behördenleitung angewiesen, 
die ca. eine Stunde dauernden Vorsprachen zur Sicherheitsüberprüfung22 nicht 
aufzunehmen. Diese Gespräche wurden von Frau B oder Frau C durchgeführt. 
Wegen dem geringen Abstand zwischen ihren Arbeitsplätzen musste ich in solchen 
Fällen von Aufnahmen an beiden Schreibtischen absehen und konnte das Mikrofon 
nur bei Frau A in der Abteilung Studenten aufstellen. Dies erklärt auch die geringere 
Anzahl der von Frau B und C durchgeführten Gesprächen gegenüber der größeren 
Menge der Aufnahmen mit der Sachbearbeiterin Frau A in meinem Korpus. 
6.3 Teilnehmende Beobachtung, informelle Gespräche, Dokumentenanalyse und 
Expertenbefragung 
Parallel zu den Aufnahmen setzte ich ein zweites Forschungsinstrument, die 
teilnehmende Beobachtung ein, deren Ergebnisse ich als „Mittel zur 
                                                
22 Dazu näher im Kapitel 7.1.2.2. 
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Gegenstandskonstitution“ (Spranz-Fogasy/Deppermann 2001: 1010) und als 
„Interpretament“ (ebd.) in der späteren Analyse der Gespräche und in der 
Rekonstruktion der Behördenspezifik einsetze. 
Wie dem letzten Kapitel zu entnehmen ist, saß ich während der Aufnahmen und in 
den Aufnahmepausen auf der Sachbearbeiter-Seite der Besuchszimmer auf einem 
Stuhl, den ich in unaufdringliche Nähe (eine Entfernung von ca. 3 Metern) der 
Arbeitsplätze rückte, und zwar so, dass ich die Sachbearbeiter im Halbprofil sah. Auf 
diese Art konnte ich die Gespräche mithören und das nonverbale Handeln der 
Beteiligten beobachten. Diese Distanz erlaubte mir leider keine Einsicht in die 
Dokumente, die ausgehändigt, vorgelegt oder besprochen wurden. Dadurch büßte ich 
wesentliche, für die Transkriptanalyse relevante Informationen ein. Dieses Vorgehen 
zog ich jedoch einer unmittelbaren Nähe zu den Aktanten vor, um das 
Beobachterparadox nicht noch zu maximieren. 
Ich beobachtete ohne ein standardisiertes Beobachtungsschema, also unsystematisch. 
Für die Phase der Feldanwesenheit legte ich ein Forschungstagebuch an. Dort 
dokumentierte ich die während der Aufnahmen und in Aufnahmepausen gemachten 
Beobachtungen, trug Notizen zu den Aufnahmen ein, unter anderem die markanten 
nonverbalen Handlungen der Aktanten sowie das geschätzte Alter und die 
Staatsangehörigkeit der aufgenommenen Klienten, und skizzierte die 
Räumlichkeiten. 
Im Forschungstagebuch hielt ich außerdem Informationen fest, die ich durch ein 
weiteres wichtiges Instrument der Datensammlung in meiner Feldforschung, die 
informellen Gespräche, sammelte. Die Gespräche entstanden meist aus dem 
Smalltalk mit den Behördenmitarbeitern in den Pausen zwischen zwei 
Aktantengesprächen, vor allem an Tagen, an denen kein starker Publikumsverkehr zu 
verzeichnen war und die Mitarbeiter mehr Zeit hatten; sie wurden aber auch durch 
die Agenten selbst nach einem Klientengespräch als Kommentar zum Geschehenen 
initiiert. Dabei lieferten die Sachbearbeiter Hintergrundinformationen zu dem Fall 
und zu betreffenden Organisationsabläufen oder verbalisierten eine persönliche 
Einstellung zum Geschehen. Zurecht betonen Spranz-Fogasy/Deppermann den 
Vorteil informeller Gespräche, dass durch sie spontane Informationen erhalten 
werden können, „nach denen nicht systematisch hätte gefragt werden können“ 
(Spranz-Fogasy/Deppermann 2001: 1009). 
Schließlich ergänzte ich die Datensammlung durch die Lektüre der leeren 
Antragsformulare, die für alle zugänglich im Behördenflur bereitlagen. Sie spielten 
in Aktantengesprächen eine wesentliche Rolle. 
Die „medialen Wissensträger“ (Rehbein 1998: 664, Hervorhebung im Original), 
Akten, sind „Hauptbasen für das Amtsgeheimnis“ (ebd.). Die Akteneinsicht habe ich 
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daher aus Zweifel an ihrer Genehmigung nicht in Betracht gezogen, auch wenn diese 
die Rekonstruktion der behördlichen Vorgänge erheblich erleichtert hätte. 
Einige Monate später, innerhalb der Phase der Korpusanalyse, führte ich mit der 
Sachbereichsleiterin Frau D und einer weiteren Kollegin ein Gespräch durch. Diesen 
gestaltete ich als eine strukturierte Expertenbefragung. Der entsprechende 
Fragekatalog entstand im Laufe der Arbeit mit den Daten. Die Fragen bezogen sich 
auf die Arbeitsorganisation in der Behörde, auf verschiedene gesetzliche 
Bestimmungen u.Ä. Das Ziel der Befragung war, für die Interpretation der 
Gespräche notwendiges, jedoch durch die informellen Gespräche mit 
Behördenmitarbeitern nur lückenhaft erworbenes professionelles Wissen der 
Aktanten zu erheben. Frau D beantwortete meine Fragen, die die Arbeit des 
Sachbereichs 1, Asyl betrafen. Die Informationen zu den Aufgaben des Sachbereichs 
2 lieferte Frau H, Leiterin diesen Sachbereichs23. 
6.4 Durch die Forschungstätigkeit verursachte Verzerrungen der Interaktion 
Die Gewinnung von Sprachdaten durch Beobachtung, die unter unverdeckter 
Anwesenheit eines menschlichen Beobachters geschieht, unterliegt nach Labov dem 
Zwang des Beobachterparadoxons: „Um Daten zu erhalten, die am wichtigsten für 
die linguistische Theorie sind, müssen wir beobachten, wie Leute sprechen, wenn sie 
nicht beobachtet werden.“ (Hervorhebung im Original) (Labov 1978: 200). 
Für gesprächsanalytische Datensammlung ist Authentizität des dokumentierten 
sprachlichen Handelns in der gesellschaftlichen Wirklichkeit unabdingbar (vgl. 
Rehbein 2001, Grießhaber 1994). Durch die Anwesenheit des Forschers im Feld 
können Deformationen der Interaktion, also auch der Gespräche im Feld entstehen. 
Solche Verzerrungen könnten sprachliche Handlungen der Aktanten sein, die in einer 
unbeobachteten authentischen Situation nicht auftreten würden oder Diskursmuster, 
die in dem Kontext neu und der Forscherpräsenz geschuldet sind. 
Inwiefern diese möglichen Verzerrungsfaktoren einen Einfluss auf die Aufnahmen 
und die parallel stattfindende Beobachtung hatten, soll im Folgenden erwägt werden.  
Es geht bereits aus der Schilderung der Aufnahmesituation vor, dass die 
Aufzeichnungen und mein Beisein für die Mitarbeiter der Ausländerbehörde 
Sommerdorf eine Störung ihrer Arbeitsroutine bedeutete. Dies muss bereits der 
Leiter der Behörde vorausgesehen haben, denn zu Beginn der Aufnahmen gab er mir 
zu verstehen, dass das Erledigen der Arbeitsaufgaben der Angestellten durch das 
Forschungsvorhaben nicht gestört werden sollte. Dies ist verständlich angesichts der 
                                                
23  Frau H hatte sich zwar bereit erklärt, am Forschungsvorhaben teilzunehmen, doch da sie keine 
Klientengespräche führte, sind im Korpus keine entsprechenden Aufnahmen enthalten. 
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Tatsache, dass die Sachbearbeiter stets unter Zeitdruck arbeiten und dass mein 
Agieren an ihrem Arbeitsplatz einen gewissen Zeitaufwand mit sich brachte. 
Darüber hinaus muss allein der Umstand, dass jemand hinter ihrem Rücken sitzt, ihr 
Handeln beobachtet und sich dabei Notizen macht, störend auf die betroffenen 
Sachbearbeiter gewirkt haben. Teilweise stellte ich geradezu ein räumliches 
Hindernis dar, denn in einem der Amtszimmer musste ich den Stuhl in den schmalen 
Freiraum hinter dem Rücken der Sachbearbeiter, zwischen den Schreibtischen und 
der Fensterfront platzieren, sodass die Untersuchungsteilnehmer und ihre Kollegen 
Mühe hatten an mir vorbeizugehen. 
Das ständige Ein- und Ausschalten des Kassettenrecorders, die auffällige Platzierung 
der Aufnahmetechnik müssen meine Anwesenheit immer wieder ins Gedächtnis der 
Untersuchten zurückgerufen haben24. 
Durch die Aufnahmen entstanden Veränderungen in Abläufen des beruflichen 
Handelns der Forschungsteilnehmer: Das Einholen der Aufnahmeerlaubnis bedingte 
einen veränderten Gesprächsbeginn und teils auch einen veränderten Schluss. 
Es ist m.E. also unwahrscheinlich, dass die Behördenmitarbeiter die 
Beobachtungssituation auch nach einer Phase der Eingewöhnung unbeachtet lassen 
konnten. 
Die Reaktivität der Beobachteten entsteht, wenn diese wissen, dass sie beobachtet 
werden und wenn simultan bei Beobachteten die Einschätzung vorliegt, dass die 
Konsequenzen des Forschungskontaktes für sie bedeutsam sein werden 
(Schnell/Hill/Esser 1999: 370). Es kann davon ausgegangen werden, dass die letztere 
Bedingung für die Entstehung einer Reaktivität bei diesen Untersuchten erfüllt ist, 
bedenkt man die Kontrollängste, die sich beim ersten Treffen mit den 
Behördenmitarbeitern25 und bei der späteren vereinzelten Verweigerung der 
Aufnahmen26 ihrerseits manifestierten. Der Beitrag der Behördenklienten zur 
Interaktion im Feld hingegen ist davon etwas weniger betroffen. Einerseits konnte 
meine Anwesenheit die Klienten nicht in großem Ausmaß stören, denn der 
Behördenbesuch gehörte für sie nicht zur alltäglichen Routine, die durch meine 
Anwesenheit nachhaltig hätte deformiert werden können. Andererseits ist davon 
auszugehen, dass sie die Konsequenzen des Forschungskontaktes weniger bedeutsam 
für sich einschätzten als die Behördenmitarbeiter. Eine Reaktivität ist dennoch auch 
hier nicht ganz auszuschließen und muss bei der Analyse der Daten berücksichtigt 
werden. 
                                                
24 Ähnliche Probleme bei Aufnahmen in Behörden beschreibt auch Selting (1987: 30f.). 
25 Siehe dazu Kapitel 6.1. 
26 Siehe dazu Kapitel 6.2. 
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6.5 Reflexion der Forscherrolle 
Im Laufe teilnehmender Beobachtung kann der Beobachter „Werte und 
Verhaltensmuster ‚aus dem Feld’ übernehmen und dann seiner (neutralen) Rolle 
nicht mehr gerecht werden.“ (Appelsmeyer, Kochinka, Straub 2000: 723). Folgende 
Ausführungen dienen der Reflexion der Forscherrolle hinsichtlich der erforderlichen 
Neutralität dem Feldgeschehen gegenüber und zur introspektiven Betrachtung 
meiner Partizipation an der erforschten Situation (vgl. ten Thije: 2002: 70). 
Was die gebührende Neutralität des Forschers betrifft, rechnete ich zu Beginn meiner 
Feldanwesenheit damit, dass ich mich, geschuldet den persönlichen Erfahrungen als 
Ausländerin, mehr mit den Behördenbesuchern identifizieren würde und mich von 
den Behördenmitarbeitern distanzieren würde. Durch meine Platzierung in den 
Besuchszimmern hinter der Glaswand, auf dem Territorium der 
Behördenmitarbeiter, geriet ich in einen Zwiespalt: Einerseits verlieh mir diese 
Position eine gewisse Autorität in den Augen der Behördenbesucher und bescherte 
mir eine höhere Zusagenquote für die Aufzeichnungen. Andererseits stieg so die 
Wahrscheinlichkeit, als Behördenangehörige identifiziert zu werden, ein Effekt, der 
mir widerstrebte. Deshalb betonte ich beim Einholen der Aufnahmeerlaubnis stets, 
dass ich nicht für die Behörde arbeite, sondern an der Universität tätig sei, und 
deutete auf den Briefkopf meines Schreibens mit dem Universitätslogo. Das 
Einstufen meiner Person als Behördenmitarbeiterin durch die Klienten ließ sich 
jedoch nicht ganz vermeiden, wie die folgende Szene aus dem Feldtagebuch zeigt:  
Beim Verlassen der Behörde um die Mittagszeit in Begleitung einer 
Behördenmitarbeiterin (Frau B), wird uns auf dem Behördenflur von 
jungen, vermutlich nordafrikanischen Klienten, die offensichtlich schon 
länger warten, höhnisch zugerufen: „Schön Pause machen, Kaffee 
trinken!“. 
Offensichtlich bedienten die Klienten sich hier des Klischees des gleichgültigen und 
arbeitsscheuen Beamten. In diese Einschätzung mit einbezogen zu werden, 
verursachte mir Unbehagen. Durch diesen Zwischenfall eröffnete sich für mich 
jedoch auch die Perspektive der Mitarbeiter, die trotz gewissenhafter Erledigung 
ihrer stressigen Arbeit anscheinend von einigen Klienten des Nichtstuns beschuldigt 
werden. 
Auch folgende Beobachtung aus den ersten Aufnahmetagen, dokumentiert nach dem 
sehr emotional verlaufenen Gespräch 10, zeigt das partielle Ablösen der 
Klientenperspektive durch die Mitarbeiterperspektive bei der Beobachterin: 
In der Abteilung Asyl bereitet mir die Lage des [von der Universität 
ausgeliehenen] Mikrofons im Durchreichespalt der Glaswand 
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Unbehagen, wie in einem ‚Niemandsland’ zwischen Sachbearbeiter und 
Klienten, fast hineinragend in das Kliententerritorium, Unbehagen, denn 
ich befürchte, ein aufgebrachter Klient könnte das Gerät als 
Behördeneigentum sehen und sich daran vergreifen.  
Es passierte nichts dergleichen. Diese Gedanken sind jedoch ein Indiz dafür, dass 
mein Klientenbild plötzlich eine Aggressivität und Gefährlichkeit des Klienten 
implizierte. Ich fing an, mich von der vollständigen Identifikation mit den Klienten 
lösend, die Mitarbeiterperspektive zu übernehmen und die Klienten als eine 
potentielle, unberechenbare Drohung zu begreifen. Diesen Wandel bewirkte nicht 
nur das emotionsgeladene Gespräch 10, sondern auch meine Positionierung auf der 
Angestelltenseite des Zimmers, durch abgeschlossene Türen und Glaswand von den 
Klienten getrennt, den Erzählungen aus dem Arbeitsalltag der Sachbearbeiter27 
lauschend. 
Ebenso bedingte die ständige Interaktion mit den Sachbearbeitern die Entwicklung 
meiner Sympathien auch für diese ‚Partei’. Die Rezeption ihrer Perspektive auf das 
Geschehen im Feld bewirkte teilweise Veränderungen in meinen Bewertungen der 
Interaktion und erschwerte die Bewahrung der erforderlichen Neutralität des 
Forschers: Allmählich entwickelte sich bei mir eine gewisse Befangenheit bezüglich 
der späteren Analyse der Felddaten, denn ich befürchtete, im Laufe einer objektiven 
Auswertung den Forschungsteilnehmern möglicherweise zu nahe zu treten. 
Offensichtlich geriet ich hier in den klassischen Rollenkonflikt des teilnehmenden 
Beobachters zwischen distanzierter Wissenschaftlichkeit und persönlicher 
Beteiligung (Lüders 2004: 386). 
Während der Feldforschung stellte ich fest, dass meine Rolle des Forschers als 
Störfaktor, ja als eine Überwachungsinstanz, mir selbst nicht behagte. Dies hatte zur 
Folge, dass ich beispielsweise Hemmungen hatte, den Forschungsteilnehmern 
parallel zu ihrer Arbeit Fragen zu stellen. Ich versuchte vorwiegend dann mit ihnen 
ins Gespräch zu kommen, wenn ich den Eindruck hatte, dass sie auch an einem 
Gespräch interessiert sind und stellte kaum Fragen, sobald ihnen das Thema nicht zu 
behagen schien oder wenn sie offensichtlich unter Stress und Zeitdruck arbeiteten. 
Im Nachhinein, bei der Analyse der Aufnahmen, fiel mir auf, dass ich dadurch häufig 
zu wenig Hintergrundwissen über die jeweils bearbeiteten Fälle hatte. 
Im Allgemeinen lässt sich der Umgang der Sachbearbeiter mit mir als sehr freundlich 
und hilfsbereit beschreiben: Sie zeigten wiederholt Interesse an meinem 
Forschungsvorhaben, stellten Fragen dazu und zu meiner Person, einige übernahmen 
das Ein- und Ausschalten des Kassettenrecorders, oder erläuterten auf eigene 
                                                
27 Zur räumlichen Ausstattung und informellen Gesprächen näher im Kapitel 7. 
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Initiative die zu bearbeitenden Fälle und relevanten Regelungen während der 
Bearbeitungsphasen, nachdem die Klienten ihr Anliegen vorgetragen hatten und nun 
draußen warteten. An Tagen, an denen es extrem wenig Publikum gab und wenige 
Gespräche stattfanden, zeigten sie Anteilnahme an meinem Warten auf mehr 
‚Ausbeute’. 
Was meine Beteiligung an den Klient-Agent-Gesprächen betraf, versuchte ich diese 
aus dem genannten Grund der erforderlichen Forscherneutralität weitestgehend 
dadurch zu vermeiden, dass ich die beschriebene räumliche Distanz zum Geschehen 
behielt und den Blickkontakt mit den Aktanten vermied, indem ich mich scheinbar in 
mein Notizblock vertiefte. Trotzdem wurde ich einige Male durch die Sachbearbeiter 
und mehrmals durch die Klienten in die Interaktion einbezogen. 
Beispielsweise wandte sich im Gespräch 29d die Sachbearbeiterin Frau B an mich, 
um sprachliche Unterstützung im Russischen zu bekommen; im Gespräch 30 
entschuldigte sie sich indirekt bei mir für das Klingeln ihres Handys. Während der 
ersten Aufnahmen blickten einige Sachbearbeiter im Klientengespräch ab und an zu 
mir, dies nahm aber später, vermutlich mit der Gewöhnung an die 
Aufnahmesituation, ab. 
Für die Behördenbesucher gut sichtbar, wurde ich häufig am Ende des Gesprächs 
von ihnen angesprochen: Die Klienten verabschiedeten sich von mir, grüßten oder 
winkten. In einigen konfliktären Gesprächen suchten die Klienten in mir durch die 
Glaswand eine Verbündete, wie im Gespräch 10, in welchem der Klient sich heftig 
beschwerte, dem Sachbearbeiter Vorwürfe machte und in meine Richtung seine 
Dokumente demonstrativ hochhielt, um mir seine Unschuld zu beweisen. Ebenso 
drehte sich im Gespräch 47 einer der Klienten beim Verlassen des Raumes zu mir 
und schnitt eine Grimasse, dabei auf den Sachbearbeiter deutend. Diese Fälle lassen 
sich als Instrumentalisierung der Forscherposition durch die Klienten einordnen. 
7. Ergebnisse der Datenerhebung 
Im Folgenden werde ich die Ergebnisse der von mir durchgeführten Datenerhebung 
darstellen und reflektieren. Im Vordergrund stehen hierbei die durch die 
Kombination der Methoden der teilnehmenden Beobachtung und der informellen 
Gespräche erhobenen Daten, die ich für die Beschreibung des untersuchten Feldes 
verwenden werde. Der letzte Teil des Kapitels dient zur Beschreibung des während 
der Beobachtung mithilfe der offenen Aufnahmen erhobenen Datenkorpus. Die 
eigentliche Korpusanalyse erfolgt jedoch im Kapitel 8. 
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7.1 Beschreibung des Feldes 
Die hier unternommene Beschreibung des Feldes erhebt nicht den Anspruch einer 
realitätsgetreuen Abbildung der Wirklichkeit. Vielmehr handelt es sich um eine 
Dokumentation der bereits im Zuge der Erhebung interpretierten Daten. 
Die folgenden Unterkapitel dienen der Darstellung des Handlungsraums 
Ausländerbehörde Sommerdorf mit seinen Aktanten und den darin ausgeführten 
Handlungen. 
7.1.1 Räumlichkeiten der Behörde 
Die Ausländerbehörde Sommerdorf beansprucht eine halbe Etage eines renovierten 
gründerzeitlichen Fabrikgebäudes, in dem noch weitere städtische Behörden 
untergebracht sind, beispielsweise die Meldebehörde im Erdgeschoss. Die 
Renovierung des Gebäudes liegt zwar bereits zehn Jahre zurück, jedoch der Flur der 
Ausländerbehörde und die Besuchszimmer sehen noch sauber und frisch aus, die 
Ausstattung ist modern. 
Der Besucher wird am Eingang der Ausländerbehörde von einer Informationstafel 
empfangen, die die Abteilungen und deren Zuständigkeiten auflistet. Bei ausreichend 
Deutsch- und Behördenkenntnissen kann man sich hier orientieren: Im Zimmer 128, 
rechts, noch vor dem Eingang werden Terminvorsprachen bearbeitet, ebenfalls 
rechterhand im Zimmer 2 werden Aufenthaltstitel für nicht-erstmalige Einreise 
erteilt. Weiter hinten auf der rechten Seite liegt das Zimmer 3, das die Information 
beherbergt. Die Tür dieses Zimmers ist zu einem Informationsschalter umgebaut. 
Hier hilft eine Mitarbeiterin den Behördenbesuchern, sich an die richtige Abteilung 
zu wenden oder nimmt Unterlagen entgegen, die nachgereicht werden. Es folgen die 
Türen von Zimmern 4 und 5. Sie führen beide in einen größeren Raum, in dem eine 
der drei dort arbeitenden Angestellten die Angelegenheiten der Studenten und 
Wissenschaftler bearbeitet (Frau A im Zimmer 4). Zwei weitere Angestellte sind 
zuständig für Beschäftigung, Arbeitsgenehmigungen und Integration sowie 
Sicherheitsüberprüfung (Frau B und Frau C im Zimmer 5). Im Zimmer 6 auf der 
gegenüberliegenden Seite des Flurs werden schließlich Erteilung und Verlängerung 
der Duldung und Asylangelegenheiten bearbeitet. 
Die Verteilung der Vorsprachezimmer auf beiden Seiten des Flurs visualisiert den 
organisatorischen Aufbau der Behörde: Das Zimmer 6 auf der linken Seite des Flurs 
                                                
28 Alle Zimmernummern wurden geändert. Die Numeration benutze ich nur für Zimmer, die 
Besuchern zugänglich sind; Durchgangszimmern und Archive numeriere ich aus Gründen der 
Übersichtlichkeit nicht.  
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bildet den Sachbereich 1, die Zimmer 1-5 auf der gegenüberliegenden Seite sind in 
den Sachbereich 2 eingegliedert. 
Zimmer 6 grenzt an einen Wartebereich mit Kinderspielecke, eine Einrichtung, die 
im Kontext einer Ausländerbehörde als sehr ungewöhnlich erscheint. 
Die besucherrelevanten Zimmertüren befinden sich im vorderen Teil des Flurs. Nach 
hinten macht dieser eine Linksbiegung, die Räume im hinteren Bereich gehören zur 
Behördenleitung und zum Sekretariat. Hier befinden sich auch die für 
Behördenmitarbeiter vorgesehenen Toiletten, die nur mit einem entsprechenden 
Schlüssel betretbar sind, die Besuchertoiletten liegen im Treppenhaus. An der Wand 
neben dem Handwaschbecken der Mitarbeiter-Toilette ist in einer stabilen, 
anscheinend speziell dafür vorgesehenen Halterung ein Desinfektionsseifenspender 
angebracht. Daneben hängt ein Behälter für die herkömmliche Handseife, wie er 
auch in der Besuchertoilette zu finden ist. Nach Auskunft der Abteilungsleiterin des 
Sachbereichs 2 wurde der Desinfektionsseifenspender auf den kollektiven Wunsch 
der Sachbearbeiter eingebaut. Der Grund dafür waren die Reisepässe der Klienten, 
von denen die Mitarbeiter vermuteten, nach langen Reisen und vielen 
Beamtenhänden häufig in einem unhygienischen Zustand zu sein.  
Jedes Vorsprachezimmer besitzt ein eigenes elektronisches Aufrufsystem, wodurch 
der Klientenstrom geordnet und je nach Bedarf reguliert werden kann. Der Besucher 
zieht in einer automatischen Nummernvergabe seine Wartenummer und betritt das 
Bearbeitungszimmer erst nachdem seine Nummer, begleitet von einem Klingelton 
auf der elektronischen Anzeige erscheint. Die Anlagen wurden vor anderthalb Jahren 
eingebaut, davor wurden die Wartemarken manuell vergeben29. 
Neben den Zimmertüren hängen Kästen aus Plexiglas. Sie beherbergen die in der 
jeweiligen Abteilung oft benötigten Formulare, die die Klienten bereits beim Warten 
ausfüllen können. An den hellen Wänden des geräumigen Flurs hängt weiter nichts, 
keine Plakate, keine Bilder. Entlang der Wände stehen noch einige Stühle für die 
Wartenden und ein paar Tische, an denen Formulare ausgefüllt werden können. Es 
herrscht Rauchverbot. In der Zeit meiner Anwesenheit im Untersuchungsfeld erlebte 
ich den Raum nie überfüllt. Einige der Wartestühle waren besetzt, einige Plätze 
blieben leer. Ab und an durchquerten meist junge Mitarbeiter eiligen Schrittes den 
Flur. 
Die Zimmer auf beiden Seiten des Flurs sind untereinander mit Durchgangstüren 
verbunden. Zwischen den Vorsprachezimmern liegen Durchgangsräume, die als 
                                                
29 Laut der Aussage eines Mitarbeiters des Sachbereichs 1 erleichtert das elektronische 
Aufrufsystem die Arbeit und stellt eine klientenfreundliche Lösung dar. Zuvor mussten die 
Sachbearbeiter zu Beginn jeder Sprechzeit die Nummern von Hand verteilen. Dies verlief 
teilweise unter Streit oder sogar Handgemenge.  
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Pausenraum dienen oder in denen Akten aufbewahrt werden. Dadurch müssen 
Sachbearbeiter ihr ‚Territorium’ im Laufe des Arbeitstages nur selten verlassen und 
betreten zu Öffnungszeiten kaum das ‚Kliententerritorium’ Flur. Alle Zimmertüren 
zum Flur, außer die der Vorsprachezimmer, sind meist abgeschlossen, das Betätigen 
der Türklinken hat also keinen Effekt. Beim Betreten der für Besucher zugänglichen 
Räume (mit einer aktuell ausgerufenen Wartenummer in der Hand) steht der Klient 
in einem durch eine Glaswand von Sachbearbeitern abgetrennten Bereich. Für 
Unterlagenübergabe dient ein breiter Durchreichespalt. 
Die Höhe der Glaswand unterscheidet sich von Raum zu Raum: Im Zimmer 6 (Asyl) 
steht der Besucher vor dem Bearbeitungstresen in einem bis zur Decke 
geschlossenen Glaskasten, der in den Raum hineinragt und aus dem eine stets 
verschlossene Tür in den Mitarbeiterbereich führt. 
Im Raum 4-5 (Studenten und Wissenschaftler, Beschäftigung und Integration) sitzen 
beide Seiten, getrennt durch eine Glaswand, die jedoch nur bis zu den Schultern 
eines Stehenden reicht und dadurch eine eher symbolische als tatsächlich 
abwehrende Wirkung besitzt. 
Laut Auskünften der Behördenmitarbeiter wurden die Glaswände erst vor anderthalb 
Jahren eingebaut. Davor empfingen die Mitarbeiter die Klienten sich am Schreibtisch 
unmittelbar gegenüber sitzend. Den Einbau der Glaswände beurteilten die 
Angestellten als positiv. Die Aggressionen der Klienten in Gesprächen hätten 
dadurch abgenommen30. Als Hauptgründe für den Einbau der Glaswände nannte die 
Abteilungsleiterin des Sachbereichs 2, dass dadurch weder Akten noch Siegel in der 
Reichweite des Klienten liegen (das Verschwinden eines Siegels sei ein konkreter 
Anlass für den Einbau gewesen) und außerdem, dass durch Tröpfcheninfektion 
übertragbare Erkrankungen wie Tuberkulose so vermieden werden können (auch hier 
sei es bereits zum Präzedenzfall gekommen). 
Die beiden Vorsprachezimmer, in denen ich die Aufzeichnungen durchführte, sind 
mit drei Schreibtischen, jeweils einer Kopiermaschine und einigen Schränken 
ausgestattet. Auf jedem Schreibtisch steht ein Computer mit der dazugehörigen 
Hardware. Im Zimmer 6 (Asyl) wechselten die Mitarbeiter beim Bedienen der 
Klienten stets, wenn sie Informationen zu den Vorgängen suchten oder Dokumente 
ausstellten, zwischen der stehenden Position am ‚Vorsprachetresen’ und der 
sitzenden an ihren, vom Tresen in einigen Metern Entfernung stehenden Computern. 
Im Zimmer 4-5 (Studenten und Wissenschaftler, Beschäftigung und Integration), 
                                                
30 Im Sozialamt der Stadt Sommerdorf wurden ähnliche Glaswände eingebaut. Einige Teilnehmer 
des von mir durchgeführten Kommunikationstrainings, Mitarbeiter des Sozialamts, berichteten 
ebenfalls von der ‚beruhigenden’ Wirkung der Glaswand auf die Klienten. Eine Sachbearbeiterin 
erzählte, dass sie vor dem Umbau von einer Klientin angespuckt worden sei. 
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sind die Arbeitsplätze so angeordnet, dass drei Mitarbeiterinnen in einiger Distanz 
voneinander den ‚Tresen’ sitzend als Schreibtisch benutzen. 
Die beiden Zimmer, in denen ich meine Aufzeichnungen vornahm, wirkten geräumig 
und hell, belebt durch einige große Grünpflanzen. Es war Sommer, die großen 
Fenster standen häufig offen, Vogelstimmen, Regenrauschen und Straßengeräusche 
drangen hinein. 
In den Räumen war der Wunsch der Sachbearbeiter, ihre Arbeitsumgebung 
individuell zu gestalten, erkennbar: Im Raum 4-5 waren an Pinnwänden Naturfotos 
und Plakate in fröhlichen Farben befestigt. In der Abteilung Asyl hingen an der 
Pinnwand Fotos der Mitarbeiter, offensichtlich bei einer Betriebsfeier o.ä. 
geschossen, Urlaubskarten und Kinderzeichnungen. Auf dem Schreibtisch eines 
Mitarbeiters standen Fotos seiner Familie, allerdings mit dem Rücken zur 
Besucherseite des Zimmers. An der Wand hing eine eingerahmte Reproduktion aus 
den sechziger Jahren, die einen damals modernen Trabant in einem Neubaugebiet 
abbildete. 
Die Arbeitsräume der Behörde machten auf mich insgesamt einen freundlichen 
Eindruck. Den offensichtlichen Gestaltungswunsch der Mitarbeiter deutete ich als 
Interesse, zumindest als Fehlen einer gleichgültigen Haltung ihrem Arbeitsplatz und 
ihrem beruflichen Handeln gegenüber. 
Diese die Räumlichkeiten betreffenden Beobachtungen wiederspiegeln die im 
Kapitel 4 rekonstruierte grundsätzliche und asymmetrische Dichotomie der 
Aktantenrollen im Handlungsfeld Ausländerbehörde. Die durch die verschlossenen 
Türen, Glaswände und Desinfektionsseife materialisierte Zweiteilung der Behörde 
entspricht den bereits besprochenen Gegensätzen in dieser ‚gesellschaftlichen 
Schnittstelle’, in der die persönliche Betroffenheit der Klienten auf das professionelle 
Handeln der Agenten, Laienwissen auf Expertenwissen und Mündlichkeit auf 
Schriftlichkeit treffen. Das Kliententerritorium wirkt kahl und unpersönlich, es 
verwirrt durch die vielen Türen, hinter denen sich nur mit Fachkenntnissen 
verständliche Zuständigkeiten verbergen, zu denen der direkte Zugang von den 
verschlossenen Türen und den Aufrufsystemen erschwert wird. Hinter den Türen und 
Glaswänden entfaltet sich der routinierte Arbeitsalltag der Agenten. Seine 
Geordnetheit wird von den regelnden Aufrufsystemen und von den Zugangsbarrieren 
vor emotionaler Klientenwillkür geschützt. 
Bezeichnend ist dennoch, dass das Kliententerritorium eine Kinderspielecke 
beherbergt, m.E. ein Zeichen von Klientenorientierung. Ebenfalls auffällig ist (nach 
Erfahrungen mit anderen Ausländerbehörden), dass die die Klienten- und 
Agentenbereiche trennenden Glaswände den Blick in beide Richtungen freigeben. So 
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kann der Klient das Handeln des Sachbearbeiters bei der Fallbearbeitung verfolgen. 
Dies suggeriert Transparenz und damit ebenfalls gewisse Klientenfreundlichkeit.  
7.1.2 Arbeit an der Ausländerbehörde 
Der Arbeitsalltag in der Ausländerbehörde Sommerdorf teilt sich in Sprechzeit und 
‚publikumsfreie’, wie sie von Behördenmitarbeitern bezeichnet wird, Zeit. Es lässt 
sich grob sagen, dass die Sachbearbeiter die Hälfte der Arbeitszeit mit 
Klientengesprächen und unmittelbarem Bearbeiten der Klientenanliegen verbringen 
und die andere Hälfte für das Erledigen der Korrespondenz, dem Bearbeiten der 
Anträge, Anfertigen von Statistiken, der Aktenpflege oder auch für 
Mitarbeiterversammlungen nutzen. Im Sachbereich Asyl bildet Publikumsverkehr 
einen kleineren Teil der Arbeitszeit, während das Veranlassen von Ausweisungen, 
Bearbeiten von Umverteilungen oder Widersprüche und andere Vorgänge den 
größten Arbeitsaufwand darstellen, folglich sind der Sprechzeit weniger Stunden 
eingeräumt. 
Die Öffnungszeiten des Sachbereichs 2 der Ausländerbehörde umfassen hingegen 
insgesamt fast 23 Stunden in der Woche und sind vergleichsweise kundenfreundlich 
über die Wochentage und Tageszeiten verteilt. 
Die in den Sprechzeiten beobachtbare und in Gesprächsaufnahmen dokumentierte 
Arbeit der Behörde kann grob als Ausstellen verschiedener Dokumente 
zusammengefasst werden. Die Grundlage dafür liefert das Ausländerrecht: das 
Zuwanderungsgesetz, das Asylverfahrensgesetz sowie interne 
Verwaltungsvorschriften. Die extreme Komplexität des Ausländerrechts stellt laut 
Frau D, Leiterin des Sachbereichs 1, ein charakteristisches Problem der Arbeit an 
dieser Behörde dar (vgl. Kapitel 4.5). 
Die Arbeit in der Ausländerbehörde ist sehr computerzentriert, die Angestellten 
arbeiten nicht nur mit dem klassischen Behördenmedium Akte, sondern mit 
Datenbanken, auf die verschiedene Behörden zugreifen können, führen Datensätze 
über ihre Klienten und nutzen die Rechner zum Einscannen der Fotos und zum 
Ausdrucken der Ausweise. Im Laufe der Aufnahmen konnte ich wiederholt 
beobachten, dass die Arbeitsprozesse in beiden Abteilungen durch häufige 
Computerprobleme gravierend erschwert und in die Länge gezogen wurden. 
Die trotz Computernutzung gebräuchlichen Akten werden teils aus dem Aktenarchiv 
geholt, teils werden sie in den Zimmern aufbewahrt. Anhand der verschiedenfarbigen 
Aktendeckel kann man bei entsprechendem Fachwissen den Aufenthaltsstatus des 
Ausländers erkennen. 
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Mit dem Inkrafttreten des neuen Zuwanderungsgesetzes wurden die von der Behörde 
ausgestellten Dokumente kostenpflichtig (§ 69 des AufenthG). Davor wurden von 
den Klienten keine Gebühren verlangt. Durch diese Veränderung haben sich auch die 
Handlungsmuster der Bearbeitungsgespräche um eine neue Phase, in der das Thema 
‚Gebühren’ verbal bearbeitet wird, erweitert. 
7.1.2.1 Aufgabenverteilung zwischen der Ausländerbehörde Sommerdorf und der 
Zentralen Ausländerbehörde 
Die Ausländerbehörde Sommerdorf gehört in der Behördenhierarchie zu den unteren 
Ausländerbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte. Die dem 
Regierungspräsidium Sommerdorf angegliederte Zentrale Ausländerbehörde (ZAB) 
hat eine ihr übergeordnete Stellung in der mittleren Hierarchieebene. 
In den Zuständigkeitsbereich der ZAB fallen Angelegenheiten der Asylbewerber, das 
sind Ausländer, „die beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge einen Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigte gestellt haben“ 
(Sächsisches Staatsministerium des Inneren). Die Behörde ist zuständig für den 
Aufenthalt der Asylbewerber, für Beendigung ihres Aufenthalts und für die Prüfung 
der Abschiebungshindernisse (ebd.). 
Die ZAB ist weisungsberechtigt über den Sachbereich Asyl der Ausländerbehörde 
Sommerdorf. Mitarbeiter der ZAB haben im Gegensatz zu den Mitarbeitern der 
Ausländerbehörde Sommerdorf keinen direkten Kontakt mit ihren Klienten. Die 
Ausländerbehörde Sommerdorf ist die Anlaufstelle für Asylbewerber, die Fragen zu 
ihrem Verfahren haben, ihre Duldungen verlängern lassen wollen oder einen 
Urlaubsschein brauchen. Das Treffen von essentiellen Entscheidungen jedoch, wie 
der Zeitpunkt der Abschiebung eines abgelehnten Asylbewerbers, findet in der ZAB 
statt. Die Funktion der ZAB ist dennoch nicht zu verwechseln mit der des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, das für die Bearbeitung der Asylanträge 
inklusive deren Ausgang zuständig ist. 
Die Ausländerbehörde Sommerdorf ist, wie es die Leiterin des Sachbereichs 1, Asyl, 
Frau D, ausdrückt, „nur der Mittler zwischen dem Ganzen“ (Gespräch 44), zwischen 
den ausländischen Klienten und der Zentralen Ausländerbehörde. In dem einige 
Monate später geführten Experteninterview bescheinigte sie ihrer Behörde jedoch 
eine überdurchschnittliche selbständige Entscheidungsmacht. 
7.1.2.2 Aufgaben des Sachbereichs 1 
In den einzelnen Zuständigkeitsbereichen variiert die Arbeit, was den 
aufenthaltsrechtlichen Status der Klienten und die zu erledigenden Aufgaben betrifft. 
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Der Sachbereich 1, Asyl, befasst sich mit den Angelegenheiten von Asylbewerbern, 
auch mit abgelehnten Asylbewerbern. Anhand der Gespräche im Korpus äußern sich 
diese Aufgaben in den Klientengesprächen als Verlängerung des Dokuments 
Duldung und das Ausstellen von Urlaubsscheinen. Diese beiden Fachtermini sollen 
an dieser Stelle erläutert werden. 
Als „Duldung“ wird im Aufenthaltsgesetz, § 60a die „vorübergehende Aussetzung 
der Abschiebung“ bezeichnet. Diese muss nach § 77 Abs. 1 desselben Gesetzes in 
Schriftform dokumentiert werden. Die Bescheinigung über die Aussetzung der 
Abschiebung, mit Foto und zusätzlich zu den herkömmlichen Personendaten mit 
Größe und Augenfarbe versehen, dient abgelehnten Asylbewerbern als 
Ausweisersatz. Daher bezeichnet der Begriff Duldung, wie er in den 
Aktantengesprächen verwendet wird, meist nicht einen Verwaltungsakt, sondern eine 
Art Personaldokument. 
Ein Urlaubsschein wird von der Ausländerbehörde ausgestellt, wenn der geduldete 
Ausländer die ihm in der Duldung auf der Grundlage des § 61 Abs. 1 AufenthG 
auferlegte räumliche Beschränkung überschreiten will, also seinen Wohnort 
verlassen will. Dies muss er bei der Behörde beantragen. Der Urlaub kann ihm 
maximal für eine Woche im Monat gewährt werden, darüber wird ein Dokument 
ausgestellt, das als ‚Urlaubsschein’ bezeichnet wird und das bei einer eventuellen 
Polizeikontrolle vorgezeigt werden kann. 
Die Abteilung ist weiterhin zuständig für die Aushändigung von Bescheiden der 
Zentralen Ausländerbehörde. In den Gesprächen im vorliegenden Korpus handelt es 
sich um Bescheide, in denen die geduldeten Ausländer aufgefordert wurden, sich 
über die Botschaft ihres Landes ein Reisedokument, z. B. einen Reisepass zu 
organisieren. Gesetzlich ist die Mitwirkungspflicht des Ausländers im § 48 Abs. 3 
des Aufenthaltsgesetzes verankert. 
Um die Bedeutung der Gespräche, in denen solche Bescheide ausgehändigt werden, 
einschätzen zu können, muss zunächst die Situation der abgelehnten Asylbewerber 
betrachtet werden. In informellen Gesprächen schilderten die Sachbearbeiter diese 
wie folgt: Viele der Asylbewerber verschweigen nach ihrer illegalen Einreise nach 
Deutschland ihre wahre Identität und ihre Staatsangehörigkeit, ihren Pass melden sie 
als verloren. Den Asylantrag reichen sie also unter einem falschen Namen ein. Das 
Ziel dieses Vorgehens sei, möglichst viel Zeit für den Aufenthalt in Deutschland zu 
gewinnen und die Ausweisung hinauszuzögern, denn es dauere meistens über ein 
Jahr, bis die Identität und Staatsangehörigkeit des Bewerbers geklärt und sein 
Asylantrag bearbeitet seien.  
Ein Bescheid der Zentralen Ausländerbehörde mit der Aufforderung, sich mit der 
Botschaft des Heimatlandes in Verbindung zu setzen, indiziert also, dass diese 
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Verwaltungsschritte bereits durchgegangen wurden und dass für die Abschiebung 
noch ein Reisedokument beantragt werden muss. Es muss zwar noch nicht eine 
unmittelbar folgende Ausreise bedeuten; meist vergeht noch Zeit mit Ankündigung 
der Abschiebung, der widersprochen werden kann, doch rückt die drohende Ausreise 
durch dieses Dokument ein Stück näher. 
Eine weitere Zuständigkeit des Sachbereichs Asyl sind Aufenthaltsbeendigungen von 
Ausländern, die straffällig geworden sind. Zu diesem Vorgang ist im Korpus jedoch 
kein Beispiel vorhanden, auch konnte ich keinen solchen Vorgang beobachten. 
Ähnlich verhält es sich mit weiteren Aufgaben (Statistiken, Korrespondenz usw.), die 
die Mitarbeiter des Sachbereichs 2 in der publikumsfreien Zeit erledigen. Auch diese 
sind im Korpus nicht dokumentiert und werden hier nicht weiter behandelt. 
Die Beschreibung der Aufgaben des Sachbereichs Asyl legt nahe, dass es sich um 
Arbeitsinhalte handelt, die für die Klienten von essentieller Bedeutung sind. Bei 
negativen Entscheidungen ist es deshalb vorstellbar, dass es zu sehr emotionalen 
Reaktionen seitens der Klienten kommen kann (vgl. Gespräch 10). Bedenkt man 
dabei, dass die Sachbearbeiter diese Entscheidungen teilweise nicht selbst getroffen 
haben, sondern sie nur übermitteln, eventuell an Klienten, zu denen sie wegen der 
relativen Überschaubarkeit ihres Klientenkontingents bereits Beziehungen aufgebaut 
haben, ist verständlich, dass es sich um eine emotional strapaziöse Arbeit handelt. 
Die Sachbereichsleiterin Asyl Frau D selbst beschrieb die Arbeit in ihrem Abschnitt 
als „hart“. Nach ihren Schilderungen kämpft der Sachbereich mit 
Personalproblemen: Es sei schwierig, gute Mitarbeiter zu finden, selten wolle jemand 
dort freiwillig arbeiten und die Mitarbeiterfluktuation sei hoch. Dies hänge mit der 
hohen psychischen Belastung der Mitarbeiter zusammen. Sie sei froh über den 
aktuellen Stand und die gute Zusammenarbeit mit Herren E und F, die es in dem 
Sachbereich seit einigen Jahren „aushalten“. 
7.1.2.3 Aufgaben des Sachbereichs 2 
Das Datenkorpus enthält weiterhin Aufnahmen aus dem sog. Sachbereich 2. 
Darunter fallen in der Ausländerbehörde Sommerdorf die drei Abschnitte Erteilung 
der Aufenthaltstitel, Studenten und Wissenschaftler, sowie Beschäftigung, 
Integration und Sicherheitsüberprüfung. 
Zu der Arbeit des ersten Abschnitts fehlen im Korpus jegliche Daten, weil dortige 
Mitarbeiter die Aufnahmen geschlossen ablehnten. 
Was die Arbeitsaufteilung in den beiden anderen Abschnitten betrifft, so bearbeitet 
Frau A die Aufenthaltstitel-Angelegenheiten der Studenten, Wissenschaftler und 
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deren Familienangehörigen, während Frau B und Frau C die mit Beschäftigung, 
Integration und Sicherheitsüberprüfung verbundenen Aufgaben übernehmen. 
Bei den Anliegen der Studierenden, Wissenschaftler und deren Angehörigen handelt 
es sich überwiegend um Verlängerungen von Aufenthaltstiteln. Die Vorsprachen 
werden terminiert, Frau A kann sich demnach auf das Gespräch vorbereiten. Das 
Ausstellen der Dokumente ist kostenpflichtig, es sei denn, der Klient bekommt ein 
Stipendium aus Deutschland. 
Kommen ihre Klienten aus bestimmten, islamischen Ländern, müssen diese sich 
einer Sicherheitsüberprüfung unterziehen, die von den anderen beiden Kolleginnen 
durchgeführt wird. Dieser Zwang gilt für all die Staatsangehörigen dieser Länder, die 
eine Aufenthaltserlaubnis für Deutschland beantragt haben. Das Prozedere beruht auf 
dem § 73 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz und einer internen Verwaltungsvorschrift, die nur 
für den Dienstgebrauch bestimmt ist und nicht eingesehen werden kann. Es verläuft 
in der Form einer ca. anderthalbstündigen Befragung, die hauptsächlich schriftlich, 
teils aber auch mündlich durchgeführt wird. Die Befragung dient zur „Prüfung von 
Sicherheitsbedenken vor der Erteilung oder Verlängerung eines [...] 
Aufenthaltstitels“ (§ 73 Abs. 2 AufenthG). 
Diese Diskurssorte ist nicht in dem vorliegenden Korpus vertreten, weil die 
Behördenleitung sich gegen die Aufzeichnung dieser Gespräche entschied. Ich 
konnte einige Sicherheitsüberprüfungen parallel zu anderen Gesprächen beobachten. 
Sie hinterließen den Eindruck einer sprachlich (semantisch, syntaktisch und 
morphologisch) hochkomplexen, weil eng an behördliche Schriftsprache angelehnten 
Diskursart, die einen Nicht-Muttersprachler vor große Verständnisschwierigkeiten 
stellen kann. Daher werden die Klienten von den Sachbearbeitern stets angewiesen, 
bei Bedarf in Begleitung eines Dolmetschers zur Befragung zu erscheinen.  
Die Befragung ist für Klienten und Agenten latent emotional belastend, weil die 
Klienten hinter dem Fragenkatalog eine Tendenz zum Verdächtigen und 
Beschuldigen vermuten können, was wiederum ein Konfliktpotential darstellt. 
Die beiden Sachbearbeiterinnen Frau B und Frau C sind des weiteren zuständig für 
das Ausstellen von erstmaligen Aufenthaltserlaubnissen. Nach den Gesprächen im 
Korpus zu urteilen, handelt es sich beim letzteren Verwaltungsakt an der 
Ausländerbehörde Sommerdorf häufig um jüdische Emigranten aus den GUS-
Staaten. 
Die Ausstellung von Aufenthaltserlaubnissen und Niederlassungserlaubnissen ist seit 
dem 1.1.2005 mit Feststellung von Kenntnissen der deutschen Sprache des 
Ausländers verknüpft. Die Grundlage hierfür stellt das neue Zuwanderungsgesetz 
dar: Laut Aufenthaltsgesetz, § 43 Abs. 1, wird die Integration der auf Dauer in 
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Deutschland lebenden Ausländer gefördert. Dies geschieht durch die Teilnahme der 
Ausländer an sog. ‚Integrationskursen’. Die Kurse umfassen „einen Basis- und einen 
Aufbausprachkurs [...] sowie einen Orientierungskurs zur Vermittlung von 
Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in Deutschland“ (§ 
43 Abs. 3 AufenthG). Ein sich in Deutschland dauerhaft aufhaltender Ausländer 
kann zur Teilnahme an Integrationskursen verpflichtet oder berechtigt werden. Im 
Zuge des Ausstellens von Aufenthaltserlaubnissen prüfen die Mitarbeiter die 
Sprachkenntnisse der Klienten im Schnellverfahren im Laufe des 
Bearbeitungsgesprächs und entscheiden über die Verpflichtung oder Berechtigung 
zur Teilnahme. Wenn ein Ausländer „sich nicht auf einfache Art in deutscher 
Sprache mündlich verständigen kann“ (§ 44a Abs. 1 AufenthG), wird er von den 
Sachbearbeiterinnen Frau B und Frau C verpflichtet, am Integrationskurs 
teilzunehmen, wie es aus einigen Gesprächen im Korpus hervorgeht. 
Auch der Themenkreis Beschäftigung hängt zusammen mit der Einführung des 
neuen Zuwanderungsgesetzes und ist, wie auch Sicherheitsüberprüfung und 
Integration, erst seit dem 1.1.2005 auf der Aufgabenliste der Ausländerbehörde. Die 
bisherigen Arbeitserlaubnisse werden durch Aufenthaltstitel ersetzt, in denen die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zur Aufnahme einer Beschäftigung 
vermerkt wird. Auch Asylbewerber und abgelehnte Asylbewerber dürfen nach einem 
einjährigen Aufenthalt in Deutschland auf Antrag arbeiten. (§ 10 
Beschäftigungsverfahrensverordnung). Die Sachbearbeiterinnen Frau B und Frau C 
sind für die Annahme der für die Beschäftigungserlaubnisse erforderlichen Anträge 
verantwortlich. 
Als letzten Punkt in diesem Kapitel möchte ich noch die Sprachnutzung in der 
Ausländerbehörde Sommerdorf thematisieren. Wie bereits erwähnt, ist die 
Amtssprache in deutschen Behörden nach § 23 Abs. 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes Deutsch. Ich konnte einige Male beobachten, dass 
manche Sachbearbeiter bei gravierenden Verständigungsschwierigkeiten mit ihren 
Klienten etwas Englisch sprachen. Frau B kann Russisch, und dies schien wegen der 
Spezifik ihrer Klientel sehr von Vorteil zu sein. Als ich jedoch das Thema 
Fremdsprachennutzung in der Behörde thematisierte, zitierten mehrere 
Sachbearbeiter (unabhängig voneinander) das Verwaltungsverfahrensgesetz: „Die 
Amtssprache ist Deutsch“. Einige erklärten, es bestehe die Gefahr, dass sie einen 
wichtigen Begriff falsch übersetzen könnten und dass dadurch eine unzulässige, gar 
gefährliche, weil von den Klienten später reklamierbare Vagheit entstehen könnte. 
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7.1.3 Aktanten im Feld: Behördenmitarbeiter und ihre Sicht auf die Klienten 
Wie bereits im Rahmen der Kontaktaufnahme zum Feld angesprochen, beteiligten 
sich insgesamt sechs Personen an den Aufzeichnungen: die Mitarbeiter der 
Arbeitsbereiche Studenten (Frau A), Beschäftigung und Integration (Frau B und Frau 
C) und Asyl (Frau D, Herr E und Herr F).  
Das Durchschnittsalter des Personals vom Sachbereich 1, Asyl, schätzte ich auf um 
die 30 Jahre, das Alter der beteiligten Mitarbeiterinnen aus dem Sachbereich 2 
variierte von 25 bis ca. 45. Alle Sachbearbeiter kamen aus Sachsen (so meine 
Einschätzung). In informellen Gesprächen erfuhr ich, dass zumindest zwei 
Sachbearbeiterinnen verwaltungsferne Berufe erlernt hatten (mit anderen 
Sachbearbeitern kam das Thema Ausbildung nicht zur Sprache). Dies entspricht der 
Feststellung von Rogas u.a. (1997), dass die Verwaltungsmitarbeiter in der DDR und 
auch noch nach der Wende ursprünglich andere Berufsausbildungen absolviert hatten 
(ebd.: 23ff.). 
Die Beziehungen unter den Mitarbeitern in den untersuchten Abteilungen lassen sich 
aus meiner Sicht allgemein als positiv bezeichnen. Mir fiel auf, dass in der Abteilung 
Asyl im Pausenraum Kaffe und Süßigkeiten für alle bereitstanden; außerdem 
beobachtete ich, dass die Mitarbeiter ihre Aufgaben untereinander koordinierten, 
damit die Arbeit bei Überlastung eines Mitarbeiters von anderen abgenommen 
werden konnte. Des weiteren bemerkte ich, dass auch in der Abwesenheit der 
Kollegen diesen gegenüber in allen Kommentaren zum gemeinsamen Berufsalltag 
Loyalität bewahrt wurde. Daher schätzte ich das dortige Arbeitsklima als eher positiv 
ein. 
Die Arbeit im untersuchten Teil des Sachbereichs 2 verlangte nicht so viel 
Kooperation und Kommunikation zwischen den Sachbearbeiterinnen. 
Dementsprechend konnte ich nur wenige Beobachtungen über die Beziehungen in 
diesen Abteilungen sammeln und diese fügten sich zu einem neutralen Eindruck 
zusammen. 
Die Mitarbeiter des Arbeitsbereichs Erteilung der Aufenthaltstitel entschieden sich 
geschlossen gegen die Beteiligung an dem Forschungsvorhaben. Einer von den 
aufnahmebereiten Mitarbeitern kommentierte diese abschlägige Entscheidung ihrer 
Kollegen wie folgt: „Schade, in der Erteilung passieren die für Sie interessantesten 
Sachen“. Warum sie die Aufnahmen verweigerten, ob die Entscheidungen 
individuelle Gründe hatten oder ob sie in der Arbeitsspezifik oder im Verhältnis zur 
Behördenleitung begründet waren, kann nur gemutmaßt werden. Ich hatte keine 
Einsicht in die Arbeit des Sachbereichs, doch die Tatsache, dass alle dortigen 
Mitarbeiter absagten, deutet m.E. auf eine Gruppenkonformität hin. 
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Das Verhältnis der Behörde zum Publikum ist wegen der geringen Zahl der 
Ausländer in Sommerdorf – 11.000 (Die Sächsische Ausländerbeauftragte 2005) – 
im Vergleich zu anonymen Ausländerbehörden größerer Städte geradezu intim. Dies 
betrifft vor allem die Bereiche Asyl und Studenten, dessen Klienten einen relativ 
kleinen Personenkreis darstellen, bzw. die die Behörde häufig aufsuchen. Die 
Sachbearbeiter erkannten während meiner Aufzeichnungen einige ihrer Klienten 
wieder, deshalb nehme ich an, dass die Mitarbeiter gewissermaßen Beziehungen zu 
einigen Klienten aufbauen. 
Beschreibungen und Bewertungen ihrer Klientel lieferten die Sachbearbeiter 
innerhalb der informellen Gespräche, die spontan stattfanden. Da diese Gespräche 
nicht als Aufnahmen dokumentiert sind, kann Form und Funktion dabei verwendeter 
sprachlicher Handlungen nicht genau bestimmt werden. Die Aufzeichnungen im 
Forschungstagebuch lassen die über Klienten verbalisierten Inhalte dahingehend 
klassifizieren, dass sich zwei Kliententypen unterscheiden lassen: die Schmarotzer 
oder die Kriminellen auf der einen und die Ehrlichen und Armen auf der anderen 
Seite (vgl. eine ähnlich dichotome Aufteilung der Verwaltungsklientel bei Rogas u.a. 
1997: 91). Der negative Kliententyp wurde deutlich häufiger thematisiert als der 
positive. 
Die ersteren wurden als auffällig gut gekleidet und mit einem Anwalt ‚bewaffnet’ 
beschrieben. Diese Beobachtungen deuten aus der Sicht der Sachbearbeiter auf 
unverschämtes Kassieren von Sozialhilfe bzw. Taschengeld oder gar auf kriminelle 
Machenschaften des Klienten hin. Diese Einschätzung speist sich auch aus der 
Kenntnis der Straftaten einiger Klienten (dies betrifft v.a. den Sachbereich Asyl). Aus 
der Perspektive der Behördenmitarbeiter nutzen solche Klienten das Asylrecht aus, 
behindern und verzögern vorsätzlich den Verlauf ihres Asylverfahrens und der 
Passbeschaffung. Typischerweise wurden in diesem Zusammenhang auch fiktive 
oder kalkulierte Ehen und gezielt gezeugte Kinder dieser Klienten thematisiert. 
Kalkuliert insofern, als dass die deutschen Frauen, die sich auf derartige ehelichen 
Verbindungen einließen, als naiv, unglücklich oder ungebildet genug, um sich 
ausnutzen zu lassen, typisiert wurden. 
Teilweise folgte der Darstellung dieses Kliententyps die kontrastierende Erwähnung 
des positiven Kliententypus, der berechtigterweise Asyl beantrage, sich jedoch 
keinen Anwalt leisten könne und dadurch keinen Erfolg mit seinem Antrag habe. 
Konfrontationen mit beiden Kliententypen stoßen die Sachbearbeiter in ein Dilemma 
zwischen dem Gesetz und eigenem Gewissen. 
Die Darstellung beider Kliententypen richtet sich m.E. nach erzählenswerten 
Vorkommnissen des Alltags. Die gewöhnliche Arbeitsroutine zu verbalisieren hat 
einen deutlich geringeren Unterhaltungswert, und diesem kommt m.E. in solchen 
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informellen Gesprächen im Kontext der Anwesenheit des Forsches im Feld und des 
gegenseitigen Beziehungsaufbaus eine wichtige Rolle zu. Angesichts dieser 
Annahme und des Fehlens systematisch erhobener, dokumentierter Diskurse zu 
diesem Thema, sehe ich von einer eingehenden Interpretation dieser Typisierung ab. 
Es lässt sich dennoch festhalten, dass diese Informationen auf eine emotionale 
Belastung der Mitarbeiter durch die beschriebenen Dilemmata hinweisen. 
Aus Beobachtungen zum Umgang mit Klienten im Sachbereich Asyl, in dem es 
immer wieder um Entscheidungen von existentieller Bedeutung geht, hatte ich den 
Eindruck, dass die zu Aufnahmen bereiten Mitarbeiter engagiert versuchten, den 
Klienten im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu helfen, dabei aber gewissenhaft die 
ihnen als verdächtig vorkommenden zweideutigen Informationen überprüften und 
keine Mehrarbeit scheuten, um aus ihrer Sicht gerechte Entscheidungen treffen zu 
können. 
7.2 Beschreibung des Korpus 
Das gesamte aufgenommene Datenmaterial wurde in einer rudimentären Abschrift 
protokolliert. Die in der Arbeit analysierten Gespräche und Passagen sowie einige 
weitere Diskurse liegen als detaillierte Transkripte vor. Beide Datendokumentationen 
befinden sich im Anhang. Die nach Sachbearbeitern sortierte Tabelle 1, ebenfalls im 
Anhang, gibt einen Überblick über das gesamte Korpus. 
Das erhobene Datenkorpus umfasst 49 Klienten-Agenten-Gespräche. Als ‚Gespräch’ 
bezeichne ich die aufgenommene Klientenvorsprache und deren Bearbeitung im 
Klient-Agent-Gespräch, die sich in den meisten Fällen über zwei Aufnahmenteile 
erstreckt. Im Kapitel 6.2.1 habe ich bereits ausführlich dargestellt, dass und warum 
viele Gespräche nicht in ihrem ganzen Umfang aufgezeichnet werden konnten. Die 
Pausen in den Aufnahmen entstanden, wenn Klienten das Zimmer verließen, um 
draußen auf die Bearbeitung ihres Anliegens zu warten. 
Die Aufnahmen lassen sich aufgrund ihres Entstehens in den drei Abteilungen und 
der daraus folgenden Spezifik der Klientel und der Anliegen in drei teilen.  
Zunächst zu den Aufnahmen im Sachbereich 1, Asyl. Dort entstanden 27 
Aufzeichnungen, 16 Klientenvorsprachen davon bearbeitete Herr E , 5 Herr F und 6 
Frau D. 
Die Aufnahmen gliedern sich thematisch in zwei: Auf der einen Seite die mit 
Personaldokumenten und Aufenthaltsdokumenten verbundenen Anliegen, auf der 
anderen Seite die Thematik der Urlaubsscheine, d.h. Erlaubnisse, die Stadt 
Sommerdorf zu verlassen. 
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Im Detail können die Anliegen wie folgt aufgelistet werden (hierbei ist zu beachten, 
dass in einem Gespräch auch mehrere Anliegen bearbeitet werden können):  
Beim Großteil (12 Gespräche) in dieser Abteilung aufgenommenen Anliegen handelt 
es sich um die mit der Duldung (der Ausweisersatz für abgelehnte Asylbewerber) 
verbundenen Verwaltungsakte: um Verlängerung, Wiederausstellung nach dem 
Verlust oder Aushändigung der Duldung nach der Abnahme durch die Polizei. In 
zwei Gesprächen geht es um die Verlängerung der Aufenthaltsgestattung – des 
Aufenthaltsdokuments für Asylbewerber, deren Verfahren noch unabgeschlossen ist. 
In zwei Gesprächen händigten die Sachbearbeiter Bescheide der Zentralen 
Ausländerbehörde, die Kontaktaufnahme zur Botschaft anordneten, aus. Der Pass 
stellte ein weiteres Gesprächsthema dar: das Aushändigen des Passes an den 
Klienten, Ausfüllen des Antrags auf Passbeschaffung oder Probleme mit der 
Passbeschaffung bei der Botschaft. Ein Klient vermeldete Probleme bei der 
Zustellung seiner Dokumente durch die ZAB an seine Botschaft. Eine Aufnahme 
(Gespräch 48) dokumentiert die Vorsprache eines Klienten, der auf den Erlass der 
Verpflichtung, seine Botschaft zu kontaktieren, hofft. 
In neun Gesprächen wird schließlich das Thema ‚Urlaubsschein’ bearbeitet, in 
einigen jedoch nur am Rande, während vereinzelte andere Anliegen wie 
Anerkennung der Ehe oder Bitten um Umverteilung in eine andere Stadt im 
Gesprächsfokus standen. 
Die Gespräche in der Abteilung Studenten und Wissenschaftler (10 Gespräche), 
geführt von Frau A, stellen thematisch eine sehr homogene Gruppe dar. Hier geht es 
stets um Aufenthaltstitel, ihre Erteilung und Verlängerung sowie um Ausstellung der 
‚Fiktionsbescheinigungen’ (vorläufiger Aufenthaltstitel, der ausgestellt wird, wenn 
Dokumente, bspw. Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfung, fehlen.). In den 
Gesprächen werden die Aufenthaltstitel beantragt oder abgeholt oder es wird ein 
Termin für die nächste Vorsprache vereinbart. 
Die neun Gespräche aus der Abteilung Integration, Beschäftigung und 
Sicherheitsüberprüfung sind, entsprechend der Bezeichnung der Abteilung, 
thematisch heterogener. Der Großteil der Aufnahmen (sechs Gespräche) 
dokumentiert die Verwaltungshandlungen, die mit der Ausstellung oder 
Verlängerung von Aufenthaltstiteln verbunden sind, darunter fallen auch das 
Nachreichen von Dokumenten oder Ausstellen des Aufenthaltstitels wegen 
Auflagenveränderung (siehe Gespräch 2). In einem Gespräch (G. 27) beantragen die 
Klienten Verlängerung der Arbeitserlaubnis. Im Gespräch 28 ist der Klient 
vorgeladen wegen Anschriftsklärung und Aushändigen einer Einladung zur 
Sicherheitsüberprüfung. Der Vorgang der Sprachprüfung, der parallel zum 
Ausstellen des Aufenthaltstitels stattfindet, wird in zwei Gesprächen (29a und 38) 
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dokumentiert. Für die Routine der Ausländerbehörde sehr ungewöhnlich ist das 
Gespräch 15: Hier spricht eine Klientin vor, deren Anliegen von ihrem 
Aufenthaltsstatus her – sie ist eine Spätaussiedlerin mit deutscher Staatsbürgerschaft 
– nicht in die Zuständigkeit der Ausländerbehörde gehört. Dies versucht die 
Sachbearbeiterin Frau B ihr trotz der Sprachschwierigkeiten zu erklären. 
8. Korpusanalyse 
Im Kapitel 5.2 stellte ich bereits das geplante methodische Vorgehen vor. Hier noch 
einige Spezifizierungen. 
Bei dem sehr umfangreichen und heterogenen Korpus kann im engen Rahmen dieser 
Arbeit nicht der Anspruch einer systematischen, flächendeckenden und zugleich 
detaillierten Analyse erhoben werden.  
In dem sehr begrenzten Rahmen dieser Arbeit bietet es sich an, ein Gespräch 
exemplarisch sequentiell zu analysieren, um anschließend darin enthaltene Aspekte 
der Institutionalität und Interkulturalität herauszuarbeiten. Dies werde ich im 
Folgenden anhand des Gesprächs 45 durchführen. Die detaillierte Analyse umfasst 
Paraphrase, aber auch Interpretation, erste Hinweise auf auffällige sprachliche Mittel 
und Formen sowie die Phasierung des Gesprächs. 
Ein mögliches weiteres Vorgehen lässt sich aus dem Artikel ten Thijes (2002) zur 
Interpretation interkultureller Diskurse übernehmen. Demnach können die die 
„Verwunderung des Forschers“ (ten Thije 2002: 67) verursachenden, auffälligen 
Passagen im Korpus selektiert werden, um dann einer genauen Analyse unterworfen 
und gegenseitig konfrontiert zu werden.  
Solche Passagen, für die ich im Folgenden den Begriff „rich points“ (Agar 1994 in 
ten Thije 2002: 67) verwende, werde ich aus dem Gespräch 45 aus der Perspektive 
der vorläufigenFragestellung der Arbeit selektieren.  
Im nächsten Analyseschritt werden die rich points mit ähnlichen Passagen aus 
weiteren Gesprächen verglichen. Die im letzten Kapitel dokumentierten Daten werde 
ich stets in die Analyse einbeziehen. So wird es möglich sein, einige sprachliche 
Phänomene zu fokussieren, auch wenn von einer ‚erschöpfenden’ Korpusanalyse 
abgesehen werden muss. 
Bei den rich points wird es sich um ein auffälliges Phänomen, den Einsatz des 
sprachlichen Mittels der direkten Rede handeln. Nach der systematischen 
Untersuchung weiterer Vorkommen im Korpus wird diese verständigungsfördernde 
Gesprächsstrategie (so die These) als Grundlage für einen Versuch, 
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klientenorientiertes sprachliches Handeln der Behördenangestellten einzugrenzen, 
verwendet. 
8.1 Exemplarische Analyse des Gesprächs 45 
Dieses exemplarisch zu analysierende Gespräch wurde im Sachbereich Asyl 
aufgenommen. Es ist für das Korpus in der Hinsicht repräsentativ, dass es ein 
Beispiel für eine gelungene Klient-Agent-Kommunikation darstellt. Gelungen 
insofern, als dass das Anliegen des Klienten erfolgreich bearbeitet werden kann, 
ohne dass Kommunikation behindernde Missverständnisse, sich gegenseitig 
ausschließende Handlungsziele und daraus entstehende offene oder latente Konflikte 
vorlägen. 
Es handelt sich um ein in der Abteilung Asyl aufgenommenes Gespräch zwischen 
der Abteilungsleiterin Frau D und einem schätzungsweise 22-jährigen Klienten mit 
irakischer Staatsangehörigkeit. Das Anliegen des Klienten (Duldung verlängern) ist 
für den Sachbereich Asyl alltäglich. 
Der Klient besitzt eine Duldung, demzufolge hat er aufenthaltsrechtlich den Status 
eines Asylbewerbers, dessen Antrag bereits abgelehnt worden ist31. 
Im Laufe des Einholens von der Aufnahmeerlaubnis ist dem Klienten ein 
Informationsschreiben (siehe Kapitel 6.2) als Verstehenshilfe vorgelegt worden. Der 
Klient legte das Schreiben mit der Bemerkung zu seinen Unterlagen, er würde seine 
Freundin bitten, es ihm vorzulesen, da er nicht lesen könne. Der Umstand, dass der 
Klient ein Analphabet ist, dürfte eine erhebliche Auswirkung auf seine Interaktion 
mit der Ausländerbehörde haben, beachtet man den zentralen Stellenwert der 
Schriftlichkeit in der Behördenkommunikation (vgl. Becker-
Mrotzek/Ehlich/Fickermann 1992). 
Die folgende Analyse wird mit Fokus auf die leitende Forschungsfrage durchgeführt: 
auf das Auftauchen spezifischer Gesprächsstrategien, die den Agenten zur 
Wissensvermittlung an den Klienten dienen.  
Die Analyse wird in zwei drauffolgenden Kapiteln hinsichtlich der sich im Gespräch 
manifestierenden Institutionalität neu ausgerichtet und später aus der Perspektive der 
Interkulturalität des Geschehens besprochen. 
 
                                                
31  Siehe Kapitel 7.1.2.2. 
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I. Gesprächseröffnung und Anliegensklärung (Partiturflächen 1-6) 
Das Gespräch wird von der Sachbearbeiterin mit der Frage nach dem Anliegen des 
Klienten eröffnet. Mit dieser Frage signalisiert sie dem Klienten ihre Bereitschaft, 
zuzuhören und mit der Bearbeitung zu beginnen. Die Äußerung der Sachbearbeiterin 
hat die illokutive Qualität einer Aufforderung: Der Klient wird aufgefordert, sein 
Anliegen vorzutragen. 
Der eigentliche Gesprächsbeginn, die Begrüßung, fehlt im Transkript, geschuldet der 
Anfrage um Aufnahmeerlaubnis durch die Forscherin32. Das strukturierende Partikel 
„so“ zu Beginn des turns, von Frau D mit fallender Intonation gesprochen, zeigt, 
dass die Aufnahme in einem bereits laufenden Gespräch beginnt. Das Partikel so 
signalisiert, dass die Sprecherin ein Thema (Bitte um Aufnahmeerlaubnis) als 
abgeschlossen betrachtet und nun ein anderes eröffnet. Es ist jetzt an den Klienten, 
die Frage-Antwort-Sequenz zu komplettieren, er beginnt folglich, sein Anliegen 
vorzutragen. Mit dem Partikel „also“ leitet der Klient sein turn ein, das Anliegen 
führt er allerdings nicht gleich mit der wesentlichen Information „ich will neue 
(Duldung) machen“ (Partiturfläche33 2) ein, sondern mit der Argumentation, warum 
er ein neues Dokument braucht: weil das vorherige schon vier Jahre alt ist. Weshalb 
dies relevant ist, zeigt der weitere Verlauf seiner Argumentation: Die Duldung sieht 
nach all den Jahren nicht mehr vorzeigbar aus. Dies demonstriert der Klient der 
Sachbearbeiterin, begleitet von der Aufforderung „guck wie die aus (sieht)“. Er 
formuliert seine Äußerung in dem für die Sprechsituation ungewöhnlichen, weil 
informellen Imperativ der zweiten Person Singular statt der situationsgemäßen 
Höflichkeitsform, die aus der dritten Person Plural gebildet wird. Die Informalität 
wird durch das Verb „gucken“ statt dem formelleren schauen gesteigert. Die 
Aufforderung begleitet der Klient mit leichtem Lachen – dies lädt den Hörer ein, bei 
der Bewertung des erbärmlichen Zustands der Duldung mitzumachen und dadurch 
eine Gemeinsamkeit mit dem Sprecher einzugehen (vgl. Jefferson 1979 in 
Eisenmann 1995: 67). Die Sachbearbeiterin reagiert kooperativ: Mit ihrer 
Interjektion legitimiert sie das Plädoyer des Klienten für ein neues Dokument und 
akzeptiert darüber hinaus die von der Aufforderung des Klienten ausgehende 
Familiarität, wahrscheinlich angesichts der nicht-muttersprachlichen 
Kommunikation. 
Der nächste turn des Klienten wirft Fragen auf. Hier liegt offensichtlich eine 
Erzählung (vgl. u.a. Rehbein 1980; 1984, Eisenmann 1995), allerdings in ihrer 
rudimentären Form vor: In der Pf 3, E. 5, wird die Zeit angegeben und der 
                                                
32  Siehe Kapitel 6.2. 
33  Im Folgenden benutze hierfür die Abkürzung Pf.; für die im Transkript numerierten Ereignisse 
verwende ich die Abkürzung E. 
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Erzählraum etabliert, in Pf. 4, E. 7 und E. 8 der Höhepunkt der Erzählung und damit 
auch der Erzählgrund mit direkter Rede eines Aktanten dargestellt, und in den Pf. 4-
5, E. 10 wird die Bewertung geliefert.  
Es liegt nahe, dass diese Minimalerzählung der Darlegung des Anliegens dient. 
Unklar bleibt jedoch, vor allem wegen Ausspracheschwierigkeiten des Klienten, um 
welche partikuläre Erfahrung des Sprechers es genau geht und weswegen der Klient 
„ein bisschen Problem“ hat. Denkbar ist, dass der schlechte Zustand seines 
Dokuments ihm in einer institutionellen Situation Schwierigkeiten bereitet hat.  
Die Erzählung kann jedoch auch anders interpretiert werden, denn wie die 
Sachbearbeiterin feststellt, ist die Duldung bereits seit drei Wochen abgelaufen (Pf. 
5-6). Möglicherweise könnte der Klient schon mit dem Erzählfragment Probleme 
dargestellt haben, die ihm durch das abgelaufene Dokument entstanden sind. 
Sollte dies nicht der Fall sein, lässt die Festestellung der Sachbearbeiterin das 
Gespräch in einem neuen Licht erscheinen. So wäre denkbar, dass die bisherige 
Argumentation des Klienten ein Manöver darstellt, womit er versucht, von der längst 
verstrichenen Ablauffrist des Dokuments abzulenken. Der Klient könnte Sanktionen 
seitens der Behörde befürchten. Diese folgen jedoch nicht, obwohl ein seit so langer 
Zeit abgelaufenes Personaldokument von der Behörde mit Sicherheit nicht 
befürwortet wird. Die Sachbearbeiterin geht auf das Thema nicht weiter ein. Ihren 
Ermessensspielraum nutzend duldet sie das Vergehen. Es handelt sich allerdings um 
keine gravierende Übertretung, denn trotz des abgelaufenen Dokuments hält sich der 
Klient ja nicht illegal in Deutschland auf. 
Auch der Klient kommentiert die längst ausstehende Verlängerung des Dokuments 
nicht weiter, er stimmt der Feststellung der Sachbearbeiterin einfach zu, dabei 
benutzt er das für den sächsischen Dialekt charakteristische zustimmende Partikel 
„nor“.  
Für Frau D ist das Anliegen nun identifiziert und die Anliegensbearbeitung kann 
beginnen. 
II. Beginn der Anliegensbearbeitung (Partiturflächen 6-13) 
Die Anliegensbearbeitung beginnt die Sachbearbeiterin mit dem Informieren des 
Klienten über Veränderungen in Ausweisregelungen, die sein Herkunftsland 
betreffen (die Staatsangehörigkeit des Klienten konnte sie dem alten Dokument 
entnehmen). Diese Information kündigt sie auffällig aufwendig an: „Da muss ich Sie 
aber gleich informieren“. Die Konstruktion mit dem Modalverb muss deutet an, dass 
es im Folgenden um Informationen gehen wird, die eine negative Bedeutung für den 
Klienten haben werden und dass deren Überbringung für die Sachbearbeiterin keine 
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angenehme Handlung darstellt. Die Tatsache, dass die irakische Botschaft ihre Arbeit 
wieder aufgenommen hat und dass dort Pässe beantragt werden können, bringt 
nämlich den abgelehnten Asylbewerber seiner in der Zukunft anstehenden 
Abschiebung einen Schritt näher. 
Während die Sachbearbeiterin die Kerninformation ihrer Erklärung verbalisiert (die 
Botschaft arbeitet wieder und der Klient kann einen Pass beantragen), signalisiert der 
Klient mit Hörersignalen (Pf. 8 & 9, E. 19 & 21), dass er die Informationen versteht, 
möglicherweise auch, dass er sie bereits kennt. Die zustimmenden Hörersignale 
könnten auch ein Hinweis sein, dass er diese kritische Information akzeptiert und die 
Sachbearbeiterin als Überbringerin einer unangenehmen Nachricht dafür nicht 
verantwortlich macht. In dem Fall hätte die aufwendige Einführung der Information 
durch die Sachbearbeiterin ihre den Klienten vorbereitende und sie selbst entlastende 
Funktion erfüllt. 
Die Konsequenzen der neuen Situation verbalisiert Frau D mit einer erneuten 
vorbereitenden Äußerung: „wundern Sie sich nicht“. Dadurch nimmt sie die 
mögliche Reaktion des Klienten und damit auch einen zusätzlichen zeitlichen und 
verbalen Aufwand bei der Bearbeitung vorweg. 
Diese Sektion (Pf. 6-10) ist insofern interessant, als dass sie möglicherweise auf eine 
systematisch bei der Vermittlung nicht-präferierter Informationen eingesetzte 
Strategie der Behördenmitarbeiterin hindeutet. 
Mit „beziehen Sie“ (Pf. 11) will die Sachbearbeiterin die Duldungsausstellung 
beginnen, unterbricht sich jedoch, vermutlich weil der Klient ihre Aufmerksamkeit 
nonverbal auf ein mitgebrachtes Dokument lenkt. Aus den Beobachtungsnotizen 
lässt sich die Szene zwar leider nicht entschlüsseln, wahrscheinlich besteht jedoch 
eine Verbindung zwischen dem Dokument und der Erzählpassage aus den Pf. 3-5: 
Der Klient braucht in einem institutionellen Zusammenhang ein gültiges Dokument, 
das als Ausweisersatz anerkannt wird. Dies wird ihm von Frau D zugesichert. 
III. Subanliegen ‚Aufenthaltstitel’ (Partiturflächen 13-50) 
In der Pf. 13 initiiert der Behördenbesucher einen turn, den er mit dem 
widersprechenden „aber“ beginnt. Diese Konjunktion setzt er m.E. ein, weil er 
erahnt, dass die Sachbearbeiterin an dieser Stelle zu ihrem gewohnten 
Handlungsmuster zurückkehren wird das sie in der Pf. 11 mit „beziehen Sie...“ zu 
eröffnen versucht hatte. 
Mit der Ankündigung „ich hab andere Frage wieder“ bekommt der Klient das 
Rederecht für einen längeren turn. Die Sachbearbeiterin ratifiziert die turn-
Übernahme mit dem Hörersignal in der Pf. 13, E. 32. Die Schilderung des Klienten 
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ist nicht ganz verständlich. Er stellt zunächst den Normalfall eines Duldungsinhabers 
dar und drückt dann aus, dass sein Fall sich hiervon unterscheidet, denn, so 
argumentiert er weiter, er sei bereits seit vier Jahren in Deutschland und habe zwei 
Kinder. Ob die Sachbearbeiterin seine Schilderungen genau versteht, bleibt 
ungewiss, sie gibt zunächst keine weiteren Hörersignale. Die letzte Information des 
Klienten, „zwei Kinder“, klärt für sie den Sachverhalt unmittelbar. Sie fragt noch 
einmal nach, ob es sich um „deutsche Kinder“ handelt und kann dann aufgrund ihres 
Expertenwissens die Einschätzung des Klientenanliegens revidieren: Es handelt sich 
nicht um einen abgelehnten Asylbewerber, dem eine Abschiebung droht, sondern um 
einen Kandidaten für einen Aufenthaltstitel für Deutschland. Durch diese 
Information werden die von der Sachbearbeiterin in Pf. 6-10 eingesetzten auf 
negative Information vorbereitenden Äußerungen im Nachhinein irrelevant. 
Bei ihrer nächsten Äußerung (Pf. 17, E. 41) geht sie davon aus, dass der Klient seine 
Handlungsmöglichkeiten nicht kennt und den Aufenthaltstitel noch nicht beantragt 
hat. Außerdem setzt sie voraus, dass der Handlungsplan des Klienten darauf abzielt, 
in Deutschland bleiben zu können, deshalb benutzt sie das Modalverb müssen. Erst 
danach fragt sie nach, ob er den Aufenthaltstitel bereits beantragt habe. Parallel dazu 
sagt der Klient aus, es schon gemacht zu haben.  
Darauf reagiert die Sachbearbeiterin mit einer vorwegnehmenden Erklärung. 
Demnach nimmt sie aufgrund ihres professionellen Erfahrungswissens an, dass der 
Klient seit längerem auf seinen Aufenthaltstitel wartet und deshalb auch die 
Nachfrage an sie richtet. Diese Annahme bewahrheitet sich auch mit der nächsten 
Äußerung des Klienten, die Aufschluss darüber gibt, dass er seit sechs oder sieben 
Monaten auf das Dokument warte.  
Diese Zeilen haben eine Ähnlichkeit mit den Pf. 9-10, in denen die Sachbearbeiterin 
durch das Antizipieren von Klientenäußerungen Zeit und Verbalisierungsaufwand 
sparen wollte. Hier ist es ihr eindeutig gelungen. 
Als Erklärung für die Verzögerungen in der Antragsbearbeitung führt Frau D die 
Personalsituation im Sachbereich Erteilung an und bekräftigt ihre Argumentation, 
indem sie hinzufügt, der Klient sei „nicht der Einzige“, der so lange warten müsse. 
Damit relativiert sie die Zweifel des Klienten an der Rechtmäßigkeit der Wartezeit. 
Es könnte sich hierbei um eine systematisch bei Legitimierungsbedarf von 
behördlichen Handlungen eingesetzte Gesprächstechnik handeln. 
Die nächste Äußerung von Frau D bezieht sich auf die wesentliche Information für 
die Situation des Klienten: Dank seiner ‚deutschen’ Vaterschaft genießt er 
Abschiebungsschutz. Diese Mitteilung paraphrasiert sie gleich noch einmal, wobei es 
sich bei näherer Betrachtung nach Bührig (1996) um die sprachliche Handlung des 
Erläuterns handelt, es wird in der Paraphrase zusätzliches Wissen verbalisiert. Die 
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Sachbearbeiterin ersetzt in der zweiten Äußerung (E. 53-54) das fachbegriffliche 
Kompositum Abschiebungsschutz durch die alltäglichere Passivkonstruktion und 
integriert in die neue Äußerung die Angst des Klienten vor der Abschiebung34.  
Nachdem der Klient ein zustimmend-bestätigendes Hörersignal gegeben hat (Pf. 24), 
kehrt die Sachbearbeiterin zurück zum anfangs behandelten Hauptanliegen 
‚Duldungserneuerung’. Der Informationsbedarf des Klienten ist jedoch noch nicht 
befriedigt, er will wissen, wie lange sein neues Dokument gültig sein wird. Die 
Sachbearbeiterin nennt den Zeitraum für den „Normalfall“, macht die Aussage aber 
unter Vorbehalt: „da muss ich erstmal nachschauen“. Der Zeitraum, für den die 
Duldung verlängert wird, kann unter bestimmten Einschränkungen auch wesentlich 
kürzer ausfallen. Ob das bei diesem Klienten der Fall ist, wird die Sachbearbeiterin 
erst nach dem Konsultieren der Klientendaten im Computersystem wissen. Diese 
Handlung ist Teil der Duldungsausstellung, die in der Abwesenheit des Klienten 
ausgeführt wird.  
Es wäre jedoch dysfunktional für den Gesprächsverlauf, dieses Fachwissen im 
Voraus dem Klienten zu übermitteln, und deshalb begründet die Sachbearbeiterin 
ihren Vorbehalt (Pf. 26, E. 63) nicht weiter, sondern wiederholt ihn nochmals (Pf. 
27). 
Das Nachhaken des Klienten „und dann wieder neue oder was“ könnte neben der 
Funktion als Frage nach fehlender Information auch als Vorwurf interpretiert 
werden. Frau D antwortet ihm durch Aufzeigen der Möglichkeit, aktiv zu werden 
und den Verlauf des Verwaltungsverfahrens mitzuverfolgen: Im gegenüberliegenden 
Zimmer für Erteilung (der Aufenthaltstitel), auf das sie mit der Deixis „drüben“ 
referiert, kann der Klient sich nach dem Stand der Bearbeitung erkundigen (Pf. 27-
29). Der Klient signalisiert mit seiner Äußerung in der Pf. 29, dass er nicht über 
ausreichend Erfahrungswissen hinsichtlich entsprechender institutioneller 
Handlungsmuster verfügt. Doch möglicherweise geht es ihm in der Frage nicht nur 
um das fehlende institutionsspezifische Wissen, sondern auch um sprachliche 
Unterstützung in der Formulierung der Erkundigung.  
So interpretiert zumindest Frau D seine Frage. Zunächst konkretisiert sie in ihrer 
Antwort die Empfehlung: Sie benennt genau die Handlung (Anrufen) und den 
Zeitpunkt der Handlung (mittwochs vormittags), den sie als optimalen ansieht. Die 
Zeitangabe begründet sie, damit der Klient die Vorteile dessen auch nachvollziehen 
kann.  
Als Nächstes formuliert sie einen kompletten einleitenden turn eines imaginären 
Anrufs (Pf. 32-33), wie sich der Klient vorstellt, die institutionelle Vorgeschichte 
                                                
34 Siehe hierzu auch Kapitel 8.4.3. 
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skizziert und sich dann nach dem Verfahrensstand erkundigt. Interessant ist hierbei, 
dass sie die direkte Rede in der ersten Person Singular einsetzt und den Sachverhalt 
sehr detailliert darstellt. Als eine unerwartete Reaktion korrigiert der Klient in 
seinem turn die von ihm in Pf. 19 gemachte und von der Sachbearbeiterin 
übernommene Angabe über die Wartedauer (nicht sieben sondern fünf Monate). Frau 
D ihrerseits schätzt die Zeitangabe als irrelevant ein und bleibt bei dem Thema aus 
dem vorherigen turn. Sie paraphrasiert noch zweimal, ohne Angabe der Wartezeit, 
die telefonische Nachfrage, immer noch unter Beibehaltung der ersten Person 
Singular.  
Auch in der drauffolgenden Begründung, warum eine telefonische Erkundigung 
einer persönlichen Vorsprache vorzuziehen ist, verzichtet Frau D bei der Wiedergabe 
der fiktiven Antwort von Herrn Gram auf die indirekte Rede und den Relativsatz. Sie 
führt seine Reaktion dem Zuhörer szenisch, in direkter Rede (vgl. Rehbein 1984:112) 
lebhaft vor die Augen.  
Dass diese spezifischen Formen der Vermittlung behördenbezogenen Wissens in der 
Perzeption der Sprachschwierigkeiten des Klienten durch die Mitarbeiterin begründet 
liegen, bestätigt deren Äußerung in den Pf. 39-41. Sie zeigt dem Klienten die 
Möglichkeit auf, dass eine andere Person für ihn den Anruf übernehmen könnte. Ihre 
Begründung für den Vorschlag (E. 94-99) liefert Frau D erneut in der szenischen 
Rede: Sie ‚spielt’ die Rolle des Klienten in einer fiktiven Szene aus ihrer Vorstellung 
und spricht in der ersten Person Singular seine imaginären Worte. 
Parallel dazu weist der Klient den Vorschlag zurück und fragt dann: „isch kann also 
jeden Tag hier kommen (oder)“, als würde er nicht ganz glauben wollen, dass eine 
Nachfrage jeden Tag willkommen ist. Frau D sieht darin zunächst kein Problem, 
weist aber darauf hin, dass die Frage in den Aufgabenbereich der anderen Abteilung 
fällt (Pf. 42-43, E. 106). Vermutlich konzentriert sie sich bei der mentalen 
Verarbeitung der Klientenäußerung auf die Deixis hier, die sie als einen auf ihren, 
für diesen Fall nicht zuständigen Sachbereich bezogenen Verweis interpretiert. 
Dieses Missverständnis will sie beseitigen, misst aber der Angabe „jeden Tag“ in der 
Klientenfrage keine Bedeutung bei und bestätigt sie mit ihrer Antwort in Pf. 42 E. 
104-105. Doch gerade darauf bezieht sich der Klient in seiner nächsten Frage (Pf. 44-
45): Er zweifelt an, ob es wirklich ratsam ist, jeden Tag Erkundigungen zu machen.  
Die Sachbearbeiterin weist die Fokussierung ihrer Bestätigung (E. 104-105) auf 
„jeden Tag“ zurück. Demzufolge meinte sie in ihrer Antwort nicht, dass der Klient 
jeden Tag anrufen sollte, sondern dass er sich jederzeit erkundigen kann. 
Um sicher zu gehen, dass der Klient sie versteht, wiederholt sie erneut, welcher der 
beste Zeitpunkt für einen Anruf ist (Pf. 46-47).  
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Die Äußerung der Sachbearbeiterin in Pf. 43-44, E. 107 zeigt, dass sie erneut 
versucht, das Subanliegen ‚Aufenthaltstitel’ zu beenden und zurück zur Bearbeitung 
der Duldungsverlängerung zu kehren, was ihr allerdings nicht gelingt. 
Die Bitte des Klienten, ihm die Telefonnummer vom Herrn Gram zu geben (Pf. 47-
48), indiziert, dass für ihn die verbale Bearbeitung des Themas ‚Aufenthaltstitel’ 
auch noch nicht beendet war. 
Bei seiner Bitte setzt der Klient das Modalverb können in die familiäre zweite Person 
Singular, wie bereits in der Partiturfläche 2, erneut ein Zeichen für die Nicht-
Muttersprachlichkeit des Klienten und seine damit verbundenen Schwierigkeiten in 
der Registerwahl. 
Möglicherweise war die Sachbearbeiterin bereits in der Pf. 47 E. 114 im Begriff, die 
Telefonnummer zu holen, denn sie hatte sich schon vom Mikrofon entfernt. Von 
ihrem Schreibtisch aus hört sie wegen der trennenden Glaswand nicht die Frage des 
Klienten, der ein vorgezeigtes Dokument wieder einstecken will (Pf. 48). 
Nach einer Weile kehrt Frau D zum Bearbeitungstresen zurück und überreicht dem 
Klienten die Telefonnummer. Mit dieser Handlung schließt sie die Gesprächsphase 
ab, die auch sie als eine Präphase zur eigentlichen Anliegensbearbeitung betrachtet, 
wie das von ihr in Pf. 49 verwendete Adverb erstmal zeigt. 
IV. Datenerhebungsgespräch (Partiturflächen 50-55) 
Unmittelbar im Anschluss an diese abschließende Äußerung beginnt Frau D die für 
die Duldungsausstellung notwendigen Informationen zu erfragen: Zunächst die 
Angaben, die erst seit der Einführung des neuen Zuwanderungsgesetzes am 1.1.2005 
auf den Duldungen vermerkt werden müssen (§ 78 Abs. 6 u. 7 AufenthG) und 
folglich noch nicht in der Datenbank der Behörde gespeichert sind. Dazu zählen die 
Körpergröße und die Augenfarbe des Klienten. Die Frage nach der Größe (Pf. 50, E. 
124) formuliert Frau D anfangs indirekt als Aussage und dann unmittelbar 
paraphrasiert als direkte Frage. Der Klient beantwortet die Frage etwas zögernd, und 
die Sachbearbeiterin paraphrasiert im Anschluss die Angabe „ungefähr“ aus dem 
Ereignis 124 mit „circa“ (E. 126), um dem Klienten zu signalisieren, dass eine 
ungefähre Angabe ausreicht. 
Die Augenfarbe erfragt sie nicht, sondern stellt diese selbst fest, eventuell aus 
Gründen der Zeitersparnis, und geht mit der strukturierenden Partikel „so“ über zum 
nächsten Punkt, dem Passbild. Sie fragt den Klienten nicht danach, sondern 
spekuliert darauf, dass das Foto noch im Laufe der letzten Duldungsausstellung 
eingescannt wurde. 
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Ihre nächste Frage betrifft das Beziehen von Sozialhilfe. Die Information wird von 
den Sachbearbeitern routinemäßig abgefragt, weil die Klienten der 
Ausländerbehörde, die Sozialleistungen beziehen, ihre Dokumente in der Regel 
gebührenfrei ausgestellt bekommen35. 
Hier bedarf es zwei Paraphrasen, bis der Klient ahnt, worum es gehen könnte: 
Zunächst formuliert Frau D eine stark an der Fachsprache orientierte Frage mit den 
im alltäglichen Kontext eher selten vorkommenden Verb beziehen und Substantiv 
Leistungen und erläutert (im Sinne von Bührig 1996) dann die Frage in einer 
verkürzten Form, bestehend zunächst nur aus dem Namen der für Asylbewerber 
zuständigen Sachbearbeiterin im Sozialamt und danach aus dem Begriff Sozialamt. 
Der Klient formuliert seine Hypothese, was Gegenstand der Frage sein könnte, und 
nennt den für ihn im Zusammenhang mit dem Thema Sozialleistungen zentralen 
Begriff Bescheid. Damit trifft er auch das eigentliche Ziel der Äußerung von Frau D: 
Ihr geht es um den Nachweis über das Beziehen der Sozialleistungen, wie es sich in 
den E. 134-139 zeigt. Der Klient hat den Bescheid mitgebracht. Wozu genau dieses 
Dokument vorgelegt werden muss, erfährt er in diesem Gespräch jedoch nicht. 
Das dieser Gesprächsphase zugrunde liegende, häufig in Behörden vorkommende 
Handlungsmuster entspricht dem eines Datenerhebungsgesprächs36 (Becker-Mrotzek 
2001). Charakteristisch für dieses Diskursmuster sind verkettete Frage-Antwort –
Sequenzen, „die jeweils vom Sachbearbeiter entsprechend der Frageliste des 
Formulars initiiert werden.“ (Becker-Mrotzek 2001: 1514). Im vorliegenden 
Gespräch initiiert die Sachbearbeiterin die Behandlung von vier für die 
Duldungsausstellung notwendigen Informationen, von denen sie zwei (Größe und 
Sozialhilfe) dem Datenerhebungs-Muster entsprechend vom Klienten erfragt und 
zwei (Augenfarbe und Passbild) selbst, stellvertretend für den Klienten, erarbeitet. 
V. Subanliegen ‚Wohnungswechsel’ (Pf. 55-83) 
Als logische Fortsetzung des Gesprächs müsste der Klient in der Pf. 55 den Bescheid 
vorzeigen. Doch stattdessen trägt er in den Partiturflächen 55-57 ein neues Anliegen 
vor: Er hat die Wohnung gewechselt. Vermutlich assoziiert er den 
Sozialhilfebescheid mit den Dokumenten zum Wohnungswechsel. 
Für die Sachbearbeiterin bedeutet dies, dass eine wichtige Voraussetzung für die 
Duldungsausstellung – eine durch Meldebestätigung belegte Wohnanschrift des 
Klienten – überprüft werden muss. Zunächst geht sie davon aus, dass der Klient sich 
noch nicht umgemeldet hat und beginnt, die entsprechende Aufforderung an den 
                                                
35 Siehe auch Kapitel 7.1.2. 
36  Vgl. Kapitel 4.2. 
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Klienten zu verbalisieren (Pf. 57-58, E. 144). Sie verwirft ihren Handlungsplan 
(Rehbein 1977) jedoch sogleich zugunsten einer Belehrung des Klienten über seine 
Pflicht, die Ausländerbehörde im Voraus über den Wohnungswechsel zu 
informieren. Diese Äußerung schließt sie nahtlos an die unterbrochene Aufforderung 
(Pf. 58, E. 147) an. 
An dieser Stelle wäre es denkbar, dass der Klient die Äußerung der Sachbearbeiterin 
als Vorwurf interpretiert und mit einer Rechtfertigung oder mit einer Entschuldigung 
antwortet. Auch eine einfache Kenntnisnahme wäre möglich, markiert durch ein 
Hörersignal. Doch der Klient beginnt seinen turn mit dem widersprechenden „nein“ 
und erklärt, er sei schon umgezogen – eine u.U. frech wirkende Antwort für 
jemanden, dessen Handeln gerade als Übertretung ausgelegt worden ist. 
Frau D interpretiert seine Antwort auf eine andere Art. Ihrer Assertion „jetzt haben 
sie schon umgemeldet sich“ nach zu urteilen, entnimmt sie der Klientenäußerung, er 
habe sich schon umgemeldet. Der Klient stimmt zu und zeigt ein Dokument (Pf. 61, 
E. 152), das aber, wie sich in der Pf. 62 zeigt, nicht die Meldebescheinigung ist. Er 
durchsucht seine mitgebrachten Dokumente, es kommt der Bescheid des Sozialamts 
zum Vorschein, den die Sachbearbeiterin zugleich für die Akte kopiert. 
Der Klient legt ein weiteres Dokument vor, das sich als Nachsendeauftrag für die 
Post herausstellt, und für die Sachbearbeiterin nicht relevant ist. Offensichtlich fehlt 
dem Klienten hier abermals Wissen über die behördlichen Vorgänge und über die 
Zuständigkeiten verschiedener Institutionen, eventuell kommt hier auch sein beim 
Einholen der Aufnahmeerlaubnis thematisierter Analphabetismus zur Geltung. 
Frau D kündigt nun an, eine andere Informationsquelle zu konsultieren, nämlich die 
Datenbank, die die Ausländerbehörde mit der Meldebehörde teilt. Sie stellt fest, dass 
der Klient sich noch nicht umgemeldet hat und informiert ihn, dass die Ummeldung 
vor der Duldungsausstellung durchgeführt werden muss. Dass sich beim Klienten 
eine gewisse Frustration ansammelt, zeigen sein Seufzen (E. 172) und das kurze 
Auflachen (E. 175), worauf Frau D mit der schnellen Rechtfertigung „es ist so“ 
reagiert. Damit drückt sie aus, dass ihr Handeln durch Vorschriften festgelegt ist, die 
sie befolgen muss und nicht ändern kann. 
Das Einwohnermeldeamt befindet sich im Erdgeschoss, darauf referiert die 
Sachbearbeiterin mit der Angabe „runter“ (Pf. 69, E. 175). Dort soll sich der Klient 
ummelden, diese Handlung paraphrasiert sie mit dem Ausdruck Meldeverhältnisse in 
Ordnung bringen. Demnach sind diese beim Klienten ‚nicht in Ordnung’, eventuell 
bezieht sich die Sachbearbeiterin hier u.a. auf die allgemeine Meldepflicht des 
Klienten. 
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Die drauffolgende Begründung (Pf. 71-72) erscheint erneut als Legitimation ihres 
Handelns und betont die Wichtigkeit der Ummeldung. Diese betrifft nicht nur die 
Zuständigkeit von Frau D, sondern auch die der übergeordneten Behörde. Dadurch 
ist es nicht nur eine Angelegenheit zwischen den beiden Aktanten und Frau D kann 
nicht endlos ihren Entscheidungsspielraum ausdehnen bzw. ‚ein Auge zudrücken’. 
Zum Ausführen der Ummeldung gibt Frau D dem Klienten eine dreischrittige 
Handlungsanweisung (Pf. 72-74), die räumliche Angabe (E. 181) verdeutlicht sie 
redebegleitend mit einer Geste. 
Die Anweisung reicht dem Klienten für die Handlungsausführung nicht aus, er 
erfragt eine genauere räumliche Angabe (Pf. 75, E. 185-187) und später eine 
detailliertere Erklärung des Vorgehens bei der Ummeldung (Pf. 77). 
Er bekommt von Frau D eine Beschreibung (vgl. Rehbein 1984) der Lage der 
Meldebehörde. Zunächst wiederholt sie die im E. 181 gemachte räumliche Angabe 
„Erdgeschoss“ (Pf. 75, E. 188), die sie mit „hier im Haus. Im Haus ganz unten“ 
erläutert. Diese das Verstehen erleichternde Paraphrase ist, den Hörersignalen des 
Klienten nach zu urteilen, überflüssig, denn die beiden Aktanten befinden sich 
bereits gemeinsam im Vorstellungsraum ‚Erdgeschoss’. Frau D fokussiert den 
Pförtnertisch, die Aufgabe des Hörers ist es nun, die Bewegung des Sprechers im 
Vorstellungsraum zu verfolgen. Mit der Richtungsangabe „links“ lenkt Frau D den 
Klienten im Vorstellungsraum zum Einwohnermeldeamt. 
Der Klient signalisiert (E. 196), dass er die Beschreibung nachvollziehen kann und 
präsentiert der Sachbearbeiterin zur Überprüfung und zur Vervollständigung seine 
Hypothese, wie er bei der Ummeldung handeln sollte. Das Stichwort „Ausweis“ 
erinnert die Sachbearbeiterin an die mit dem abgelaufenen Ausweis verbundene 
Problematik. Sie händigt dem Klienten sein Dokument wieder aus und weist darauf 
hin, dass der Klient sich nur mit einem Ausweis anmelden kann. 
Danach beginnt sie mit einer detaillierten Handlungsbeschreibung, in der sie wie in 
den oben besprochenen Passagen (Pf. 32-33, 34-36, 37-39) für den Klienten Sätze 
vorformuliert (Pf. 79-81). Diesmal benutzt sie allerdings keine direkte Rede, die 
Verben setzt sie in den Imperativ. Diese Sätze, die sie dem Klienten für die 
Vorsprache im Einwohnermeldeamt zurechtlegt, nehmen die Fragen der dortigen 
Kollegen, die sonst angesichts eines abgelaufenen Dokuments aufkämen, vorweg. 
Für den Klienten ist in der Pf. 81 klar, dass dies das Ende der 
Handlungsbeschreibung ist; er signalisiert mit „gut“, dass er die Ausführungen 
verstanden hat und die Anweisung befolgen wird. Anschließend bedankt er sich bei 
Frau D. Auch sie antwortet mit „gut“, womit sie das Ende der gemeinsamen 
Bearbeitung dieses Themas durch die Aktanten markiert, und fügt noch weitere 
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Handlungsanweisungen hinzu, ebenfalls im Imperativ. Nach einem nochmaligen 
Dank des Klienten geht dieser hinaus. 
Bei seinem erneuten Hineintreten signalisiert Frau D mit „so“, dass sie bereit ist, sich 
weiter mit der Anliegensbearbeitung zu befassen. Der Klient reicht ihr die 
Anmeldebestätigung, die sie für die Akte kopiert. Ihre nächste Frage geht 
wahrscheinlich über ihren Aufgabenbereich hinaus, indiziert aber ein 
klientenorientiertes Handeln: Sie erkundigt sich, ob der Klient bereits das Sozialamt 
über seinen Umzug informiert habe, – erneut, wie in der Pf. 53, wird hier der Name 
der zuständigen Sachbearbeiterin Frau Müller als Schlüsselbegriff eingesetzt – und 
reicht dem Klienten das Originaldokument zurück. 
VI. Anliegensbearbeitung in Abwesenheit des Klienten (Pf. 86-89) 
In den Pf. 86-88 kündigt Frau D ihr weiteres Vorgehen bei der Duldungsausstellung 
an. Der Klient bedankt sich und verlässt den Raum, ohne, dass Frau D ihn 
ausdrücklich darum gebeten hätte. Anscheinend verfügt der Klient über genügend 
Aktantenwissen über Behördenbesuche, um für die angekündigten zehn Minuten 
Bearbeitungszeit das Vorsprechzimmer zu verlassen. 
VII. Aushändigen des Dokuments (Pf. 89-93) 
Nach der Aufnahmepause lässt Frau D die Wartenummer des Klienten mehrmals 
über das elektronische Aufrufsystem aufleuchten, doch der Klient kommt nicht. 
Schließlich verlässt sie den Raum durch die Glastür, die in den ‚Klientenbereich’ des 
Bearbeitungszimmers führt und geht hinaus auf den Flur, um den Klienten zu 
suchen. Gleich darauf betritt sie das Zimmer zusammen mit ihm, und geht zurück auf 
die Mitarbeiter-Seite des Tresens, die Glastür hinter sich abschließend. Dabei richtet 
sie eine nicht ganz ernst gemeinte belehrende Rüge an den Klienten (Pf. 90), die sie 
mit Lachen flankiert. Der Behördenbesucher begründet seine Unachtsamkeit und 
entschuldigt sich zweifach (Pf. 91, E. 231 und 234). Frau D quittiert lachend seine 
Entschuldigung. 
Dann lässt sie den Klienten die Duldung unterschreiben, kopiert diese für die Akte 
und überreicht sie dem Klienten. Den Empfang muss dieser noch mit seiner 
Unterschrift bestätigen. Mit der Formel „alles klar“ signalisiert Frau D dem Klienten, 
dass die Bearbeitung abgeschlossen ist und das Gespräch beendet werden kann. 
VIII. Gesprächsschluss (Pf. 94) 
Der Klient reagiert mit einem längeren Dank, Frau D signalisiert mit der Äußerung 
das war’s das Gesprächsende, und fast synchron verabschieden sie sich, der Klient 
mit einem familiären „Ciao“ und Frau D mit einem formellen „Wiedersehen“. 
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8.2 Trennung institutioneller und interkultureller Aspekte in der Analyse von 
Agent-Klient-Gesprächen 
Im Folgenden soll demonstriert werden, wie der institutionelle Rahmen des 
Gesprächs auf der einen und die Interkulturalität der Interaktion auf der anderen 
Seite das sprachliche Handeln der Aktanten bestimmen. 
In ihrem Aufsatz zur Kommunikation in der Ausländerbehörde betont Liedke (1997) 
die Wichtigkeit der Trennung institutioneller und interkultureller Ursachen für 
Verstehensprobleme (vgl. auch Liedke/Redder/Scheiter 1999). Die Unterscheidung 
kann von Agenten und Klienten im Behördenalltag nicht geleistet werden. Dies 
mündet in einer Subsumierung der Problemgründe unter der Fremdheit des 
Gegenübers und kann „in einer Angst vor dem Fremden und Ablehnung von 
Fremden kumulieren“ (Liedke 1997: 172). 
Wie Koole/ten Thije (1994a) betonen, ist interkulturelle Kommunikation nicht 
immer problembehaftet. Die Trennung der Institutionalität und der Interkulturalität 
ist daher nicht nur bei der Analyse von Kommunikationsstörungen vom Belang (vgl. 
Hartog 2006). Diese Unterscheidung ist m.E. hilfreich, will man die speziellen 
Kompetenzen herausarbeiten, die für das berufliche Handeln von Mitarbeitern der 
Ausländerbehörde von Bedeutung sind. In den beiden folgenden Kapiteln werde ich 
die Analyse aus dieser Perspektive durchführen. 
8.2.1 Erscheinungen der Institutionalität im Gespräch 45 
Als das wesentliche Merkmal institutioneller Kommunikation wurde im Kapitel 4.1 
die Dichotomie der Aktanten – der Experte, Agent auf der einen und der Laie, Klient 
auf der anderen Seite – hervorgehoben. 
Die Expertenposition der Behördenmitarbeiter bedingt, dass sie in Agent-Klient-
Gesprächen den Diskurs steuern und dass ihre turns in der Regel länger als die der 
Klienten sind. 
Auch im vorliegenden Gespräch dominieren die Redebeiträge der Sachbearbeiterin. 
Die Diskurssteuerung durch sie manifestiert sich vor allem in der Phase der 
Datenerfassung, in der Frau D Frage-Antwort-Sequenzen initiiert und in der dem 
Klienten die Aufgabe zukommt, notwendige Informationen zu liefern. Im 
darauffolgenden Gesprächsabschnitt bis zum Gesprächsschluss besteht die Rolle der 
Sachbearbeiterin im Auffordern, Tadeln, Anweisen und im Begründen dieser 
Handlungen.  
Die erste Hälfte des Gesprächs (Pf. 1-50) wird zwar stark vom Informationsbedarf 
des Klienten modelliert, dennoch übernimmt die Sachbearbeiterin hier ebenfalls 
längere turns. Diese haben größtenteils die Aufgabe, professionelles Wissen an den 
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Klienten zu vermitteln. Der Gesprächsabschnitt besitzt also den Charakter eines 
Beratungsgesprächs im weiteren Sinne.37. 
In Anlehnung an Liedke (1997: 165) kann der Handlungsplan von Frau D in 
folgende Punkte geteilt werden: ‚Erfassung des Klientenanliegens’, ‚Datenabfrage 
bzw. Bitte um Vorlage der für eine Entscheidung erforderlichen Unterlagen’, 
‚Überprüfung der Unterlagen, Entscheidung über das Klientenanliegen und 
Ausstellen des Dokuments’ sowie ‚Ausgabe des Dokuments’.  
Die Sachbearbeiterin versucht, diesen Handlungsplan abzuarbeiten, wird jedoch an 
mehreren Stellen durch die verbalisierten Wissensdefizite des Klienten unterbrochen. 
Die Brüche wurden in der obigen Analyse bereits angedeutet: In der Pf. 11 liegt eine 
Initiierung der Phase der ‚Datenabfrage’ vor, die allerdings misslingt und durch das 
Verbalisieren des Subanliegens durch den Klienten in der Pf. 13 nochmals in die 
Ferne rückt. In Pf. 25 und 44 thematisiert die Sachbearbeiterin erneut die ‚Duldung’ 
als Stichwort für weitere Bearbeitung des Anliegens durch die Datenabfrage, jedoch 
wieder vergebens. Der Übergang gelingt ihr erst in der Pf. 50.  
Auch in den Pf. 57-60 zeigt sich ein Bruch im Handlungsplan der Sachbearbeiterin. 
Statt des Abschlusses der Handlungsphase ‚Vorlage der Unterlagen’ muss sie die 
Bearbeitung zugunsten der neuen vom Klienten gelieferten Information, er sei 
umgezogen, abbrechen und ihren Handlungsplan umstellen. Dem Klienten fällt also 
statt passiver Reaktion ebenfalls ein Anteil an der Diskurssteuerung zu. Frau D muss 
ihr Handeln an die Klientenbedürfnisse anpassen und besitzt keine alleinige 
Machtposition der Gesprächsführung. 
Das Wissen, das der Klient hier anfordert, betrifft die Behördenvorgänge, aber auch 
den adäquaten Umgang mit diesen Vorgängen. Der Klient will also beispielsweise 
einerseits wissen, woran es liegt, dass sein Anliegen so langsam bearbeitet wird, und 
andererseits, wie er genau zu handeln hat, wenn er sich über diese Vorgänge 
erkundigen will. 
Der Wissensbedarf verdeutlicht die im Kapitel 4.1 besprochene Laienposition des 
Klienten. Er verfügt zwar über ein gewisses Institutionswissen, aus dem er z.B. 
schließt, dass sein Wohnungswechsel für die Ausländerbehörde relevant sein könnte. 
Dennoch ist das Wissen defizitär: Er weiß nicht, dass eine Ummeldung dem Umzug 
unmittelbar folgen sollte, dass die Ummeldung vor der Duldungsverlängerung 
stattfinden muss und dass er die Ausländerbehörde über seine Umzugspläne 
informieren muss. Durch dieses lückenhafte Wissen entsteht im Aktantengespräch 
ein Bruch, der keine interkulturellen sondern institutionelle Ursachen hat. 
                                                
37 Siehe dazu Kapitel 4.2. 
 66 
Wie vermittelt Frau D institutionelles Wissen? Nach ihrer eigenen Aussage in einem 
informellen Gespräch mit der Forscherin gäbe es keine Richtlinien oder Vorschriften, 
wie die Klienten der Ausländerbehörde zu informieren und zu beraten sind. Es ist 
also anzunehmen, dass die Sachbearbeiter der Ausländerbehörde diesbezüglich 
einerseits nach ihren individuellen Maßstäben, andererseits aber, beeinflusst durch 
die Behördenkultur, handeln. 
Frau D verbalisiert Ausschnitte aus ihrem professionellen Wissen, die sie für relevant 
und funktional hält. In welchem Umfang sie das macht, hängt vom Zeitdruck ab, 
dem sie ausgesetzt ist. Offensichtlich ist sie bestrebt, das Gespräch nach Möglichkeit 
zu optimieren, was den verbalen und zeitlichen Aufwand betrifft. Dafür sprechen die 
Passagen in den Pf. 9-11 und 18-19. 
Einerseits scheint die Sachbearbeiterin sich bei der Informationsübermittlung an die 
Maxime der Klientenorientierung zu halten. Sie informiert umfassend und über 
Grenzen ihrer Zuständigkeit hinaus (beispielsweise ihre Ausführungen zum Thema 
Aufenthaltstitel Pf. 17-18 und 30-41), außerdem verbalisiert sie ihre nächsten 
Handlungsschritte beim weiteren Verlauf der Duldungsausstellung (Pf. 86-87), 
sodass der Klient prospektiv Einblick in institutionelles Handeln erhält. 
Doch andererseits lässt sie bei den in der Phase der Datenerfassung gestellten Fragen 
die Erklärung des Fragezwecks weg. (Das Phänomen ist in dieser Gesprächsphase in 
zahlreichen weiteren, auch von anderen Sachbearbeitern geführten Gesprächen zu 
beobachten). Bei der Aufforderung, zukünftig die Ausländerbehörde über den 
geplanten Umzug zu informieren (Pf. 58-60), verzichtet sie darauf, den Hintergrund 
der Handlungsanweisung darzustellen. Sie erklärt dem Klienten (eventuell aus 
Zeitgründen) nicht die Hintergründe, wie beispielsweise, dass seine Meldeadresse 
auf der Duldung vermerkt sein wird und bereits deshalb relevant ist. 
So kann der Klient nur reagieren, ohne zu verstehen, welchen institutionellen Zweck 
diese Handlungen verfolgen. In dieser, von der häufigen Nutzung der Modalverben 
müssen und nicht können charakterisierten Passage zeigt sich auch die „Dominanz 
der Institution“ (Becker-Mrotzek 2001: 1515f.) als Durchsetzen des institutionellen 
Zwecks gegen die Ziele des Klienten: „Sie müssen uns das vorher immer anzeigen 
Sie können nicht einfach umziehen, Sie müssen vorher bei uns vorsprechen“. 
Ähnlich direktiv sind die Pf. 68-69: „da kann ich ihnen jetz noch gar keine Duldung 
ausstellen da müssen Sie erstmal runter“. 
Die Passagen verdeutlichen, dass die Zwänge der Eingriffsverwaltung grundsätzlich 
schwer mit dem Konzept der klientenorientierten Verwaltung zu vereinbaren sind. 
Obwohl das Gespräch ‚gelingt’, zeigt die in diesem Kapitel durchgeführte Analyse, 
dass latent problematische, durch den institutionellen Rahmen bedingte Aspekte 
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aufspürbar sind. Die Sachbearbeiterin verfolgt einen Handlungsplan, den sie, um 
institutionelle Zwecke zu erreichen, gegen den Klienten ‚verteidigen’ muss. Diese 
Zwecke stimmen teilweise nicht mit den Zielen des Klienten überein. Die in der 
Gesprächsführung und in Handlungspräskriptionen aufgezeigte Dominanz der 
Institution könnte in anderen Gesprächskonstellationen zu Problemen führen. Frau D 
wirkt diesem Potential mit einem Mehraufwand an Beraten entgegen. 
8.2.2 Manifestationen der Interkulturalität im sprachlichen Handeln der Agentin 
Die Laie-Expert-Dichotomie bezieht sich nicht nur auf das institutionelle Wissen der 
Aktanten. Frau D fungiert in diesem Gespräch als Muttersprachlerin auch in der 
Rolle einer Kultur- und Sprachexpertin. 
In den Pf. 27-29 zeigt die Sachbearbeiterin die Möglichkeit auf, sich über den 
Verfahrensstand zu erkundigen: „Sie können immer Mal nachfragen, bei Herrn 
Gram, (.) drüben in der Erteilung, (.) inwieweit ihr Antrag bearbeitet ist. (..) Na?“  
Die Reaktion des Klienten Pf. 29-30 „Also i/ich gehe hier vorbei sage noch Antrag 
stehe aber nicht bearbeitet“ ruft zwar kein Missverständnis hervor, signalisiert aber 
der Sachbearbeiterin, dass sie wegen des fehlenden Sprach-, Kultur- und 
Institutionenwissen des Klienten eine Erklärungsarbeit von einem unerwartet großen 
Umfang leisten muss. Als Folge restrukturiert sie ihr professionelles 
Handlungswissen und greift in Pf. 31-36 und 37-39 zu einer dem szenischen 
Darstellen ähnelnden sprachlichen Form. 
Diese Kombination spezifischer sprachlicher Mittel ist in der Interkulturalität der 
Sprechsituation begründet. Der Klient signalisiert zwar nirgendwo in dem Gespräch 
eindeutig, dass er sprachliche Hilfestellung braucht, aber seine Schwierigkeiten, 
längere Redepassagen zu gestalten, z.B. sein Anliegen darzustellen, hinterlassen bei 
der Sachbearbeiterin den Eindruck, er hätte Sprachprobleme – dies zeigt sich in den 
Pf. 39-40. Also reagiert sie darauf, indem sie die Vermittlung fehlenden 
institutionellen Wissens der Sprachkompetenz des Klienten anpasst. Doch darüber 
hinaus vermittelt sie dem Klienten durch diese aus einfachen, alltagssprachlichen 
Formulierungen bestehenden nutzungsfertigen sprachlichen Handlungen auch 
sprachliches und kulturspezifisches Wissen. 
Die Partiturflächen 79-81 ähneln der besprochenen Passage, auch sie enthalten direkt 
vorformulierte sprachliche Handlungsempfehlungen, doch fehlt ihnen der szenische 
Charakter: Sie werden nicht in direkter Rede geäußert, sondern in der 
herkömmlichen zweiten Person, kombiniert mit verbum dicendum sagen im 
Imperativ. 
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Noch zwei Aspekte verbinden die Passagen und heben sie aus dem restlichen 
Gespräch hervor: Erstens ist ihre hohe Detailliertheit, mit der die Sachbearbeiterin 
die Handlungsabläufe beschreibt, auffällig. Zweitens folgen beide Ausschnitte auf 
eine latent kritischen Situation: Dem ersten geht die vorwurfsvoll wirkende Frage des 
Klienten und dann wieder neue oder was in der Pf. 27 voraus. Der zweite Abschnitt 
folgt in einigem Abstand auf die Reaktion der Sachbearbeiterin (Pf. 69) auf 
Überdruss des Klienten signalisierende Zeichen (sein Seufzen und Auflachen in Pf. 
67 und 69). Ich nehme an, dass in beiden Passagen das latent Konfliktäre der 
Sprechsituation und das vom Klienten signalisierte Wissensdefizit zusammen eine 
„Atomisierung“ (Quasthoff 1980: 27f.)38 des Expertenwissens, das Vorformulieren 
von sprachlichen Handlungen und in der ersten Passage den Einsatz der direkten 
Rede hervorrufen. 
Beide Passagen zeugen vom Bemühen der Sachbearbeiterin, Verständigung zu 
erzielen und das Konfliktpotential zu minimieren. Man kann, was das Handeln von 
Frau D im vorliegenden Gespräch betrifft, m.E. bewertend von interkultureller 
Klientenorientierung sprechen. Es lassen sich noch weitere Indizien für ihr 
interkulturell empathisches sprachliches Handeln im analysierten Gespräch finden. 
In den Pf. 22-24 thematisiert Frau D die Angst des Klienten vor der Abschiebung und 
zeigt damit, dass ihr seine emotional belastende Lebenslage, die durch den 
permanent bedrohten Aufenthaltsstatus entsteht, bewusst ist. 
Weiterhin sehe ich die Passage in den Pf. 39-41 als Zeichen eines interkulturell 
sensiblen Handelns von Frau D: Ihre Äußerung „je nachdem wenn Sie jetzt sagen ich 
hab (.) noch bissl Probleme mit der Verständigung“ zeugt vom Bemühen, die 
eventuell das Gesicht des Klienten bedrohende Behauptung, er könne nicht genügend 
Deutsch, zu vermeiden und diesen illokutiven Gehalt indirekt auszudrücken. Sie 
relativiert die Aussage „oder Ihre (.) Lebensgefährtin ruft für Sie an,“ indem sie die 
Konjunktion je nachdem verwendet, um die Verbindung mit dem Nebensatz 
herzustellen. Außerdem macht sie deutlich, dass die Behauptung im Nebensatz nicht 
von ihr stammt, sondern dass sie die bisherigen indirekten Appelle des Klienten auf 
sprachliche Hilfe wahrgenommen hat und annimmt, dass er selbst möglicherweise 
Unsicherheit bezüglich seiner Deutschkenntnisse verspürt. Deshalb greift sie erneut 
zum szenischen Darstellen und skizziert einen fiktiven Einwand des Klienten gegen 
das Anrufen in direkter Rede. Dabei verwendet sie das abmildernde Zahlenadjektiv 
in Diminutivform bissl. 
                                                
38 Den Begriff der Atomisierung verwendet Quasthoff allerdings ausschließlich für den hohen 
Detailliertheitsgrad der Repräsentation einer erlebten Geschichte im Zuge des konversationellen 
Erzählens.  
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Die beiden besprochenen Abschnitte können als Übernahme der Klientenperspektive 
charakterisiert werden. Dies ist ein Bestandteil von Frau D’s Klientenorientierung. 
Das sprachliche Handeln des Klienten ist durch seine Fremdsprachlichkeit 
gekennzeichnet. Dies verursacht einige Situationen, die in einem Behördengespräch 
zwischen zwei Muttersprachlern ein hohes Konfliktpotential hätten. Hierzu gehören 
die falsche Registernutzung des Klienten bei der Anrede der Sachbearbeiterin in Pf. 2 
(„guck wie die aus.“) und Pf. 47 („aber kannst mir die Nummer geben bitte.“), die 
etwas forschen Phrasen in Pf. 27 („und dann wieder neue oder was.“) und Pf. 44-45 
(„auch nicht normal also jeden Tag anrufen“) und die, wie oben besprochen, frech 
wirkende Pf. 60 („nein ich hab schon geanziehn.“) als Antwort auf eine Rüge. 
In der Analyse ist jedoch keine Verschlechterung des Gesprächsklimas durch diese 
Äußerungen festzustellen. Dies liegt daran, dass Frau D Zugeständnisse an die 
Fremdsprachlichkeit des Diskurses macht. 
8.3 Fokussierung der Analyse: Einsatz direkter Rede bei institutioneller 
Wissensvermittlung 
Im oben analysierten Gespräch verwendet Frau D an mehreren Stellen das 
sprachliche Mittel der direkten Rede. Das Fragment in Pf. 32-41 fixiere ich als rich 
point, als Ausgang meiner weiteren Analyse. Im Folgenden werde ich mehrere 
vergleichbare Fälle auch aus anderen Gesprächen zur Konfrontation mit diesem rich 
point heranziehen. 
Die direkte Rede findet hier gleich dreimal Verwendung. Der Übersichtlichkeit 
halber numeriere ich die Fälle: 
Fall 1: Pf. 31-36: „dass Sie Mittwoch Vormittag mal nachrufen und fragen sagen 
mein Name ist soundso ich hab schon vor sieben Monaten den Aufenthaltstitel 
beantragt wie siehts denn aus. (...) Aber sagen Sie ich hab den af/ich wollte mich 
nach dem Verfahrensstand erkundigen odor wie weit sind Sie jetzt mit der 
Bearbeitung.“ 
Fall 2: Pf. 37-39: „weil Sie sitzen hier ewisch rum und der Herr Gram sagt vielleicht 
(.) es tut mir leid wir haben noch nicht (.) also (.) es ist noch nicht bearbeitet oder 
so.“ 
Fall 3: Pf. 39-41: „oder Ihre (.) Lebensgefährtin ruft für Sie an je nachdem wenn Sie 
jetzt sagen ich hab (.) noch bissl Probleme mit der Verständigung, ne?“ 
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8.3.1 Fall 1 (Gespräch 45) 
Diese Passage wurde oben als imaginärer Anruf des Klienten beschrieben, dessen 
Ablauf detailliert, in einzelne sprachliche Handlungen zerteilt von der 
Sachbearbeiterin ‚vorgespielt’ wird. Für die letzte Teilhandlung schlägt die 
Sachbearbeiterin gleich drei verschiedene Formulierungen vor.  
Die Detailliertheit in der Darstellung der Abläufe und der Einsatz der direkten Rede 
mit dem Verb in erster Person Singular und dem dazugehörigen Personalpronomen 
ich sind beides sprachliche Mittel, die charakteristisch für die Kernphasen vom 
Muster des „alltäglichen Erzählens“ sind (Quasthoff 1980, 1987). 
Das sprachliche Muster des Erzählens besteht, neben den Phasen der Ankündigung 
und Etablierung in seinem Kern aus der Komplikation, der die Phasen der Auflösung 
und Bewertung folgen39. Die Erzählung als umfangreiches sprachliches Muster wird 
vom Erzähler angekündigt; er führt die Aktanten ein, etabliert kommunikativ den 
Vorstellungsraum und versetzt die Origo aus der Sprechsituation dorthin (stets unter 
mitwirken des Hörers). Erzähler und Hörer ‚verlassen’ gemeinsam die gegenwärtige 
Sprechsituation und ‚befinden sich’ im Vorstellungsraum. Hier gibt der Sprecher das 
Geschehen wieder, wobei er die charakteristischen sprachlichen Mitteln des 
Erzählens verwendet: die Atomisierung (Quasthoff 1980: 225ff.) (detailliertes 
Darstellen der Ereignisse) und die direkte Rede, teils begleitet von der häufigen 
Verwendung der verba dicendi sagen und dem „szenischen Präsens“ (ebd.), der 
partiell das Präteritum ersetzt.  
Auf die Evaluation, der die letzte Position im idealtypischen Erzählmuster zukommt, 
soll hier nicht eingegangen werden. 
Mit diesen sprachlichen Mitteln wird Erlebtes vom Erzähler re-inszeniert, szenisch 
vorgeführt. Dabei kommt der direkten Rede eine zentrale Rolle zu. Rehbein 
bezeichnet sie als „ein herausragendes Mittel zur Herstellung fiktiver Szenerie“ 
(1984:112). Dem Verb sagen, der die direkte Rede häufig in „vor-, nach- und 
zwischengeschalteter Stellung“ (ebd.) begleitet, schreibt Rehbein die Funktion zu, 
den turn der erzählten Rede zu indizieren „und sonst nichts“ (ebd.).  
Direkte Rede stellt nach Rehbein ein sprachliches Mittel dar, das ausnahmsweise 
(entgegen der Grundannahme der Funktionalen Pragmatik, dass sprachliche Formen 
nicht in einer festen und exklusiven Verbindung zu einer Funktion stehen) mit einer 
spezifischen Diskursart verbunden ist (ebd.). 
                                                
39 Für eine übersichtliche Diskussion verschiedener Erzählphasenunterscheidungen vgl. Eisenmann 
1995. 
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Die für das Erzählen charakteristischen sprachlichen Mittel ermöglichen dem Hörer 
das Miterleben der vom Sprecher gemachten Erfahrung, denn sie erschaffen eine 
Unmittelbarkeit des erzählten Geschehens. Welche Funktion hat die direkte Rede, 
hier in Kombination mit der Atomisierung von Handlungen, im vorliegenden Fall? 
Frau D steht, wie in der obigen Analyse angesprochen wurde, vor der Aufgabe, auf 
das wahrnehmbare Wissensdefizit des Klienten („Also i/ich gehe hier vorbei sage 
noch Antrag stehe aber nicht gearbeitet.“) zu reagieren. Offensichtlich kennt der 
Klient das größtenteils sprachliche institutionelle Muster des Sich-Erkundigens nicht. 
Also liefert die Sachbearbeiterin eine genaue Handlungsbeschreibung, indem sie die 
Annahme des Klienten, er müsse dafür vorbeikommen, korrigiert („Das beste ist Sie 
rufen immer mal an.“) und ihm die in diesem Muster üblichen sprachlichen 
Handlungen anbietet. Frau D muss demnach eine Handlungsanleitung für eine 
bestimmte Situation in einer deutschen Institution generieren. Dabei muss sie ihr 
sprachliches, professionelles und alltägliches kulturgebundenes Erfahrungswissen 
befragen und anschließend übermitteln. 
Das sprachliche Mittel der direkten Rede bietet sich hier aus zwei Gründen an: 
Einerseits könnte es der Sachbearbeiterin in der von Fremdsprachlichkeit 
charakterisierten Sprechsituation leichter verständlich vorkommen als ein mit der 
Konjunktion dass eingeleiteter Relativsatz.  
Andererseits könnte der direkten Rede und dem Atomisieren hier eine ähnliche 
Funktion wie im Muster des Erzählens zukommen: Die Etablierung eines 
Vorstellungsraums, in dem allerdings der Hörer nicht an partikulären vergangenen 
Erfahrungen des Sprechers partizipiert, sondern in dem zukünftige, vom Sprecher 
antizipierte Handlungen szenisch dargestellt werden. Diese auf Plastizität der 
Wissensübermittlung abzielende Erklärungsstrategie bezeichne ich vorläufig als 
szenisches Erklären. Meine Annahme ist, dass szenisches Erklären sich zur 
Vermittlung komplexen Wissens anbietet. 
Inwiefern diese Gesprächsstrategie ein für interkulturelle Kommunikation 
spezifisches Phänomen im Repertoire von Frau D darstellt, kann anhand des 
vorliegenden Datenmaterials wegen fehlender intrakultureller Vergleichsbeispiele 
nicht festgestellt werden.  
8.3.2 Fall 2 (Gespräch 45) 
Dieser schließt sich unmittelbar der oben besprochenen Passage an und ist in ihrem 
Kontext zu verstehen. Er dient als Argument, warum der Klient sich nicht gleich im 
Anschluss an das Gespräch bei der zuständigen Abteilung erkundigen soll. Die 
Sachbearbeiterin verbalisiert nicht nur die antizipierte Absage ihres beim Namen 
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genannten Kollegen (Herr Gram), sondern auch seine Entschuldigung. Die 
Einführung einer konkreten namentlich genannten Person und die Atomisierung der 
sprachlichen Handlungen in direkter Rede verleihen dem Argument einen szenischen 
Charakter. Hier liegt erneut szenisches Erklären vor, allerdings nicht zur 
Übermittlung einer Handlungsanleitung. 
8.3.3 Fall 3 (Gespräch 45) 
Fall 3 zeichnet ein anderes Bild. Die Assertion „je nachdem wenn Sie jetzt sagen ich 
hab (.) noch bissl Probleme mit der Verständigung“ stellt, wie in der Analyse im 
letzten Kapitel gezeigt, einen fiktive Begründung des Klienten, warum er selbst nicht 
anrufen will oder kann, dar. Das Adverb jetzt vermittelt den Eindruck, als würde die 
Sachbearbeiterin nicht einen zukünftigen Dialog zwischen dem Klienten und seiner 
Lebensgefährtin ansprechen, sondern einen mentalen Prozess des Klienten – die 
Einschätzung eigener Sprachkenntnisse als nicht ausreichend und die damit 
verbundene Entscheidung, selbst nicht anzurufen. Die direkte Rede könnte also einen 
inneren Dialog des Klienten mit sich selbst darstellen oder ein fiktives Verbalisieren 
seiner Sprachprobleme der Sachbearbeiterin gegenüber. Letzteres findet in diesem 
Gespräch in der Wirklichkeit nie direkt statt. Im Kapitel 8.2.2 thematisierte ich 
bereits die das Gesicht des Klienten wahrende und die Sachbearbeiterin entlastende 
Funktion der Passage. 
Es handelt sich hier nicht um szenisches Erklären, sondern um eine weitere Funktion 
des Einsatzes der direkten Rede, die in der weiteren Analyse bestimmt werden soll. 
Es muss bei der Analyse der Fälle 1-3 bedacht werden, dass sie alle Teile einer 
zusammenhängenden Passage sind, die einer latent problematischen Situation folgt. 
Die Passage dient als Reaktion auf die Initiierung des Anliegens ‚Antrag auf einen 
Aufenthaltstitel’ durch den Klienten. Das Thema ist etwas kritisch, denn der Klient 
wartet schon länger auf eine Antwort und die Sachbearbeiterin muss ihn auf eine 
weitere Duldung vertrösten; dass er dies nicht begrüßt, könnte in seinen vorwurfsvoll 
anmutenden turn in Pf. 27 („Und dann wieder neue oder was.“) hineininterpretiert 
werden. Ich nehme deshalb an, dass zwischen der latent problematischen Situation 
und dem Einsatz szenischen Erklärens durch die Agentin ein Zusammenhang besteht. 
Das Gespräch 45 enthält einen weiteren hinsichtlich der direkten Rede relevanten 
Fall.  
8.3.4 Fall 4 (Gespräch 45) 
Im Fall 4 in Pf. 79-81 („Legen Sie das vor, sagen Sie Sie sprechen heute vor wegen 
ner Erneuerung, Sie kriegen ein neues Dokument müssen sich aber erst auf die neue 
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Adresse ummelden.“) liegt keine direkte Rede vor. Frau D benutzt hier das Verb 
sagen im Imperativ, gefolgt von der zweiten Person in Höflichkeitsform. Dennoch ist 
es eine dem Fall 1 ähnelnde Handlungsanweisung: Frau D vermittelt erneut 
sprachliches, vor allem aber institutionelles Wissen zur Handlung des Ummeldens 
beim Einwohnermeldeamt. Damit reagiert sie auf das vom Klienten angedeutete 
Wissensdefizit (Pf. 77: „Also nur Ausweis geben und das wars.“) und nimmt 
gleichzeitig die vermutlichen Fragen, die die Mitarbeiter des Einwohnermeldeamtes 
angesichts eines abgelaufenen Personaldokuments stellen würden, vorweg. Die 
Handlungsanweisung besteht erneut aus atomisierten einzelnen Handlungsschritten 
(Dokument vorlegen und die Vorsprache bei der Ausländerbehörde beschreiben). 
Das Atomisieren und die explizit vorformulierten Sprechhandlungen vermitteln trotz 
Fehlens der direkten Rede einen szenischen Charakter der Handlungsanweisung. Es 
handelt sich hier aber nicht um einen Basisfall, sondern um einen abgeleiteten Fall 
(Ehlich 1991: 141) des szenischen Erklärens. 
Bei der Durchsicht des Datenmaterials finden sich weitere Fälle, in denen direkte 
Rede zum Einsatz kommt. Diese sollen im Folgenden besprochen werden.  
8.4 Einsatz der direkten Rede in weiteren Gesprächen des Korpus 
Als Nächstes ziehe ich zwei Ausschnitte eines weiteren von Frau D geführten 
Gesprächs (Gespräch 49) und jeweils ein Fragment aus zwei von weiteren 
Sachbearbeitern geführten Gesprächen (Gespräche 7 und 29c) heran, mit Fokus auf 
der Verwendung direkter Rede in Agententurns. 
8.4.1 Fall 5 (Gespräch 49) 
Zum Verständnis der Fälle 5-7, die dem Gespräch 49 entnommen sind, skizziere ich 
zunächst das Klientenanliegen in dieser Vorsprache. 
Es handelt sich um ein langes konfliktäres Gespräch mit einem ca. 30-jährigen 
Klienten libyscher Staatsangehörigkeit. Am Tag vor der Aufnahme hatte der Klient 
bereits einmal die Ausländerbehörde aufgesucht, um eine neue Duldung ausgestellt 
zu bekommen. Auf der neuen Duldung stand nur sein der Ausländerbehörde 
anfänglich, bei der Eröffnung seiner Akte bekannter Name und nicht sein wirklicher 
Name, den die Behörde später erfahren hatte40. Diese neue Duldung hat der Klient 
sodann zerrissen. Im Laufe des Gesprächs erklärt er, warum er das Dokument zerriss: 
Aus seiner Sicht ist er ein Opfer der Behördengewalt: Er war gekommen, um die 
                                                
40 Nach Auskunft der Sachbearbeiter handeln Asylbewerber teilweise nach diesem Muster – sie 
geben beim Einreichen ihres Asylantrags ihren richtigen Namen nicht bekannt und legen keinen 
Pass vor –, damit ihre Identität und Herkunft möglichst lange eruiert werden müssen. Dadurch 
gewinnen sie Zeit, um länger in Deutschland bleiben zu können. 
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Duldung mit seinem richtigen Namen ausstellen zu lassen. Der an dem Tag Dienst 
habende Sachbearbeiter Herr E lehnte den Wunsch mit der Erklärung ab, es sei auf 
der Duldung kein Platz dafür vorgesehen. Der Klient weigerte sich, die bereits 
ausgestellte Duldung mitzunehmen. Daraufhin kündigte der Sachbearbeiter an, die 
Duldung so oder so dem Klienten auf dem Postweg zukommen zu lassen mit dem 
Hinweis, er habe die Duldung in der Behörde liegen lassen. Um das Zusenden gegen 
seinen Willen zu verhindern, zerriss der Klient die Duldung. Das Zerreißen der 
Duldung ist, so meine Interpretation, aus der Sicht des Klienten also ein Protest, eine 
Rebellion gegen Amtsgewalt, die ihm Unrecht antun will, die ihm die Wörter im 
Mund verdreht und ihm seinen Willen aufzwingt.  
Während der Aufnahme des Gesprächs, bereits bevor der Klient das Zimmer betrat, 
deuteten die Sachbearbeiter mir gegenüber an, dass der Klient ein schwieriger Fall 
sei und schnell aggressiv werden könne.  
Das Gespräch beginnt emotional, mit der Behandlung des Hauptanliegens der 
Duldungsausstellung. Im Laufe des Gesprächs thematisiert der Klient weitere 
Subanliegen und die Emotionen ebben ab. Sobald jedoch die zerrissene Duldung zur 
Sprache kommt, reagiert der Klient emotionaler und lauter, bis er das Gespräch 
beendet, ohne, dass eine Einigung über das Ausstellen einer neuen Duldung erzielt 
worden wäre. 
Im vorliegenden Ausschnitt aus der Mitte des Gesprächs (Pf. 1-23) wird eines der 
Subanliegen, ein Befristungsbescheid, thematisiert (vermutlich handelt es sich dabei 
um ein Dokument, das besagt, wann ein abgelehnter Asylbewerber aus Deutschland 
abgeschoben wird). Zunächst stelle ich die Vorgeschichte des Falls 4 dar. 
Das Transkriptfragment, das die Fälle 5 und 6 enthält, beginnt mit dem vom Klienten 
vorgetragenen Subanliegen (Pf. 1), wobei es unklar bleibt, was er genau von der 
Sachbearbeiterin als Handeln bezüglich des Bescheides erwartet. Die 
Sachbearbeiterin vermutet zunächst, der Klient wolle eine Kopie des Dokuments (Pf. 
2 E. 5), denn das unmittelbar vorher besprochene Anliegen betraf das Kopieren 
verschiedener Dokumente. Dann nimmt sie an, dass der Klient mit der Befristung 
seiner Duldung, die durch den Bescheid bekannt gegeben wird, nicht einverstanden 
ist, antizipiert Informationsbedarf beim Klienten und beginnt mit der Vermittlung 
ihres für dieses Anliegen relevanten Fachwissens: „Wenn sie mit der Befristung nicht 
einverstanden sind, (.) dann müssen Sie sofort in Widerspruch gehen.“ Den Bescheid 
hat der Klient offensichtlich nicht dabei, so kann die Sachbearbeiterin nicht prüfen, 
ob der Klient noch Zeit hat, innerhalb der Frist einen Widerspruch einzulegen, denn, 
wie sie es eindringlich ausdrückt, der Klient müsse „sofort in Widerspruch gehen“, 
die Widerspruchsfrist müsse „unbedingt“ eingehalten werden. In der Pf. 7 fragt der 
Klient Frau D, ob die gesetzte Frist aus ihrer Sicht akzeptabel ist. Bei der Frage 
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spricht er Frau D unmittelbar an: „und finden Sie das ist okee für drei Jahr sieben 
Monate wegen wegen sowas.“ Den turn spricht er nicht mit üblicher steigender 
Frageintonation, sondern fallend, sodass dieser als Assertion verstanden werden 
kann, mit lauter werdender Stimme. Ich nehme an, dass die Frage auf die 
Sachbearbeiterin deshalb bedrohlich wirkt und von ihr eventuell als latente 
Beschuldigung verstanden wird.  
Frau D weist die Verantwortung und die Zuständigkeit für die 
Befristungsentscheidung von sich (Pf. 9-10) und betont, dass der Widerspruch an das 
Regierungspräsidium und nicht an die Ausländerbehörde zu richten sei, denn „das ist 
nicht unsere Entscheidung“ und unterstreicht dies auch noch in einer späteren 
Assertion: „nich an uns jetz. Weil das ist nicht unser Bescheid“ (Pf. 14-15). Dies 
spricht dafür, dass sie die Frage des Klienten aus der Pf. 7 als Beschuldigung 
interpretiert. 
Außerdem rät sie dem Klienten wiederholt, mit seinem Anwalt zu sprechen (Pf. 10, 
13, 18). Auch damit signalisiert sie, für diesen Vorgang nicht zuständig zu sein, 
jedoch den Klienten im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu unterstützen. 
Fall 5 (Pf. 21-22: „Zeigen Sie ihr den Bescheid und sagen damit sind Sie nicht 
einverstanden.“) ist ein Bestandteil der langen und eindringlichen Erklärung, wie der 
Klient gegen den Bescheid vorgehen kann. Die Erklärung liefert Frau D in einer in 
einzelne Handlungsschritte zerlegten Form: Zum Anwalt gehen, mit ihm reden, 
Widerspruch einlegen, und zwar schriftlich. In Pf. 21-22 paraphrasiert sie die 
Schritte noch einmal: Der Anwältin den Bescheid zeigen und — hier schlägt sie dem 
Klienten die Vorgehensweise wortwörtlich vor — sagen, er sei nicht einverstanden. 
Bei der Redewiedergabe verwendet sie nicht die erste Person Singular, es liegt, wie 
im Fall 4 keine direkte Rede vor. Wie im Fall 4 sind dennoch die 
Handlungsanweisungen stark atomisiert, und die verbale Handlung wird 
vorformuliert.  
Wie bereits bei der Einführung des Falls besprochen, folgt diese aufwendig 
formulierte Passage nach einem kritischen Interaktionsabschnitt – so interpretiere ich 
den lauter gesprochenen turn des Klienten in Pf. 7-8 („Und finden Sie (..) da is okee 
für drei Jahr sieben Monate wegen wegen sowas.“). Dies bekräftigt die oben 
geäußerte Annahme, dass hier ein kausaler Zusammenhang besteht. 
8.4.2 Fall 6 (Gespräch 49) 
Fall 6 („Oder Sie sagen es is für mich okay,“) folgt unmittelbar in Pf. 22-23. Unter 
Verwendung direkter Rede thematisiert die Sachbearbeiterin den Fall, dass der Klient 
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den Bescheid akzeptiert. Dies geschieht in der Form eines fiktiven Selbstgesprächs 
des Klienten  
Das Segment ist vergleichbar mit dem Fall 3 des Gesprächs 45: „je nachdem wenn 
Sie jetzt sagen ich hab (.) noch bissl Probleme mit der Verständigung“. Die in beiden 
Fällen verwendete direkte Rede stellt eine Szene dar, in der ein Klient, vermutlich im 
Selbstgespräch, eine Entscheidung trifft. So macht die Sachbearbeiterin m.E. in 
beiden Passagen deutlich, dass sie auf diese Entscheidungen einen Einfluss weder 
haben kann noch will. Mit diesem sprachlichen Mittel stellt sie also die vollkommene 
Unabhängigkeit des Klienten von ihrem Handeln dar.  
Im Falle des Gesprächs 45 dient dieses Mittel zur Gesichtswahrung des Klienten. Im 
vorliegenden Gespräch 49 verdeutlicht es die absolute Neutralität der 
Sachbearbeiterin bezüglich des Widerspruchs gegen den Befristungsbescheid. Es 
scheint für sie hier erstrebenswert zu sein, den Klienten unparteiisch über seine 
Handlungsmöglichkeiten zu informieren. Möglich ist, dass sie sich gar davon 
distanzieren will, zu sehr für den Klienten Partei zu ergreifen. Durch das 
besprochene sprachliche Mittel kann sie risikolos ein Gegengewicht gegen ihre 
vorhergehenden eindringlich empfehlenden turns schaffen.  
8.4.3 Fall 7 (Gespräch 49) 
Der zweite Abschnitt des Gesprächs 49, der die direkte Rede enthält, fand etwa zehn 
Minuten später statt (Pf. 23-37).  
Zu Beginn des Fragments ist ein weiteres Subanliegen von den Aktanten beendet 
worden und das eigentliche Thema des Gesprächs, die zerrissene Duldung, wird 
wieder aktuell. Die Sachbearbeiterin hat bis dahin dem Klienten zwei 
Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt: Die zerrissene Duldung wieder 
zusammenzukleben und mitzunehmen oder gegen Gebühr eine neue Duldung 
auszustellen. Ersteres lehnt der Klient ab, für die zweite Lösung fehlt ihm das Geld. 
Die Aktanten kommen zu einer impliziten Einigung, dass der Klient zu Beginn des 
nächsten Monats – also in der nächsten Woche – die neue Duldung abholt. Hier 
beginnt das Transkript.  
In der Pf. 23 ratifiziert Frau D diese Lösung, empfiehlt dem Klienten aber trotzdem, 
das zerrissene Dokument mitzunehmen. Das mit Ausnahme des Anfangs bisher ruhig 
verlaufene Gespräch gewinnt hier an Emotionalität. Mit gehobener Stimme lehnt der 
Klient die Empfehlung ab. Frau D begründet ihre Argumentation (Pf. 25-27): Sollte 
der Klient zufällig von der Polizei kontrolliert werden, hätte er zumindest einen 
zerstückelten Ausweis vorzuzeigen.  
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Dann will sie mit einer Belehrung des Klienten über das Handeln beim nächsten 
Gefühlsausbruch fortfahren, wird aber von ihm unterbrochen (Pf. 28-29): Eine 
zerrissene Duldung sei in den Augen der Polizei oder auch anderer Behörden kein 
gültiges Dokument. Der Klient hätte folglich mit oder ohne das zerstörte Dokument 
Probleme mit der Staatsgewalt. 
In der Pf. 29 startet die Sachbearbeiterin einen längeren, durch mehrmalige von 
mentalen Umstrukturierungen zeugenden Umformulierungen gekennzeichneten turn, 
der den Fall 7 („wenn Sie/da können Sie wenigstens sagen/sagen Se/natürlich. Da 
sagen Sie ich hab (.) Wut gehabt, ich hab die Duldung zerrissen.“) enthält. 
Sie besteht auf ihre Lösung, die Duldungsstücke im Fall einer Polizeikontrolle 
vorzuzeigen. Dies drückt sie als Handlungsempfehlung aus: „da sagen Sie ich hab 
Wut gehabt, ich hab die Duldung zerrissen“. Die Argumentation des Klienten bei der 
fiktiven Kontrolle wird hier, wie im Fall 1 szenisch, unter Verwendung der ersten 
Person Singular vorgeführt.  
Danach nimmt Frau D in Pf. 33-34 ihre in Pf. 28 unterbrochene Belehrung zum 
vernünftigen Umgang mit Gefühlen in der Behörde wieder auf und führt sie in 
atomisierter Form zu Ende. Sie stellt dar, wie der Klient in institutionellem Kontext 
mit seiner Wut umgehen sollte: sich besinnen, beruhigen und im Voraus die 
negativen Konsequenzen unüberlegten Handelns bedenken. Diesen Rat stellt sie in 
zwei Wiederholungen dar, in der letzten zerlegt sie ihn in einzelne 
Handlungsschritte: rausgehen, durchatmen, reinkommen. Dadurch bekommt ihre 
Belehrung die Plastizität einer genauen Handlungsanleitung.  
Den turn schließt Frau D mit einer bewertenden Zusammenfassung: Mit 
ungehaltenem Benehmen handelt sich der Klient nur Ärger ein.  
Es gelingt der Sachbearbeiterin jedoch nicht, den Klienten zu überzeugen, er beharrt 
auf seine Verweigerung. 
Fall 7 enthält also die direkte Rede, die einige Segmente später von einer 
atomisierten Handlungsanleitung flankiert wird und stellt damit einen reinen Fall 
szenischen Erklärens dar. 
Dass die Verbalisierungen der Sachbearbeiterin so aufwendig sind, könnte zwar 
damit zusammenhängen, dass die Zeit bei der Widerspruchsfrist drängt, das 
verdeutlichen die Pf. 5 („sofort“) und 19 („schnell“). Andererseits liegt jedoch, wie 
bereits angesprochen, ein für die Sachbearbeiterin kritisches Thema vor. Sie will sich 
von der Verantwortung für dieses Thema distanzieren und versucht, die Situation zu 
deeskalieren, indem sie sich um eine möglichst klientengerechte Darlegung der für 
ihn günstigen Vorgehensweise bemüht. 
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Ein letzter Kommentar zu diesem Fall: Bemerkenswert ist, dass Frau D hier den 
Gefühlszustand des Klienten vom Vortag, die „Wut“, als Argument anspricht. Dies 
lässt sich vergleichen mit den Pf. 22-24 aus dem Gespräch 45: „wenn Sie Vater von 
deutschen Kindern sind brauchen Sie keine Angst haben dass Sie jetz demnächst 
abgeschoben werden.“ Auch dort thematisierte sie direkt einen emotionalen Zustand 
des Klienten. 
Dies und das Verbalisieren der „Wut“ als legitimierendes Argument bei einer 
Polizeikontrolle vermittelt den Eindruck, dass Frau D starke negative Gefühle der 
Behördenklienten akzeptiert. Ihre ausdrückliche Verbalisierung zeugt m.E. vom 
Empathievermögen der Sachbearbeiterin und zeigt, dass sie Verständnis für 
Emotionen ihrer Klienten aufbringt, ein Handeln, das Riehle/Zeng explizit als 
Desiderat für das Gesprächsverhalten von Behördenmitarbeitern herausstellen (1998: 
25).  
8.4.4 Fall 8 (Gespräch 7) 
Das Gespräch, das den Fall 8 umrahmt, findet zwischen dem Sachbearbeiter Herrn F 
und einem ca. 43-jährigen Klienten mit aserbaidschanischer Staatsangehörigkeit 
statt. Die Analyse wird dadurch eingeschränkt, dass die erste Hälfte des Gesprächs 
wegen technischer Probleme nicht aufgenommen werden konnte. 
Das hier interessierende Phänomen des Einsatzes von direkter Rede findet sich in 
den Pf. 25-26: „außer Sie widersprechen dem Bundesamt und sagen nein das möchte 
ich nicht (.) für das Kind“. 
Bei der Durchsicht des aufgenommenen Gesprächsfragments zeigt sich, dass der 
Sachbearbeiter hier komplexes institutionelles Wissen an den Klienten vermittelt: In 
den Pf. 1-14 erklärt der Sachebearbeiter dem nach einer Bearbeitungspause wieder 
hereingekommenen Klienten die Ergebnisse seiner Rücksprache mit dem 
Standesamt. Anscheinend ist der Klient gerade Vater geworden und kümmert sich 
um die dadurch notwendig gewordenen Behördengänge und Dokumente. In den Pf. 
14-17 stellt der Klient eine Frage, er hat Informationsbedarf bezüglich des 
Aufenthaltsstatus von seinem Kind. Der Sachbearbeiter erklärt ihm, dass für das 
Kind ein Antrag auf ein Aufenthaltstitel gestellt werden muss und dass ein halbes 
Jahr später automatisch ein Asylverfahren eingeleitet wird (Pf. 17-22). Der Klient 
lehnt das Asylverfahren ab (Pf. 22).  
Nun greift der Sachbearbeiter auf sein Expertenwissen zurück und verbalisiert die 
aus dem Handlungswunsch des Klienten folgende Konsequenz: „dann müssen Sie 
das dem Bundesamt mitteilen.“ Anschließend erläutert er das Vorgehen des 
Bundesamtes (für Migration und Flüchtlinge) beim Aufenthaltsstatus von Kindern 
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von Asylbewerbern näher und bezieht dann die Entscheidung des Klienten gegen das 
Asylverfahren ein: Er empfiehlt die notwendige institutionelle Handlung, den 
Widerspruch: „außer Sie widersprechen dem Bundesamt, und erläutert dies mit Hilfe 
der direkten Rede: und sagen nein das möchte ich nicht für das Kind.“  
Welche Funktion hat in diesem Fragment die direkte Rede? Wenn es sich um die 
Darstellung einer imaginären Mitteilung an das Bundesamt handelt, ist das verbum 
dicendum sagen symbolisch gemeint, denn ein institutioneller Widerspruch muss 
schriftlich erfolgen.  
Auffällig ist, dass hier, wie im Gespräch 49, in den Fällen 5-6 die komplexe 
institutionelle Handlung des Widerspruchs erläutert wird. Im Unterschied zum 
Gespräch 49 thematisiert Herr F die einzelnen dafür notwendigen Handlungsschritte 
nicht. Eventuell schätzt er den zukünftigen Widerspruch als ein noch nicht aktuelles 
Thema ein. Dennoch ist möglich, dass der Einsatz der direkten Rede in der 
Fremdsprachlichkeit der Situation begründet liegt und dass Herr F hier um eine auf 
den Nicht-Muttersprachler zugeschnittene Äußerung bemüht ist. 
Eine plausible Überlegung ist außerdem, ob der Wunsch des Klienten, kein 
Asylverfahren für das Kind einzuleiten, ungewöhnlich ist und der Sachbearbeiter 
deshalb den inneren Entscheidungsvorgang thematisiert. Dafür spricht auch die vom 
Sachbearbeiter hinzugefügte Aussage „Aber das Kind muss ja auch erstmal 
irgendwas für Deutschland bekommen.“ Seine drauffolgende Äußerung (Pf. 27-31) 
fasst die Essenz des vorausgegangenen Gesprächs unter Verwendung des (mündlich 
gebräuchlichen) Adverbs erstmal zusammen und bringt zum Ausdruck, dass er dem 
Klienten indirekt empfiehlt, die Angelegenheit des Widerspruchs zu vertagen. 
In diesem Fall ist es möglich, dass der Einsatz der direkten Rede hier der Darstellung 
eines imaginären, nur vom Klienten abhängenden Entscheidungsvorgangs desselben 
dient und dass der Sachbearbeiter sich von dieser Entscheidung distanzieren will. 
Der Einsatz der direkten Rede dient hier m.E. weniger dem szenischen Erklären. Die 
Verwendung ist eher vergleichbar mit den Fällen 3 und 6. 
Die Haltung des Klienten mag befremdend auf den Behördenmitarbeiter wirken, eine 
kritische Gesprächssituation liegt dennoch nicht vor. 
8.4.5 Fall 9 (Gespräch 29c) 
Der transkribierte Gesprächsausschnitt, der den Fall enthält, ist Teil eines langen 
Gesprächs, das zwischen zwei Klienten, einem Ehepaar mit ukrainischer 
Staatsangehörigkeit und abwechselnd zwei Sachbearbeiterinnen, Frau B und Frau C 
stattfindet. Die Klienten sprechen vor, um für beide eine Aufenthaltserlaubnis zu 
bekommen. Wahrscheinlich handelt es sich bei mindestens einem der Klienten um 
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einen jüdischen Kontingentflüchtling. Das Gespräch besteht aus vier Aufnahmen, in 
denen die Klienten abwechselnd, zunächst bei Frau C, dann bei Frau B und 
anschließend, im aktuellen Gespräch, wieder bei Frau C vorsprechen. Die 
Voraussetzungen für die Aufenthaltserlaubnisse wurden geprüft, und Frau C händigt 
jetzt die fertigen Aufenthaltserlaubnisse aus. Im ersten Gespräch (29a) stellte Frau C 
fest, dass der Klient Herr Goldberg nach § 44a des Aufenthaltsgesetzes nicht über 
ausreichende Deutschkenntnisse verfügt. Frau Goldberg kann etwas mehr Deutsch. 
Der aktuelle Gesprächsausschnitt leitet das Gespräch 29c ein.  
Die Sachbearbeiterin händigt Frau Goldberg ihren gerade ausgestellten 
Aufenthaltstitel aus, begleitet von Erklärungen zur Gültigkeit des Titels (Pf. 4-5) und 
zu den dazugehörigen Beschränkungen (Erwerbstätigkeit und Wohnsitznahme) (Pf. 
5-6). Sie fordert die Klientin auf, den Empfang mit ihrer Unterschrift zu bestätigen 
und überreicht ihr ein weiteres Dokument, das die Klientin zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs berechtigt (8-9). Anschließend erklärt sie, was „Berechtigung zur 
Teilnahme“ bedeutet: Frau Goldberg kann an dem Integrationskurs teilnehmen, muss 
aber nicht. Weiterhin erläutert sie die Gültigkeitsdauer der Berechtigung (Pf. 11-13), 
wobei sie die Bedeutung des Begriffes ungültig erläutert: „das heißt anschließend 
können sie nicht mehr sagen ich möchte teilnehmen weil dann haben sie kein 
Anspruch mehr.“ Nach dem Ablaufen der Berechtigung kann die Klientin sich nicht 
mehr umentscheiden, doch am Kurs teilzunehmen. Die direkte Rede inszeniert eine 
Entscheidung der Klientin. 
Es folgt eine erneute Paraphrase des Begriffes ungültig (Pf. 13-14): „der Anspruch 
zur Teilnahme arlischt dann.“ Die Sachbearbeiterin fügt noch eine wiederholende 
Erläuterung zur Gültigkeit der Berechtigung hinzu, die erneut die direkte Rede 
enthält (Pf. 15-16): „und wenn Sie innerhalb der ganzen Zeit sagen ich möchte 
teilnehmen dann können Sie das tun.“ 
Die in diesem Fragment zweifach benutzte direkte Rede weist eine Gemeinsamkeit 
mit dem Fall 3 („je nachdem wenn Sie jetzt sagen ich hab (.) noch bissl Probleme mit 
der Verständigung“), dem Fall 6 („oder Sie sagen es is für mich okay“) und dem Fall 
8 („außer Sie widersprechen dem Bundesamt und sagen nein das möchte ich nicht (.) 
für das Kind“) auf. Der vorliegende Einsatz der direkten Rede stellt ebenfalls 
szenisch dargestellte imaginäre innere Entscheidungen der Klientin dar. Die 
Funktion der Darstellung des Selbstgesprächs der Klienten wurde oben als 
Distanzierungsmittel, als Verdeutlichung der Unabhängigkeit der 
Klientenentscheidung identifiziert. In dem vorliegenden, von Frau C geführten 
Gespräch lässt sich eine ähnliche Funktion feststellen. Hier suggeriert die szenische 
Darstellung der imaginären Entscheidungen, dass die Teilnahme am Integrationskurs 
freiwillig ist und dass es der Klientin offen steht, sich für oder gegen die Teilnahme 
 81 
zu entscheiden. Sie muss sich bei ihrem Entschluss lediglich an die Ablauffrist der 
Zulassung zum Kurs halten. 
Eine problematische Gesprächskonstellation liegt in diesem Fall nicht vor. 
8.5 Zusammenfassung: Verwendung der direkten Rede bei Vermittlung von 
Agentenwissen 
Die Analysen der oben herangezogenen Fälle zeigen, dass das sprachliche Mittel der 
direkten Rede in institutionellen Gesprächen in intensiven Phasen der 
Wissensvermittlung vom Agent zum Klient verwendet wird. 
Einerseits zeigten die Analysen der Fälle 3, 6, 8 und 9, dass die direkte Rede von 
verschiedenen Sachbearbeitern zur szenischen Darstellung institutionsunabhängiger 
Klientenentscheidungen verwendet wird. 
Auf der anderen Seite konnte bei der Analyse von Fällen 1, 2 und 7 der Einsatz des 
Mittels zusammen mit der atomisierenden Beschreibung von Handlungsschritten 
festgestellt werden. Die Kombination der beiden der szenischen Darstellung 
dienender sprachlicher Mittel wurde hier als szenisches Erklären bezeichnet. 
Die Fälle 4 und 5 enthielten keine direkte Rede als grammatische Form. Dennoch 
wiesen sie szenische Redeimporte auf und wurden von atomisierten Passagen 
flankiert. Daher können auch diese Fälle als szenisches Erklären identifiziert werden.  
Da keine intrakulturellen Beispiele vorliegen, kann der Einsatz direkter Rede nicht 
definitiv als eine für fremdsprachliche Kommunikation charakteristische 
Erscheinung identifiziert werden. Eine solche Exklusivität ist m.E. auch 
unwahrscheinlich. Besonders was die Nutzung der direkten Rede bei der Darstellung 
der Entscheidungen, die nicht vom Sprecher getroffen werden, angeht, nehme ich an, 
dass eine solche Funktion dieses sprachlichen Mittels auch in deutsch-deutschen 
institutionellen oder nicht-institutionellen Gesprächen festgestellt werden kann. 
Dennoch liegt die Vermutung nahe, dass dieses sprachliche Mittel von 
Muttersprachlern in der Kommunikation mit Nicht-Muttersprachlern als besonders 
leicht verständlich eingeschätzt und dem Relativsatz vorgezogen wird. Ein weiteres 
Argument, das die Sachbearbeiter zum unbewusst bevorzugtem Einsatz des Mittels 
bewegen könnte, ist die Anschaulichkeit, die durch den szenisch darstellenden 
Charakter der direkten Rede geleistet wird.  
Die Analyse der Fälle zeigt, dass direkte Rede nicht ausschließlich ein „für die Form 
des mündlichen Erzählens spezifisches grammatisches Element“ (Rehbein 1984: 
112) ist. Die Funktion dieses sprachlichen Mittels bleibt dennoch, wie in der 
Kernphase des Erzählens, der Aufbau und die Aufrechterhaltung eines szenischen 
 82 
Vorstellungsraums, in dem fiktives Geschehen inszeniert wird. Der Gegenstand der 
Re-Inszenierung beim Erzählen liegt in der selbst erlebten Vergangenheit des 
Erzählers. Die hier untersuchten szenischen Darstellungen betreffen imaginierte 
antizipierte oder empfohlene Handlungen. 
Im Muster des Erzählens bewirken die sprachlichen Mittel der szenischen 
Darstellung beim Hörer ein Miterleben des vom Sprecher Erlebten. Auch in 
Erklärungen leisten diese Mittel m.E. ein leichteres, vor allem aber die Affektivität 
einbeziehendes Verstehen des übermittelten Wissens. Ich nehme deshalb an, dass die 
Sachbearbeiterin Frau D (allerdings als einziger Agent) das sprachliche Mittel des 
szenischen Erklärens in latent kritischen Interaktionssituationen einsetzt. Es ist ein 
Bestandteil ihrer Strategie der Deeskalation, zu der außerdem die 
Perspektivenübernahme durch das Thematisieren der Gefühle oder der 
Sprachfähigkeit sowie umfassendes Beraten gehört. Im nächsten Kapitel sollen unter 
Analyse eines Negativfalls, eines durch Missverständnisse geprägten Gesprächs 
weitere Aspekte der Verständnisorientierung ausgearbeitet werden. 
8.6 Verständigungsfördernde und -hindernde Gesprächsführung 
Im Kapitel 4.2 wurde erwähnt, dass der Zweck beratender institutioneller Muster im 
Wissenstransfer vom Agenten zum Klienten besteht. Um dieses Muster effektiv 
anzuwenden, muss Verständigung ermöglicht und gefördert werden. Die Rolle des 
Sachbearbeiters liegt vor allem in einer von Fremdsprachlichkeit gekennzeichneten 
Situation nicht nur im Verbalisieren von Informationen, sondern auch im parallelen 
Einsatz verständigungsfördernder sprachlicher Mittel und Handlungen. 
Ein erneuter Blick auf das Gespräch 29c zeigt, an welchen Hürden Verstehen trotz 
guten Willens der Institutionsvertreter scheitern kann. 
Im Kapitel 8.4.5 wurde im Rahmen der Analyse vom Fall 9 der Ausschnitt aus dem 
Gespräch 29c bereits thematisiert. Im Gespräch mit einem ukrainischem Ehepaar 
(Frau und Herr Goldberg), das den Status jüdischer Kontingentflüchtlinge hat, 
händigt die Sachbearbeiterin Frau C der Klientin ihren Aufenthaltstitel und eine 
Berechtigung zur Teilnahme am Integrationskurs aus. Bei den Erläuterungen der 
Gültigkeit der Berechtigung setzt sie die direkte Rede ein. 
Im Hintergrund spricht Herr Goldberg zu seiner Frau (Pf. 14), er scheint 
(fälschlicherweise) verstanden zu haben, dass es hier um ihre 
Aufenthaltsverlängerung geht. 
Frau C übergibt der Klientin derweilen noch ein Merkblatt, auf dem der 
Integrationskurse betreffende Vorgang erklärt wird (Pf. 16-17), und eine Liste von 
Anbietern der Integrationskurse mit der Empfehlung, nachzulesen, welche Anbieter 
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es in der Nähe gibt (17-19). Während des ganzen Gesprächs hat Frau Goldberg 
immer wieder und in der Pf. 6 sogar Herr Goldberg – trotz sehr geringer 
Deutschkenntnisse – Hörersignale gegeben. Das Hörersignal von Herrn Goldberg 
koinzidiert mit dem Namen der Stadt (Sommerdorf), der ja auch ohne 
Sprachkenntnisse verständlich ist. 
Herr Goldberg wendet sich erneut an seine Frau mit dem Kommentar, sie könne jetzt 
„durch alle diese,“ überall, in ganz Sachsen herumfahren – so interpretiert er die 
Erklärungen von Frau C. Anscheinend reimt er sich den Sinn aus der Bezeichnung 
„Freistaat Sachsen“ (Pf. 6), dem Wort Kurs, den Frau C mehrmals wiederholt und 
aus der Liste, die Frau C seiner Ehegattin überreicht (darauf zielt seine deiktische 
Äußerung „durch alle diese“ ab), zusammen. Das deutsche Wort Kurs übersetzt er 
irrtümlich mit dem Verb kursirowatj (herumfahren), obwohl ein Sprachkurs auf 
Ukrainisch und auf Russisch auch als kurs bezeichnet wird. Dies zeigt, dass das 
Auftauchen des Themas Sprachkurs im Kontext der Erteilung eines Aufenthaltstitels 
keineswegs nahe liegt. In der Erläuterung seiner Äußerung „Ljeipzig, Dresden... 
überall“ (Pf 20-21) wendet er sich nicht nur an seine Frau, sondern auch an Frau C, 
die irritiert ihre Erläuterungen unterbricht und schließlich ausdrücklich Nicht-
Verstehen signalisiert. 
Frau Goldberg übersetzt seine Worte lachend und fügt am Ende ihrer Übersetzung 
noch das Partikel „da?“ und zugleich dessen deutsche Übersetzung „ja?“ hinzu. Ihr 
Lachen zeigt, dass ihr Mann auch aus ihrer Sicht etwas missverstanden hat. Die 
nachgestellten Partikel signalisieren jedoch, dass diese Übersetzung zugleich eine 
Frage an die Sachbearbeiterin darstellt. Dies beweist, dass Frau Goldberg die 
bisherigen Erklärungen der Sachbearbeiterin nur partiell verstanden hat.  
Die Sachbearbeiterin verneint die Frage und erklärt nochmals die Bestimmungen zur 
Wohnsitznahme und dass Frau Goldberg unbeschränkt reisen kann. Eine 
Verständnissicherung bezüglich des Themas ‚Integrationskurs’ unternimmt sie 
jedoch nicht. 
Es ist denkbar, dass Frau C, ähnlich wie Frau D, die bereits besprochene direkte 
Rede in den Pf. 11-14 als besonders anschauliches sprachliches Mittel zur Erklärung 
von komplexen institutionellen Sachverhalten für fremdsprachliche Klienten einsetzt. 
Betrachtet man ihre Redebeiträge im vorliegenden Gesprächsausschnitt, ist durchaus 
ihr Bemühen um Verständigung ersichtlich. Sie redet langsam, macht regelmäßig 
Mikropausen und paraphrasiert zwei ihrer Aussagen („Berechtigung zur Teilnahme,“ 
Pf. 8 und „Berechtigung wird ungültig,“ Pf. 11).  
Bei ihren Ausführungen handelt es sich um komplexe institutionelle Sachverhalte. 
Wie wird dieses institutionelle Wissen hier vermittelt?  
 84 
Es fällt auf, dass Frau C vermehrt fachsprachliche Ausdrücke benutzt. Dabei 
wechselt sie nicht auf die Meta-Ebene und erklärt diese Begriffe nicht, wie 
beispielsweise in Pf. 4-5: „mit der Auflage Erwerbstätigkeit nicht gestattet und 
Wohnsitznahme im Freistaat Sachsen.“ Die drei Fachbegriffe Auflage, 
Erwerbstätigkeit und Wohnsitznahme – die letzteren zwei sind für Amtsdeutsch 
typische zusammengesetzte Nomen (Rehbein 1998: 668) – bleiben unkommentiert. 
Die Passage in den Pf. 3-6 repräsentiert Schriftsprache. Die verbalisierten 
Informationen befinden sich auf dem ausgestellten Dokument, auf der 
Aufenthaltserlaubnis, und die Sachbearbeiterin trägt sie noch einmal mündlich vor. 
Es entsteht jedoch durch das Verbalisieren kein zusätzlicher Informationsgewinn für 
die Klienten mit offensichtlich sehr mäßigen Deutschkenntnissen. 
In der Pf. 8 „Bestätigung über die Berechtigung zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs“ wird vermutlich ebenfalls die Überschrift des Dokuments 
verbalisiert. Diese stellt eine Kette von Nomen mit Präpositionalphrasen dar, die ein 
Charakteristikum vom schriftlichen Amtsdeutsch sind (Rehbein 1998: 669). Der 
Schlüsselbegriff im Sinne des „institutional key word“ von Koole/ten Thije (1994b) 
Integrationskurs wird nicht weiter erklärt. Dabei handelt es sich um eine 
Fachvokabel, deren Geläufigkeit auch bei Deutsch-Muttersprachlern nicht 
vorausgesetzt werden kann. Dadurch verliert auch die (begrüßenswert 
alltagssprachliche) anschließende Erklärung des Begriffs „Berechtigung in Pf. 8-9 
das heißt (.) Sie können gehen wenn Sie möschten, müssen aber nicht daran 
teilnehmen“ an klärendem Gehalt. 
Hierbei möchte ich aufgrund der parallel zur Aufnahme durchgeführten 
Beobachtungen noch anmerken, dass im vorliegenden Gespräch eine Verzerrung der 
Interaktion durch das Bemühen der Sachbearbeiterin, vermeintlich erwünschtes 
sprachliches Handeln zu produzieren, vorliegen kann. Während der Aufnahmen 
bekam ich den Eindruck, dass sie sich um korrektes Sprechen bemühte, eventuell ist 
damit ihr Klammern am Schriftlichen zu erklären. 
Weiterhin thematisiert Frau C die Frist, nach der die Berechtigung ungültig wird und 
erklärt den Begriff ungültig mit Hilfe der besprochenen direkten Rede. Dieser 
schließt sie die Begründung an: „weil dann haben sie kein Anspruch mehr. (.) Der 
Anspruch zur Teilnahme arlischt dann (.) am vierzehnten sechsten nullsieben.“ Hier 
entsteht ebenfalls das Problem des Fachwortschatzes. Anspruch und erlöschen sind 
auch für fortgeschrittene Lerner schwierige Vokabeln. Die Benutzung dieser Begriffe 
bei der Erklärung des Wortes ungültig verursacht Vagheit, trotz der zweifach 
eingesetzten direkten Rede (Pf. 11 und 13-14). Die Vagheit wird verstärkt durch die 
komplexen zeitlichen Bezüge in den Pf. 11-13, die Frau C mit den abstrakten 
Adverbien anschließend, dann, innerhalb ausdrückt. Diese wären für einen 
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fortgeschrittenen Deutschlerner durchaus angebracht, bleiben aber m.E. für Anfänger 
unverständlich.  
Schließlich thematisiert Frau C noch zwei weitere überreichte Dokumente: „ein 
Merkblatt beigefügt wo das alles beschrieben ist wies langgeht und hier eine Liste 
der aktuellen Kursträger in Sommerdorf.“ Der Fachbegriff Kursträger wird hier 
nicht erläutert und klärt sich auch nicht aus der anschließenden Erläuterung „gucken 
Sie was in Ihrer Nähe is und melden sisch dann (.) bei diesen Kursträgern.“ So 
wissen die Klienten immer noch nicht, dass hinter dem Begriff Integrationskurs sich 
ein Sprachkurs verbirgt und dass ein Kursträger auch als Sprachschule erklärt 
werden kann. Erst die Lektüre der Liste der Kursträger, die vermutlich öfter die 
Bezeichnung Sprachschule enthält, wird den Klienten eine Verstehenshilfe bieten. 
An dieser Stelle muss zur Entlastung der Sachbearbeiterin jedoch berücksichtigt 
werden, dass die Klientin während dieser Erläuterungen wiederholt Verstehen oder 
zumindest Aufmerksamkeit signalisierende Hörersignale gibt, in der Pf. 18 äußert sie 
sogar ausdrücklich ihr Verständnis: „mhmh ich versteh mh.“  
In den Pf. 30-33 lässt sich allerdings gut beobachten, wie die Zugzwänge der 
sprachlichen Interaktion den Hörer auch bei offensichtlichem Nicht-Verstehen zu 
Hörersignalen ‚zwingen’. Herr Goldberg erkennt in den Erklärungen von Frau C den 
Begriff Bescheid, eventuell liest er ihn auch auf dem Dokument, das Frau C ihn 
reicht. Vermutlich deshalb quittiert er mit dem Hörersignal „mhmh“ den ganzen turn 
von Frau C, in dem es paradoxerweise um seine fehlenden Deutschkenntnisse geht 
und den er wohl kaum verstehen kann. Nach demselben Prinzip verlaufen auch die 
Pf. 33-35. 
Dass auch Frau Goldberg den Ausführungen der Sachbearbeiterin nicht wirklich 
folgen kann, wird anhand eines Ausschnitts aus dem drauffolgenden Gespräch 29d 
mit einer anderen Sachbearbeiterin, Frau B klar. Das Fragment will ich hier kurz 
besprechen.  
Nach dem Gespräch 29c wendet sich die Klientin erneut an Frau B, weil sie noch 
Fragen hat41. Eine dieser Fragen betrifft den Integrationskurs. Vermutlich wendet 
sich Frau Goldberg an Frau B, weil diese Russisch spricht. 
Frau B wehrt die Frage zunächst ab, akzeptiert sie dann aber. Es zeigt sich, dass die 
Klientin noch einen erheblichen Klärungsbedarf hat, was den Integrationskurs 
betrifft. Frau Goldberg vermutet zwar, dass es dabei um einen Sprachkurs geht, ist 
sich jedoch nicht sicher. Außerdem hat sie die Unterscheidung zwischen Anspruch 
                                                
41 Am Anfang des Gesprächs 29d werden die Themen ‚Röntgenpass’ und ‚Erklärung’ besprochen, 
die schon im Gespräch 29a Missverständnisse verursacht haben, die die gesamten vier Gespräche 
29a-29d unaufgelöst durchziehen. An dieser Stelle können die Missverständnisse jedoch leider 
nicht besprochen werden. 
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und Verpflichtung und dessen Konsequenzen nicht verstanden. Die Sachbearbeiterin 
versucht den Begriff Verpflichtung zu übersetzen, ihr fehlt jedoch die entsprechende 
russische Vokabel. Daraufhin wendet sie sich an die im Hintergrund sitzende 
Beobachterin, die jedoch auch nicht die genaue Übersetzung, sondern nur das 
russische Modaladverb nada, das auf Deutsch als muss (sein) übersetzt werden kann, 
liefert. Die Sachbearbeiterin ist mit dieser Übersetzung nicht ganz zufrieden, denn sie 
suchte die genaue russische Entsprechung für den Begriff Verpflichtung. Dennoch 
versucht sie unter Verwendung des Modaladverbs den Sachverhalt zu erklären und 
nimmt noch das Modalverb mozhetje (Sie können) hinzu. Die Verständigung 
funktioniert, die Erleichterung der Klientin lässt sich von ihrem plötzlich lebhaften 
Tonfall und ihrem Lachen ablesen.  
Dass die Klientin den Sachverhalt versteht, hängt m.E. nicht zwingend damit 
zusammen, dass der Sachverhalt ins Russische übersetzt wird. Dieselbe 
Erklärungsstrategie, durchgeführt auf Deutsch, unter Verwendung der Modalverben 
können und müssen könnte Frau Goldberg auch mit ihren geringen 
Deutschkenntnissen nachvollziehen. Im Bemühen Frau B’s, eine exakte Übersetzung 
des institutionellen Begriffs zu liefern, zeigt sich m.E. die im Kapitel 7.1.2.3 
erwähnte Angst der Sachbearbeiter vor Ungenauigkeiten, die durch Übersetzungen in 
eine Fremdsprache entstehen könnten. Doch scheint diese Sorge potentiell effektive 
Erklärungsstrategien in der fremdsprachlich geprägten Kommunikation zu 
blockieren. 
Der Gesprächsausschnitt belegt die oben aufgestellte Annahme, dass die 
Erläuterungen Frau C’s zum Thema ‚Integrationskurs’ im Gespräch 29c ihre 
Funktion nicht erfüllen. Ich will an dieser Stelle zusammenfassen, woran das liegt. 
Trotz sichtlichen Bemühens, komplexes institutionelles Wissen den Klienten 
zugänglich zu machen (langsames Sprechtempo, einige Paraphrasen, Einsatz der 
direkten Rede bei der Darstellung der Klienten überlassenen Entscheidungen), 
mangelt es im Gespräch 29c am effektiv klientenorientierten sprachlichen Handeln. 
Die starke Verhaftung der Sachbearbeiterin am schriftlichen Amtsdeutsch erschwert 
das Verstehen für die nicht-muttersprachlichen Klienten. Der Wechsel in die 
Alltagssprache findet zwar statt (z.B. Pf. 9, 11, 13-14, 16-17), doch Schlüsselbegriffe 
(Integrationskurs, Kursträger) werden nicht erklärt. Auffällig ist die seltene 
Verwendung der Verstehenssicherung (Liedke 1997: 169f.) wie nachgeschaltete 
Partikeln ne? oder nicht?, gänzlich fehlen explizite Nachfragen, ob die Klienten das 
Gesagte verstehen42. 
                                                
42 Explizite Verständnisnachfragen sind allerdings im gesamten Korpus selten. 
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Möglich ist, dass Frau C die Sprachkenntnisse von Frau Goldberg überschätzt, dazu 
verleiten auch die regelmäßigen Hörersignale der Klientin. Vermutlich besitzt Frau 
Goldberg vor allem mündliche produktive Fähigkeiten und schriftliche rezeptive 
Fähigkeiten, während ihr das Hörverstehen Schwierigkeiten bereitet.  
Außerdem besteht hier m.E. noch ein grundsätzlicheres Problem: Die Äußerung der 
Sachbearbeiterin „Ihre Betreuerin kann das ja auch nochmal erklären“ (Pf. 37) 
zeigt, dass Frau C auf eine andere Institution hofft, die, vermutlich über 
entsprechende Sprachkenntnisse verfügt und die Erklärungsarbeit übernimmt. Es ist 
m.E. möglich, dass sich hier die Kultur der Behörde zeigt, die angesichts der 
Sprachschwierigkeiten der Klienten kapituliert und die beratenden Aufgaben 
entweder tendenziell auf andere Institutionen verschiebt oder sie gar nicht als ihre 
Aufgaben ansieht. Dies würde bedeuten, dass Frau C die Sprachkenntnisse der 
Klientin nicht über- sondern unterschätzt und eine zuverlässige Verständigung als 
aussichtslos ansieht. Diese bleibt tatsächlich aussichtslos, solange die 
Sachbearbeiterin beim Verbalisieren der Schlüsselbegriffe dem Amtsdeutsch 
verhaftet bleibt. 
Es bietet sich der Vergleich mit dem Gespräch 49 an, in dem Frau D die Handlungen 
erklärt, die im Zusammenhang mit dem komplexen fachlichen Ausdruck 
Widerspruch einlegen ausgeführt werden müssen. Dabei verbalisiert sie die Aspekte, 
die Wagner (1972: 24) dokumentiert: „Widerspruch einlegen ist in der Sprache der 
Verwaltung eben nicht dasselbe wie widersprechen, denn wenn Widerspruch 
eingelegt wird, dann muß das form- und fristgerecht geschehen, damit die 
Rechtsfolgen eintreten“ (zitiert nach Rehbein 1998: 668). Die Sachbearbeiterin 
erwähnt in der Pf. 5 den Schlüsselbegriff Widerspruch: „dann müssen Sie sofort in 
Widerspruch gehen.“ Diesen erklärt sie über mehrere Partiturflächen (10-23), damit 
beginnend, wie lange Widerspruch eingelegt werden kann (Pf. 16). Hierbei ist die 
ungewöhnliche Formulierung „Widerspruch sagen“ interessant, die im Deutschen 
nicht geläufig43, für einen Deutschlerner jedoch gut verständlich ist. Die Information 
wird zugleich mit dem Hinweis schriftlich (Pf. 17) ergänzt. Außerdem weist Frau D 
den Klienten darauf hin, den Bescheid zum Anwalt mitzunehmen (Pf. 18), den zu 
zeigen und sein Nicht-Einverstandensein zu verbalisieren.  
Der Klient im Gespräch 49 besitzt zwar offensichtlich ungleich bessere Kenntnisse 
im Hörverstehen des Deutschen als die ukrainische Klientin im Gespräch 29c. 
Dennoch scheint mir die eben beschriebene Strategie der Vermittlung komplexen 
institutionellen Wissens auch bei einer Konfrontation mit Klienten, deren 
Sprachkenntnisse schwächer sind, effektiver. 
                                                
43 Interessanterweise benutzt auch Herr F im Gespräch 7 (Pf. 24) eine ähnliche Konstruktion: „wenn 
Sie Asyl gesagt haben.“ 
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Es lässt sich festhalten, dass kommunikative Klientenorientierung der 
Behördenmitarbeiter an die Fähigkeit gebunden ist, bei nicht-deutschen Klienten mit 
schwachen Deutschkenntnissen das Sprachniveau zu variieren, bei essentiellen 
Informationen und institutional key words neben fach- und schriftsprachlichen 
Ausdrücken auch Alltagssprache einzusetzen, Handlungsbeschreibungen zu 
atomisieren, mit anderen Worten zu wiederholen und verständigungsorientierte 
Partikel sowie Verständnisnachfragen einzusetzen (die Effektivität der letzten beiden 
Punkte belegt diese Arbeit allerdings nicht). Außerdem wirkt demonstrative 
Perspektivenübernahme, wie das Thematisieren von Gefühlen der Klienten, sowie 
umfassendes Informieren des Klienten über seine Handlungsmöglichkeiten m.E. 
positiv auf das Gesprächsklima. 
8.7 Ausblick für die Korpusanalyse 
Die im Kapitel 8 durchgeführte Analyse nutzt lediglich einen Bruchteil von dem 
Potential, das das im Rahmen dieser Arbeit erhobene Datenkorpus bietet.  
Das hier erarbeitete Analyseergebnis zum Einsatz direkter Rede in Verbalisierungen 
fiktiver institutionsunabhängiger Klientenentscheidungen verdient einen Vergleich 
mit weiteren Passagen, in denen solche Entscheidungsprozesse thematisiert werden 
oder thematisiert werden könnten. Dies ist beispielsweise durch computergestützte 
Volltextsuche im Korpus nach den Stichworten ‚Entscheidung’ und ‚entscheiden’ 
möglich. 
Die vorläufige Fragestellung dieser Arbeit zu spezifischen vorhandenen Strategien 
der Wissensvermittlung erschöpft sich mit der durchgeführten Analyse nicht. Es 
bietet sich an, weitere, im Laufe der exemplarischen Analyse des Gesprächs 45 
gefundene rich points mit ähnlichen Fällen zu konfrontieren.  
Zu solchen Fragmenten gehören Ankündigungen der für Klienten negativen 
Informationen (Pf. 6; 9-10) sowie Begründungen und Legitimierungen ebensolcher 
Informationen (Pf. 20-21; 69; 71-72). Die Untersuchung der eventuell deeskalativen 
Funktion dieser Strategien könnte zur genaueren Bestimmung klientenorientierten 
sprachlichen Handelns in der Ausländerbehörde beitragen. 
Um weitere verständigungsfördernde sprachliche Mittel und klientenorientierte 
Strategien zu eruieren, könnten einerseits offensichtlich oder latent konfliktäre 
Gesprächspassagen und andrerseits Fragmente, die zur Vermittlung komplexen 
professionellen Wissens dienen, untersucht werden. 
Zwei weitere Aspekte sind bei der Durchsicht des Korpus auffällig, konnten aber in 
dieser Arbeit nicht behandelt werden: Erstens die sich in verschiedenen Gesprächen 
manifestierende Funktion der Mitarbeiter als Übermittler von Bescheiden und 
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Entscheidungen der Zentralen Ausländerbehörde an die Klienten. Die Übermittlung 
wird meist von aufwendigen Verbalisierungen begleitet, die sich, so meine 
Annahme, zu sprachlichen Strategien der Distanzierung und der Legitimation des 
Agentenhandelns zusammenfügen. 
Zweitens zeigt sich in mehreren Gesprächen ein störungsanfälliger, ineffizienter 
Musterdurchlauf beim Thematisieren der Sozialhilfeberechtigung der Klienten durch 
die Mitarbeiter des Bereichs Asyl. Eine genaue Analyse der Fälle könnte in einem 
diesbezüglichen Baustein eines interkulturellen Kommunikationstrainings für die 
Mitarbeiter verwendet werden. 
9. Zusammenfassung und Ausblick 
Auf der Grundlage eines aus authentischen Gesprächen bestehenden Korpus und der 
während der Aufnahmen durchgeführten ethnographischen Forschung wurde in 
dieser Arbeit der Frage nachgegangen, wie Mitarbeiter einer Ausländerbehörde im 
Zuge der Anliegensbearbeitung Wissen an ihre ausländischen Klienten vermitteln.  
Die Rekonstruktion des Handlungsfeldes Ausländerbehörde anhand bereits 
vorhandener Forschungsergebnisse und die durch die Beobachtung sowie 
informellen Gespräche gewonnenen Erkenntnisse über die Spezifik dieser Institution 
ergaben zum einen ein Bild starker Dichotomie, was das Wissen und die 
Handlungsmöglichkeiten der beiden Aktantengruppen, Klienten und Agenten der 
Behörde, betraf. Dieser Zweiteilung und der daraus resultierenden Dominanz der 
Institution wurde in der vorliegenden Arbeit ein hohes latentes Konfliktpotential 
zugewiesen. Zum anderen zeigte sich, dass durch die existentielle Bedeutung der 
ausländerbehördlichen Handlungen für die Klienten dieses Konfliktpotential noch 
verstärkt wird. Die dieser Kommunikation inhärenten Kulturdifferenzen und 
Fremdsprachlichkeit verschärfen die Problematik nochmals.  
Die referierte Forschungsliteratur bestätigte, dass beide beteiligten Seiten die 
Kommunikation in der Behörde als problematisch einschätzen44. Die im Kontext der 
vorliegenden Arbeit durchgeführte ethnographische Forschung belegte darüber 
hinaus, dass der Arbeitsalltag von Agenten der untersuchten Behörde immer wieder 
von emotional belastenden Situationen, von hohen Anforderungen an das 
professionelle Wissen der Behördenmitarbeiter und von verschiedenen 
organisatorischen Schwierigkeiten geprägt ist. 
                                                
44 Vgl. Kapitel 4.4. 
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Diese Spezifik des Handlungsfeldes, so wurde in dieser Arbeit postuliert, verleiht 
dem vermittelnden Agentenhandeln ein besonderes Gewicht. Dies sollte sich im 
Falle einer Klientenorientierung des Agenten und der Behörde im Bemühen um 
Verständigung und Reduzierung des Konfliktpotentials äußern. 
Anhand der exemplarischen Analyse eines Gesprächs mit Hilfe der 
diskursanalytischen Methode konnte ein sprachliches Mittel – die Nutzung der 
direkten Rede – fokussiert und in der nachfolgenden Konfrontation mit 
vergleichbaren Passagen aus weiteren Gesprächen bezüglich ihrer Funktion 
untersucht werden. Die Leistung dieser aus der linguistischen Erzählforschung 
bekannten sprachlichen Form besteht im szenischen Darstellen und in ihrer 
grammatischen Einfachheit. Der Einsatz der direkten Rede korrelierte mit der 
Vermittlung komplexen institutionellen Wissens und in einigen Fällen mit einer 
latenten Konflikthaftigkeit der interkulturellen Interaktion (Weidemann/Straub 
2000). 
Es zeigte sich, dass die direkte Rede im Korpus in zwei verschiedenen Funktionen 
auftauchte: 
1. Zur Vermittlung komplexen institutionenbezogenen Wissens und zum 
Vorformulieren von sprachlichen Handlungen in Kombination mit einer 
Atomisierung von Handlungsschritten. Diese sprachliche Strategie habe ich als 
szenisches Erklären bezeichnet. 
2. Als Mittel zur Darstellung der eigens von Klienten zu treffenden Entscheidungen. 
Zunächst wurde dem sprachlichen Mittel eine verständigungsfördernde Rolle in der 
interkulturellen Behördenkommunikation zugeschrieben und sein Einsatz als 
Resultat einer Klientenorientierung des Behördenvertreters angesehen. 
Die weitere Analyse eines direkte Rede enthaltenden Gesprächs zeigte jedoch, dass 
das Festhalten des Agenten am Schriftsprachlichen und Fachsprachlichen sowie die 
fehlende Erklärung der institutionellen Schlüsselbegriffe die verständnisfördernde 
Wirkung dieses sprachlichen Mittels verhindern kann. 
Anhand der analysierten Gespräche konnte klientenorientiertes sprachliches Handeln 
als an folgende Merkmale gebunden ermittelt werden: an die Fähigkeit, das 
Sprachniveau entsprechend des Laienwissens und der Fremdsprachlichkeit der 
Klienten zu variieren, bei Erläuterungen essentieller Informationen verschiedene 
Verständigungsstrategien (szenisches Erklären, Paraphrasen, Wiederholungen) 
einzusetzen und darüber hinaus dem Klienten über Perspektivenübernahmen und 
umfassendes Beraten die Bereitschaft auf ihn einzugehen zu signalisieren und somit 
auch dem Konfliktpotential entgegenzuwirken. 
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Aus diesen Erkenntnissen und mit Rückgriff auf das Datenkorpus lassen sich 
konkrete Inhalte für ein interkulturelles Kommunikationstraining ableiten. Die 
Analyse der Gespräche zeigte exemplarisch, wie die Verständigung trotz guten 
Willens der Sachbearbeiterin nicht gelingt. Solche Probleme lassen sich durch 
Rollenspiele lindern, in denen sprachliche Strategien für ein klientenorientiertes 
professionelles Handeln geübt und ineffektive sprachliche Muster korrigiert werden 
können. 
Die Grenzen der in der Auswertung empirischer, authentischer Daten eingesetzten 
Methode der Diskursanalyse und der auf dieser Methode basierenden Trainings 
werden jedoch deutlich, betrachtet man weitere, im Laufe dieser Arbeit 
angesprochene mögliche Probleme in Ausländerbehörden wie Fremdenfeindlichkeit 
der Mitarbeiter, klientenfeindliche, problematische Abteilungs- oder Behördenkultur 
bzw. -organisation sowie die sich in der Ausländerbehörde widerspiegelnden 
politischen und sozialen Probleme der Gesellschaft. 
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11. Anhang 
Die Übersicht des Korpus, das Aufnahmenprotokoll, die transkribierten Gespräche, 
die Liste der benutzten Transkriptionskonventionen sowie das für das Einholen der 
Aufnahmeerlaubnis verwendete Schreiben befinden sich in dem zur Arbeit 
gehörenden Extraband. 
 
